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Erster Tell
Ausiibung eines Handwerks und eines handwerkséahnlicher
Gewerbes

Erster Abschnitt
Berechtigung zum selbstandigen Betrieb eines
zulassungspflichtigen Handwerks

8§ 1 (1) Der selbstéandige Betrieb eines zulassungspflicht
Handwerks als stehendes Gewerbe ist nur den in der Handw
rolle eingetragenen naturlichen und juristischen Personen
Personengesellschaften gestattet. Personengesellschaften i
ne dieses Gesetzes sind Personenhandelsgesellschaften u
sellschaften des blrgerlichen Rechts.

eines ohne Hilfskrafte Vollzeit arbeitenden Betriebs des betref-
fenden Handwerkszweigs nicht Gbersteigt.

(3) Hilfsbetriebe im Sinne des Absatzes 1 sind unselbstéandige,
der wirtschaftlichen Zweckbestimmung des Hauptbetriebs die-
nende Betriebe eines zulassungspflichtigen Handwerks, wenn sie

1. Arbeiten fir den Hauptbetrieb oder fiir andere dem Inhaber
des Hauptbetriebs ganz oder iberwiegend gehdrende Betriebe
genausfuhren oder

ezkd-eistungen an Dritte bewirken, die
un@) als handwerkliche Arbeiten untergeordneter Art zur ge-
m Sin-brauchsfertigen Uberlassung tiblich sind oder
nd ®gin unentgeltlichen Pflege-, Installations-, Instandhaltungs-
oder Instandsetzungsarbeiten bestehen oder

(2) Ein Gewerbebetrieb ist ein Betrieb eines zulassungspflich<) in entgeltlichen Pflege-, Installations-, Instandhaltungs-

tigen Handwerks, wenn er handwerksmaRig betrieben wird
ein Gewerbe vollstandig umfalit, das in der Anlage A aufgef
ist, oder Téatigkeiten ausgetbt werden, die fur dieses Gew
wesentlich sind (wesentliche Tatigkeiten). Keine wesentlic
Tatigkeiten sind insbesondere solche, die

1. in einem Zeitraum von bis zu drei Monaten erlernt wer
kdnnen,

zwar eine langere Anlernzeit verlangen, aber fiir das Ges
bild des betreffenden zulassungspflichtigen Handwerks
benséchlich sind und deswegen nicht die Fertigkeiten
Kenntnisse erfordern, auf die die Ausbildung in diesem Hg
werk hauptsachlich ausgerichtet ist, oder

nicht aus einem zulassungspflichtigen Handwerk entsta
sind.

Die Ausiibung mehrerer Tatigkeiten im Sinne des Satzes 2

und 2 ist zulassig, es sei denn, die Gesamtbetrachtung ergibt
sie fur ein bestimmtes zulassungspflichtiges Handwerk we
lich sind.

(3) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Arbeit wird
machtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun
rates die Anlage A zu diesem Gesetz dadurch zu andern, d
darin aufgefuhrte Gewerbe streicht, ganz oder teilweise zu
menfal3t oder trennt oder Bezeichnungen fir sie festsetzt, s
es die technische und wirtschaftliche Entwicklung erfordert.

2.

3.

8§ 2 Die Vorschriften dieses Gesetzes flir den selbstandiger
trieb eines zulassungspflichtigen Handwerks gelten auch

1. fir gewerbliche Betriebe des Bundes, der Lander, der Gen
den und der sonstigen juristischen Personen des offentli
Rechts, in denen Waren zum Absatz an Dritte handwerks
RBig hergestellt oder Leistungen fir Dritte handwerksmafigd
wirkt werden,

. fir handwerkliche Nebenbetriebe, die mit einem Vers
gungs- oder sonstigen Betrieb der in Nummer 1 bezeichn
offentlich-rechtlichen Stellen verbunden sind,

men eines zulassungspflichtigen Handwerks, der Indus
des Handels, der Landwirtschaft oder sonstiger Wirtsch
und Berufszweige verbunden sind.

83 (1) Ein handwerklicher Nebenbetrieb im Sinne des § 2 N
und 3 liegt vor, wenn in ihm Waren zum Absatz an Dritte ha
werksmaRig hergestellt oder Leistungen fiir Dritte handwerks
3ig bewirkt werden, es sei denn, dal3 eine solche Tatigkeit n
unerheblichem Umfang ausgetbt wird, oder daf3 es sich um ¢
Hilfsbetrieb handelt.

(2) Eine Téatigkeit im Sinne des Absatzes 1 ist unerhebl

. fir handwerkliche Nebenbetriebe, die mit einem Unterrqj)g

und oder Instandsetzungsarbeiten an solchen Gegenstanden
(ihrt  bestehen, die in einem Hauptbetrieb selbst hergestellt wor-
erbe den sind oder fir die der Hauptbetrieb als Hersteller im
hen Sinne des Produkthaftungsgesetzes gilt.

gn4 (1) Nach dem Tod des Inhabers eines Betriebs diirfen
der Ehegatte, der Lebenspartner, der Erbe, der Testamentsvoll-
astnecker, Nachlassverwalter, Nachlassinsolvenzverwalter oder
MNachlasspfleger den Betrieb fortfiihren, ohne die Voraussetzun-
weh fir die Eintragung in die Handwerksrolle zu erfiillen. Sie
riteben daflir Sorge zu tragen, dass unverziglich ein Betriebslei-
ter (8§ 7 Abs. 1) bestellt wird. Die Handwerkskammer kann in
fiésteféllen eine angemessene Frist setzen, wenn eine ordnungs-
gemalie Fuhrung des Betriebs gewéhrleistet ist.

61gr]2) Nach dem Ausscheiden des Betriebsleiters haben der in die
\]H dwerksrolle eingetragene Inhaber eines Betriebs eines zu-
X ngspflichtigen Handwerks oder sein Rechtsnachfolger oder
>‘:s%'stige verflgungsberechtigte Nachfolger unverzuglich fur die
=rEinsetzung eines anderen Betriebsleiters zu sorgen.

des-

aB Bs Wer ein Handwerk nach § 1 Abs. 1 betreibt, kann hierbei

samch Arbeiten in anderen Handwerken nach § 1 Abs. 1 ausfiihren,

bweihn sie mit dem Leistungsangebot seines Gewerbes technisch
oder fachlich zusammenh&ngen oder es wirtschaftlich erganzen.

n

B&a (1) Offentliche Stellen, die in Verfahren auf Grund die-
ses Gesetzes zu beteiligen sind, kdnnen Uber das Ergebnis unter-
h&ightet werden, soweit dies zur Erfillung ihrer Aufgaben erfor-
cHerich ist. Der Empféanger darf die bermittelten Daten nur fir
8D Zweck verarbeiten oder nutzen, fiir dessen Erflllung sie ihm
gihermittelt worden sind.
(2) Handwerkskammern durfen sich, soweit dieses Gesetz
eine besonderen Vorschriften enthélt, gegenseitig, auch durch
’@;‘ermittlung personenbezogener Daten, unterrichten, auch
urch Abruf im automatisierten Verfahren, soweit dies zur Fest-
stellung erforderlich ist, ob der Betriebsleiter die Voraussetzun-
n fur die Eintragung in die Handwerksrolle erfullt und ob er
sl88ine Aufgaben ordnungsgemaR wahrnimmt. Das Bundesmini-
Ald8arium fir Wirtschaft und Arbeit wird erméchtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Einzelheiten eines
Abrufs im automatisierten Verfahren zu regeln.

r.2
nd-
ma-
urin
2ifed (1) Die Handwerkskammer hat ein Verzeichnis zu fiih-
ren, in welches die Inhaber von Betrieben zulassungspflichti-
igdrer Handwerke ihres Bezirks nach Maf3gabe der Anlage D Ab-

D

Zweiter Abschnitt
Handwerksrolle

wenn sie wahrend eines Jahres die durchschnittliche Arbeit

sgeltnitt | zu diesem Gesetz mit dem von ihnen zu betreibenden
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Handwerk oder bei Ausiibung mehrerer Handwerke mit die
Handwerken einzutragen sind (Handwerksrolle).

2sember 1988 Uber eine allgemeine Regelung zur Anerkennung
der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijahrige Berufs-

(2) Eine Einzelauskunft aus der Handwerksrolle ist jedenm ausbildung abschliel3en (ABI. EG 1989 Nr. L 19 S. 16) in der je-

erteilen, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft darlegt. Ei
stenmaRige Ubermittlung von Daten aus der Handwerksroll
nicht-6ffentliche Stellen ist unbeschadet des Absatzes 4 zulg
wenn sie zur Erfullung der Aufgaben der Handwerkskamme
forderlich ist oder wenn der Auskunftbegehrende ein berecht
Interesse an der Kenntnis der zu Gibermittelnden Daten glau
darlegt und kein Grund zu der Annahme besteht, dalR der Be
fene ein schutzwirdiges Interesse an dem Ausschlufd der
mittlung hat. Ein solcher Grund besteht nicht, wenn Vor- und
milienname des Betriebsinhabers oder des gesetzlichen W
ters oder des Betriebsleiters oder des fiir die technische Le
des Betriebs verantwortlichen personlich haftenden Gesells
ters, die Firma, das ausgeiibte Handwerk oder die Anschrif
gewerblichen Niederlassung ubermittelt werden. Die Ubern
lung von Daten nach den Sétzen 2 und 3 ist nicht zuléssig, V
der Gewerbetreibende widersprochen hat. Auf die Widerspry
moglichkeit sind die Gewerbetreibenden vor der ersten Uber
lung schriftlich hinzuweisen.

(3) Offentlichen Stellen sind auf Ersuchen Daten aus
Handwerksrolle zu Ubermitteln, soweit die Kenntnis tatsachli
oder rechtlicher Verhéltnisse des Inhabers eines Betriebs
zulassungspflichtigen Handwerks (8§ 1 Abs. 1) zur Erfiillung

havitils geltenden Fassung, anzuerkennen sind. Die Entscheidung,
eadndie Voraussetzungen fir die Eintragung erfullt sind, trifft die
ddigndwerkskammer. Das Bundesministerium fur Wirtschaft und
r Arbeit kann zum Zwecke der Eintragung in die Handwerksrol-
giesiach Satz 1 im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
bfiafBildung und Forschung durch Rechtsverordnung mit Zustim-
:trofing des Bundesrates die Voraussetzungen bestimmen, unter de
Uben die in Studien- oder Schulschwerpunkten abgelegten Prii-
Fangen nach Satz 1 Meisterprufungen in zulassungspflichtigen
ctt@rdwerken entsprechen.
tun@?a) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit kann
cloaf-ch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates be-
[ démmen, dal in die Handwerksrolle einzutragen ist, wer in ei-
nitiem anderen Mitgliedstaat der Européaischen Gemeinschaft oder
vémeinem anderen Vertragsstaat des Abkommens liber den Euro-
chaischen Wirtschaftsraum eine der Meisterprifung fur die Aus-
mitbung des zu betreibenden Gewerbes oder wesentlicher Tatigkei-
ten dieses Gewerbes gleichwertige Berechtigung zur Ausiibung
dzines Gewerbes erworben hat.
her(3) In die Handwerksrolle wird ferner eingetragen, wer eine
eivesnahmebewilligung nach § 8 oder § 9 Abs. 1 oder eine Be-
ieeheinigung nach 8§ 9 Abs. 2 fiir das zu betreibende zulassungs-

rer Aufgaben erforderlich ist.

(4) Der Empféanger darf die Ubermittelten Daten nur fir
Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen Erfullung sie ihm
mittelt werden.

(5) Fur das Verandern und Sperren der Daten in der H
werksrolle gelten die Datenschutzgesetze der Lander.

§7
tigen Handwerks wird eine natlrliche oder juristische Pe
oder eine Personengesellschaft in die Handwerksrolle ein
gen, wenn der Betriebsleiter die Voraussetzungen fir die
tragung in die Handwerksrolle mit dem zu betreibenden H
werk oder einem mit diesem verwandten Handwerk erfullt.
Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit bestimmt du
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, welch
lassungspflichtige Handwerke sich so nahestehen, dal3 di
herrschung des einen zulassungspflichtigen Handwerks die
gerechte Ausuibung wesentlicher Téatigkeiten des anderen

sungspflichtigen Handwerks ermdglicht (verwandte zulass
pflichtige Handwerke).

(1a) In die Handwerksrolle wird eingetragen, wer in dem
ihm zu betreibenden oder in einem mit diesem verwandten z
sungspflichtigen Handwerk die Meisterpriifung bestanden h

(2) In die Handwerksrolle werden ferner Ingenieure, Ab
venten von technischen Hochschulen und von staatlichen

staatlich anerkannten Fachschulen fiir Technik und fiir Ges

tung mit dem zulassungspflichtigen Handwerk eingetragen,

der Studien- oder der Schulschwerpunkt ihrer Prifung entsptic

Dies gilt auch fur Personen, die eine andere, der Meisterpri
fur die Ausiibung des betreffenden zulassungspflichtigen H
werks mindestens gleichwertige deutsche staatliche oder

lich anerkannte Prufung erfolgreich abgelegt haben. Daz

héren auch Prifungen auf Grund einer nach § 42 Abs. 2
ses Gesetzes oder nach § 46 Abs. 2 des Berufsbildungsge
erlassenen Rechtsverordnung, soweit sie gleichwertig sind
Abschlussprifung an einer deutschen Hochschule gleichg

sind Diplome, die in einem anderen Mitgliedstaat der Euro
schen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom
Uber den Europaischen Wirtschaftsraum erworben wurden
entsprechend der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21.

(1) Als Inhaber eines Betriebs eines zulassungspfli

pflichtige Handwerk oder fir ein diesem verwandtes zulassungs-
gflichtiges Handwerk besitzt.

liber¢4) aufgehoben

(5) aufgehoben
nd{6) aufgehoben

(7) In die Handwerksrolle wird eingetragen, wer fur das zu be-
treibende Gewerbe oder fir ein mit diesem verwandtes Gewerbe
'c%i[]e Ausibungsberechtigung nach § 7a oder § 7b besitzt.

(8) aufgehoben
(9) Vertriebene und Spataussiedler, die vor dem erstmaligen
= ﬁ_rlassen ihrer Herkunftsgebiete eine der Meisterprifung gleich-
ertige Prufung im Ausland bestanden haben, sind in die Hand-
%senrksrolle einzutragen. Satz 1 ist auf Vertriebene, die am 2. Ok-

son

er 1990 ihren standigen Aufenthalt in dem in Artikel 3 des
iLrjl_igungsvertrages genannten Gebiet hatten, anzuwenden.

Be-

facha (1) Wer ein Handwerk nach § 1 betreibt, erhélt eine Aus-
uldsmgsberechtigung fur ein anderes Gewerbe der Anlage A oder
nfjs-wesentliche Tatigkeiten dieses Gewerbes, wenn die hierflr
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten nachgewiesen sind,;
alabei sind auch seine bisherigen beruflichen Erfahrungen und
lagtigkeiten zu bericksichtigen.

t. (2) 8 8 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.

ol-

% (1) Eine Auslibungsberechtigung fur zulassungspflichti-
“Handwerke, ausgenommen in den Fallen der Nummern 12
rT("J 33 bis 37 der Anlage A, erhalt, wer

dngine Gesellenprifung in dem zu betreibenden zulassungs-
ndpflichtigen Handwerk oder in einem mit diesem verwandten
taatUlassungspflichtigen Handwerk oder eine Abschlusspriifung
eln einem dem zu betreibenden zulassungspflichtigen Hand-
diewerk entsprechenden anerkannten Ausbildungsberuf bestan-

etZ@@n hat und
Pein dem zu betreibenden zulassungspflichtigen Handwerk oder

stellh einem mit diesem verwandten zulassungspflichtigen Hand-
ai-werk oder in einem dem zu betreibenden zulassungspflichti-
ergen Handwerk entsprechenden Beruf eine Tatigkeit von ins-
ungiesamt sechs Jahren ausgelbt hat, davon insgesamt vier Jar
Dere in leitender Stellung. Eine leitende Stellung ist dann anzu-

d
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nehmen, wenn dem Gesellen eigenverantwortliche Ents
dungsbefugnisse in einem Betrieb oder in einem wesentli

N
L

cimei-Ausnahmebewilligung zur Eintragung in die Handwerksrolle

lmei8er in den Fallen des 8 8 Abs. 1 zu erteilen ist. § 8 Abs. 2 bis 4

Betriebsteil Gbertragen worden sind. Der Nachweis hier{iferdet Anwendung.

kann durch Arbeitszeugnisse, Stellenbeschreibungen od
anderer Weise erbracht werden.

3. Die ausgeubte Tatigkeit muss zumindest eine wesentlich
tigkeit des zulassungspflichtigen Handwerks umfasst ha
fur das die Austibungsberechtigung beantragt wurde.

(1a) Die fur die selbstandige Handwerksausiibung erford
chen betriebswirtschaftlichen, kaufménnischen und rechtlig
Kenntnisse gelten in der Regel durch die Berufserfahrung
Absatz 1 Nr. 2 als nachgewiesen. Soweit dies nicht der Fal
sind die erforderlichen Kenntnisse durch Teilnahme an Lehr
gen oder auf sonstige Weise nachzuweisen.

(2) Die Ausubungsberechtigung wird auf Antrag des Gey
betreibenden von der héheren Verwaltungsbehdrde nach A
rung der Handwerkskammer zu den Voraussetzungen des A
zes 1 erteilt. Im Ubrigen gilt § 8 Abs. 3 Satz 2 bis 5 und Abg
entsprechend.

8§ 8 (1) In Ausnahmefallen ist eine Bewilligung zur Eintr
gung in die Handwerksrolle (Ausnahmebewilligung) zu ertei
wenn die zur selbstandigen Austibung des von dem Antrags
zu betreibenden zulassungspflichtigen Handwerks notweng
Kenntnisse und Fertigkeiten nachgewiesen sind; dabei sind

et
1

o
v

er ifi2) Einem Staatsangehdorigen der Mitgliedstaaten der Europai-
schen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens

s tlger den Européischen Wirtschaftsraum, der im Inland keine ge-

pegrbliche Niederlassung unterhalt, ist der selbstandige Betrieb
eines zulassungspflichtigen Handwerks als stehendes Gewerbe
r gestattet, wenn die zustandige Behorde durch eine Beschei-
ung anerkannt hat, dass der Gewerbetreibende die Vorausset-
gen nach Absatz 1 erfillt. Die Bescheinigung wird auf Antrag
Gewerbetreibenden von der héheren Verwaltungsbehdérde er-
f%'it, in deren Bezirk er die Tatigkeit erstmals beginnen will. Die
scheinigung kann auf einen wesentlichen Teil der Tatigkei-
ten beschrankt werden, die zu einem in der Anlage A zu diesem
esetz aufgefiihrten Handwerk gehoren. Die zustandige Behorde
b in eine Stellungnahme der Handwerkskammer einholen. Uber
%tBescheinigung soll innerhalb von vier Wochen seit dem Ein-
‘gang des Antrags entschieden werden. Die Handwerkskammer
und die fur den Vollzug der Gewerbeordnung zustandige Behor-
de sind zu unterrichten. § 8 Abs. 3 Satz 4 gilt entsprechend. § 1

aAbs. 1 findet keine Anwendung.

en, (3) In den Féllen des § 7 Abs. 2a und des § 50a findet § 1

telbs. 1 keine Anwendung, wenn der selbstandige Betrieb im In-

liadl keine Niederlassung unterhalt.
auch

seine bisherigen beruflichen Erfahrungen und Tatigkeiten zy Ber (1) Die Eintragung in die Handwerksrolle erfolgt auf An-

rucksichtigen. Ein Ausnahmefall liegt vor, wenn die Ablegu
einer Meisterprifung zum Zeitpunkt der Antragstellung oder

nach fur ihn eine unzumutbare Belastung bedeuten wirde} &

Ausnahmefall liegt auch dann vor, wenn der Antragsteller ¢
Prufung auf Grund einer nach § 42 Abs. 2 dieses Gesetzes
846 Abs. 2, § 81 Abs. 4 oder § 95 Abs. 4 des Berufsbildung
setzes erlassenen Rechtsverordnung bestanden hat.

(2) Die Ausnahmebewilligung kann unter Auflagen oder
dingungen oder befristet erteilt und auf einen wesentlichen
der Tatigkeiten beschrankt werden, die zu einem in der Anla

N¥ag oder von Amts wegen.

da- 2) Uber die Eintragung in die Handwerksrolle hat die Hand-
wetkskammer eine Bescheinigung auszustellen (Handwerkskar-
PIRS. In die Handwerkskarte sind einzutragen der Name und die
A chrift des Inhabers eines Betriebs eines zulassungspflichti-
e Handwerks, der Betriebssitz, das zu betreibende zulassungs-
pflichtige Handwerk und bei Austibung mehrerer zulassungs-
3 flichtiger Handwerke diese Handwerke sowie der Zeitpunkt der
Ethtragung in die Handwerksrolle. In den Féllen des § 7 Abs. 1

I zusatzlich der Name des Betriebsleiters, des fiir die techni-

zu diesem Gesetz aufgeflihrten Gewerbe gehoren; in diesemdalb

geniigt der Nachweis der hierfiir erforderlichen Kenntnisse
Fertigkeiten.

(3) Die Ausnahmebewilligung wird auf Antrag des Gewer
treibenden von der héheren Verwaltungsbehérde nach Anhg
der Handwerkskammer zu den Voraussetzungen der Absg

und 2 und des § 1 Abs. 2 erteilt. Die Handwerkskammer kan
eine Stellungnahme der fachlich zustandigen Innung oder| Bel

rufsvereinigung einholen, wenn der Antragsteller ausdrick
zustimmt. Sie hat ihre Stellungnahme einzuholen, wenn der
tragsteller es verlangt. Die Landesregierungen werden ern
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dal? abweichen
Satz 1 an Stelle der héheren Verwaltungsbehérde eine ande
horde zustandig ist. Sie konnen diese Erméchtigung auf ob;
Landesbehérden Ubertragen.

(4) Gegen die Entscheidung steht neben dem Antrags
auch der Handwerkskammer der Verwaltungsrechtsweg o
die Handwerkskammer ist beizuladen.

n Leitung verantwortlichen personlich haftenden Gesellschaf-
Uaes oder des Leiters eines Nebenbetriebs einzutragen. Die H6he
der fir die Ausstellung der Handwerkskarte zu entrichtenden Ge-

PBUhr wird durch die Handwerkskammer mit Genehmigung der

'dBersten Landesbehdrde bestimmi.
tze 1

ann
11 Die Handwerkskammer hat dem Gewerbetreibenden die

lipgabsichtigte Eintragung in die Handwerksrolle gegen Emp-
Adngsbescheinigung mitzuteilen; gleichzeitig und in gleicher
Algise hat sie dies der Industrie- und Handelskammer mitzutei-
465 wenn der Gewerbetreibende dieser angehort.

e Be-

e8tE2 Gegen die Entscheidung Uber die Eintragung eines der
Industrie- und Handelskammer angehdrigen Gewerbetreibenden

eiitedie Handwerksrolle steht neben dem Gewerbetreibenden auch
€8t Industrie- und Handelskammer der Verwaltungsrechtsweg
offen.

8 9 (1) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Arbei§ 13 (1) Die Eintragung in die Handwerksrolle wird auf Antrag
wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung [deder von Amts wegen geldscht, wenn die Voraussetzungen fir
Bundesrates zur Durchftihrung von Richtlinien der Europaisctdia Eintragung nicht vorliegen.

Gemeinschaft tber die Niederlassungsfreiheit und den frieier(2) Wird der Gewerbebetrieb nicht handwerksmafiig betrie-
Dienstleistungsverkehr und zur Durchfiihrung des Abkommeéren, so kann auch die Industrie- und Handelskammer die LO-
Uber den Europdischen Wirtschaftsraum zu bestimmen, umsighung der Eintragung beantragen.

welchen Voraussetzungen Staatsangehdrigen der Mitgliedstaatd) Die Handwerkskammer hat dem Gewerbetreibenden die
der Europaischen Gemeinschaft oder eines anderen Vertragsbtabsichtigte Loschung der Eintragung in die Handwerksrolle
tes des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraungegen Empfangsbescheinigung mitzuteilen.
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(4) Wird die Eintragung in die Handwerksrolle geldscht, sa
die Handwerkskarte an die Handwerkskammer zurtickzugek

(5) Die nach Absatz 1 in der Handwerksrolle geléschten
ten sind flr weitere dreif3ig Jahre ab dem Zeitpunkt der Lésch
in einer gesonderten Datei zu speichern. Eine Einzelauskun
dieser Datei ist jedem zu erteilen, der ein berechtigtes Inte
glaubhaft darlegt, soweit der Betroffene kein schutzwiirdiges
teresse an dem Ausschluf® der Ubermittlung hat. § 6 Abs. 4
gilt entsprechend.

§ 14 Einin die Handwerksrolle eingetragener Gewerbetreil;
der kann die L6schung mit der Begriindung, dass der Gewg
betrieb kein Betrieb eines zulassungspflichtigen Handwerk
Sinne des 8 1 Abs. 2 ist, erst nach Ablauf eines Jahres seit
tritt der Unanfechtbarkeit der Eintragung und nur dann beat
gen, wenn sich die Voraussetzungen fir die Eintragung we
lich gedndert haben. Satz 1 gilt fir den Antrag der Industrie-
Handelskammer nach § 13 Abs. 2 entsprechend.

§ 15 Ist einem Gewerbetreibenden die Eintragung in die Ha
werksrolle abgelehnt worden, so kann er die Eintragung mit
Begrundung, dal3 der Gewerbebetrieb nunmehr Handwerl
trieb ist, erst nach Ablauf eines Jahres seit Eintritt der Unanfe
barkeit der Ablehnung und nur dann beantragen, wenn sic
Voraussetzungen flr die Ablehnung wesentlich geédndert hal

§ 16 (1) Wer den Betrieb eines zulassungspflichtigen Ha
werks nach § 1 anfangt, hat gleichzeitig mit der nach § 14

Gewerbeordnung zu erstattenden Anzeige der hiernach zustaa

gen Behorde die Uber die Eintragung in die Handwerksrolle
gestellte Handwerkskarte (§ 10 Abs. 2) vorzulegen. Der Inh
eines Hauptbetriebs im Sinne des § 3 Abs. 3 hat der fir die
gegennahme der Anzeige nach 8§ 14 der Gewerbeordnung z
digen Behérde die Austibung eines handwerklichen Neben-
Hilfsbetriebs anzuzeigen.

(2) Der Gewerbetreibende hat ferner der Handwerkskam
in deren Bezirk seine gewerbliche Niederlassung liegt ode
nach 8§ 6 Abs. 2 fiir seine Eintragung in die Handwerksrolle
standig ist, unverzlglich den Beginn und die Beendigung se
Betriebs und in den Féllen des § 7 Abs. 1 die Bestellung
Abberufung des Betriebsleiters anzuzeigen,; bei juristischen
sonen sind auch die Namen der gesetzlichen Vertreter, bei
sonengesellschaften die Namen der fur die technische Le
verantwortlichen und der vertretungsberechtigten Gesellsch
anzuzeigen.

(3) Wird der selbstandige Betrieb eines zulassungspflicht
Handwerks als stehendes Gewerbe entgegen den Vorsch
dieses Gesetzes ausgelibt, so kann die hach Landesrecht 2
dige Behorde die Fortsetzung des Betriebs untersagen. Dig
tersagung ist nur zuldssig, wenn die Handwerkskammer un
Industrie- und Handelskammer zuvor angehért worden sind
in einer gemeinsamen Erklarung mitgeteilt haben, dass si¢
Voraussetzungen einer Untersagung als gegeben ansehen.

(4) Konnen sich die Handwerkskammer und die Indus
und Handelskammer nicht Gber eine gemeinsame Erkla
nach Absatz 3 Satz 2 verstandigen, entscheidet eine von
Deutschen Industrie- und Handelskammertag und dem
schen Handwerkskammertag (Tragerorganisationen) gemei
fur die Dauer von jeweils vier Jahren gebildete Schlichtungs
mission. Die Schlichtungskommission ist erstmals zum 1.
2004 zu bilden.

(5) Der Schlichtungskommission gehdren drei Mitglieder

istat eine Tragerorganisation ein Mitglied nicht innerhalb von ei-
arem Monat nach Benennung des Mitglieds der anderen Trageror-
Dganisation benannt, so erfolgt die Benennung durch das Bundes-
unipisterium fur Wirtschaft und Arbeit. Das Bundesministerium

it wsNVirtschaft und Arbeit benennt auch das vorsitzende Mitglied,
assan sich die Tragerorganisationen nicht innerhalb eines Monats
5 inigen kdnnen, nachdem beide ihre Vorschlage fur das gemein-
bsabn zu benennende Mitglied unterbreitet haben. Die Schlich-
tungskommission gibt sich eine Geschaftsordnung.

(6) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit wird er-
dRachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
sfisdes das Schlichtungsverfahren zu regeln.

5 im(7) Halt die zustandige Behorde die Erklarung nach Absatz 3
[Satz 2 oder die Entscheidung der Schlichtungskommission fur
Ztrachtswidrig, kann sie unmittelbar die Entscheidung der obersten
sdndesbehdrde herbeifuhren.
und(8) Bei Gefahr im Verzug kann die zustandige Behoérde die
Fortsetzung des Gewerbes auch ohne Einhaltung des Verfahrens
nach Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 vorlaufig untersagen.
lnd_(9) Die Ausiibung des untersagten Gewerbes durch den Ge-
rbetreibenden kann durch SchlieBung der Betriebs- und Ge-
SchaftsrAume oder durch andere geeignete MafRhahmen verhin:
rt werden.
i410) Die Schlichtungskommission kann auch angerufen wer-
é‘ﬁ_n, wenn sich in den Féllen des § 90 Abs. 3 die Handwerks-
ammer und die Industrie- und Handelskammer nicht Gber die

n
D

ugehorigkeit eines Gewerbetreibenden zur Handwerkskammer
@er zur Industrie- und Handelskammer einigen kénnen. Die Ab-
.Safze 4 bis 6 gelten entsprechend. Halt der Gewerbetreibende die
Scheidung der Schlichtungskommission fir rechtswidrig, so
:Egl;[scheidet die oberste Landesbehérde. § 12 gilt entsprechend.

Ent-
1sgdr- (1) Die in der Handwerksrolle eingetragenen oder in diese
ogiezutragenden Gewerbetreibenden sind verpflichtet, der Hand-
werkskammer die fur die Priifung der Eintragungsvoraussetzun-
ngan erforderliche Auskunft Gber Art und Umfang ihres Betriebs,
Oleer die Zahl der im Betrieb beschéftigten gelernten und un-
Zgelernten Personen und tber handwerkliche Prifungen des Be-
itdgbsinhabers und des Betriebsleiters sowie Uber die vertragli-
uglle und praktische Ausgestaltung des Betriebsleiterverhéltnisses
Rparerteilen. Auskinfte und Informationen, die fur die Prifung der
Bé#ntragungsvoraussetzungen nach Satz 1 nicht erforderlich sind,
tdiigfen von der Handwerkskammer nicht, auch nicht fir Zwecke
afterr Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, ver-
wertet werden. Die Handwerkskammer kann fir die Erteilung
géer Auskunft eine Frist setzen.
riftef2) Die Beauftragten der Handwerkskammer sind nach Mal3-
igabe-des 8 29 Abs. 2 der Gewerbeordnung befugt, zu dem in
» Blpsatz 1 bezeichneten Zweck Grundstiicke und Geschaftsréu-
d e des Auskunftspflichtigen zu betreten und dort Prifungen und
uBrkichtigungen vorzunehmen. Der Auskunftspflichtige hat die-
> gdMlalRnahmen zu dulden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit ein-
rigeschrankt.
und3) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fra-
dem verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in
1883 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilproze3ordnung bezeichneten
sagehorigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines
Werfahrens nach dem Gesetz tiber Ordnungswidrigkeiten ausset-
Jedin wiirde.
(4) Sofern ein Gewerbetreibender ohne Angabe von Name
annd Anschrift unter einem Telekommunikationsanschlufd Hand-

von denen je ein Mitglied von jeder Tragerorganisation und| eirerksleistungen anbietet und Anhaltspunkte dafiir bestehen, daf3
Mitglied von beiden Tragerorganisationen gemeinsam zu benenden selbstandigen Betrieb eines Handwerks als stehendes Ge
nen sind. Das gemeinsam benannte Mitglied fuhrt den Vorsiterbe entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes austibt, ist de
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Anbieter der Telekommunikationsdienstleistung verpflichtet,
Handwerkskammern auf Verlangen Namen und Anschrift
AnschluBinhabers unentgeltlich mitzuteilen.

Dritter Abschnitt
Zulassungsfreie Handwerke und handwerksahnliche
Gewerbe

§ 18 (1) Wer den selbstéandigen Betrieb eines zulassungs
en Handwerks oder eines handwerkséhnlichen Gewerbes a
hendes Gewerbe beginnt oder beendet, hat dies unverzuglig
Handwerkskammer, in deren Bezirk seine gewerbliche Nie
lassung liegt, anzuzeigen. Bei juristischen Personen sind auc
Namen der gesetzlichen Vertreter, bei Personengesellschaft
Namen der vertretungsberechtigten Gesellschafter anzuzeig

(2) Ein Gewerbe ist ein zulassungsfreies Handwerk im Sj
dieses Gesetzes, wenn es handwerksmaRig betrieben wir
in Anlage B Abschnitt 1 zu diesem Gesetz aufgefiihrt ist.
Gewerbe ist ein handwerkséhnliches Gewerbe im Sinne d
Gesetzes, wenn es handwerksahnlich betrieben wird und in
lage B Abschnitt 2 zu diesem Gesetz aufgefuhrt ist.

(3) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit wird
machtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun
rates die Anlage B zu diesem Gesetz dadurch zu éndern, d
darin aufgefiihrte Gewerbe streicht, ganz oder teilweise zu
menfal3t oder trennt, Bezeichnungen fir sie festsetzt oder di
werbegruppen aufteilt, soweit es die technische und wirtsch
che Entwicklung erfordert.

8§19 Die Handwerkskammer hat ein Verzeichnis zu fihren
welches die Inhaber eines Betriebs eines zulassungsfreien |
werks oder eines handwerksahnlichen Gewerbes nach Mal
der Anlage D Abschnitt Il zu diesem Gesetz mit dem von ih
betriebenen Gewerbe oder bei Ausiibung mehrerer Gewerb

diesen Gewerben einzutragen sind. § 6 Abs. 2 bis 5 gilt ents

chend.

§ 20 Auf zulassungsfreie Handwerke und handwerksahnl
Gewerbe finden 8 10 Abs. 1, die 8§ 11, 12, 13 Abs. 1 bis 3,5
88 14, 15 und 17 entsprechend Anwendung.

Zweiter Teil
Berufsbildung im Handwerk

Erster Abschnitt
Berechtigung zum Einstellen und Ausbilden

8§ 21 (1) Lehrlinge (Auszubildende) darf nur einstellen, w
personlich geeignet ist. Lehrlinge (Auszubildende) darf nur
bilden, wer personlich und fachlich geeignet ist.

(2) Personlich nicht geeignet ist insbesondere, wer

1. Kinder und Jugendliche nicht beschéaftigen darf oder

2. wiederholt oder schwer gegen dieses Gesetz oder die

Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften und Be
mungen verstof3en hat.

(3) Vorbehaltlich der Absatze 5 bis 7 ist fachlich nicht gee
net, wer

1. die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten und Kenntn
oder

2. die erforderlichen berufs- und arbeitspddagogischen Ke
nisse nicht besitzt.

(4) Wer fachlich nicht geeignet ist oder wer nicht selbst g

deneinen Ausbilder bestellt, der persdnlich und fachlich fir die
deerufsausbildung geeignet ist.
(5) In einem zulassungspflichtigen Handwerk besitzt die fach-
liche Eignung, wer

1. die Meisterpriufung in dem zulassungspflichtigen Handwerk,
in dem ausgebildet werden soll, oder in einem mit diesem ver-
wandten Handwerk bestanden hat oder

f?ei-in dem zulassungspflichtigen Handwerk, in dem ausgebildet
s St}Q/_erden soll, oder in einem mit diesem verwandten Handwerk
h dgpch den 88 7, 7aund 7b ausiibungsberechtigt ist oder nach § 8
der£ine Ausnahmebewilligung erhalten und den Teil IV der Mei-
h gidterprafung oder eine gleichwertige andere Priifung bestanden
endie™
jen.(6) Fur ein zulassungsfreies Handwerk oder ein handwerks-
ridgnliches Gewerbe besitzt die fiir die fachliche Eignung erforder-
dlighgn beruflichen Fertigkeiten und Kenntnisse, wer die Meister-
gmufung in dem zulassungsfreien Handwerk oder in dem hand-
ayegksahnlichen Gewerbe, in dem ausgebildet werden soll, be-
Aignden hat oder die Voraussetzungen nach § 76 des Berufs-
bildungsgesetzes erfillt. Die berufs- und arbeitspadagogischen
hKenntnisse besitzt, wer entsprechend den 88 20 und 21 des Be-
degsbildungsgesetzes geeignet ist oder den Teil IV der Meister-
apréling oder eine gleichwertige andere Prifung bestanden hat.
sam(7) Die nach Landesrecht zustandige Behorde kann Personen,
» die-die Voraussetzungen der Absétze 5 und 6 nicht erfillen, die
afigichliche Eignung nach Anhoren der Handwerkskammer wider-
ruflich zuerkennen.

, 8122 (1) Lehrlinge (Auszubildende) diirfen nur eingestellt wer-
faed; wenn

¥42h%e Ausbildungsstatte nach Art und Einrichtung fiir die Be-
€N ryfsausbildung geeignet ist,

F?:m ie Zahl der Lehrlinge (Auszubildenden) in einem angemes-
senen Verhaltnis zur Zahl der Ausbildungsplétze oder zur Zahl
der beschéftigten Fachkréafte steht, es sei denn, daf? anderen-

falls die Berufsausbildung nicht geféhrdet wird.

Ch.e(2) Eine Ausbildungsstatte, in der die erforderlichen Fertig-
ﬂ'eeiten und Kenntnisse nicht in vollem Umfang vermittelt wer-
den koénnen, gilt als geeignet, wenn dieser Mangel durch Aus-
bildungsmalRnahmen auf3erhalb der Ausbildungsstatte behoben
wird.

D

§ 23 (1) Die Handwerkskammer hat darliber zu wachen, dal3
die personliche und fachliche Eignung sowie die Eignung der
Ausbildungsstatte vorliegen.

er (2) Werden Mangel der Eignung festgestellt, so hat die Hand-

awgerkskammer, falls der Mangel zu beheben und eine Geféahrdung
des Lehrlings (Auszubildenden) nicht zu erwarten ist, den Aus-
bildenden aufzufordern, innerhalb einer von ihr gesetzten Frist
den Mangel zu beseitigen. Ist der Mangel der Eignung nicht zu
beheben oder ist eine Gefahrdung des Lehrlings (Auszubilden-
jéﬂ) zu erwarten oder wird der Mangel nicht innerhalb der ge-

S88zten Frist beseitigt, so hat die Handwerkskammer der nach

_Landesrecht zustandigen Behdérde dies mitzuteilen.

ig-

S 24 (1) Die nach Landesrecht zustandige Behérde hat das Ein-

fellen und Ausbilden zu untersagen, wenn die personliche oder

fachliche Eignung nicht oder nicht mehr vorliegt.

INNY2) Die nach Landesrecht zustandige Behorde hat ferner fur
eine bestimmte Ausbildungsstétte das Einstellen und Ausbilden

lUBd untersagen, wenn die Voraussetzungen nach § 22 nicht oder

bildet, darf Lehrlinge (Auszubildende) nur dann einstellen, w

enitht mehr vorliegen.
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(3) Vor der Untersagung sind die Beteiligten und die Ha
werkskammer zu héren. Dies gilt nicht in den Fallen des &
Abs. 2 Nr. 1.

Zweiter Abschnitt
Ausbildungsordnung, Anderung der Ausbildungszeit

§ 25 (1) Als Grundlage fur eine geordnete und einheitlig
Berufsausbildung sowie zu ihrer Anpassung an die technisg
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Erfordernisse und d
Entwicklung kann das Bundesministerium fur Wirtschaft und
beit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Bildy
und Forschung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zug
mung des Bundesrates bedarf, fir Gewerbe der Anlage A
Anlage B Ausbildungsberufe staatlich anerkennen und Au
dungsordnungen erlassen. Dabei kénnen in einem Gewerbe
rere Ausbildungsberufe staatlich anerkannt werden, soweit
wegen der Breite des Gewerbes erforderlich ist; die in dieser
rufen abgelegten Abschluprifungen sind Prifungen im S
des § 49 Abs. 1 oder § 51a Abs. 5 Satz 1.
(2) Die Ausbildungsordnung hat mindestens festzulegen

die Bezeichnung des Ausbildungsberufes,

die Ausbildungsdauer; sie soll nicht mehr als drei und n
weniger als zwei Jahre betragen,

die Fertigkeiten und Kenntnisse, die Gegenstand der Be
ausbildung sind (Ausbildungsberufsbild),

eine Anleitung zur sachlichen und zeitlichen Gliederung
Fertigkeiten und Kenntnisse (Ausbildungsrahmenplan),

5. die Prufungsanforderungen.

Die Ausbildungsbezeichnung kann von der Gewerbebezs
nung abweichen. Sie muss jedoch inhaltlich von der Gewe
bezeichnung abgedeckt sein. In der Ausbildungsordnung
vorgesehen werden, daf3 berufliche Bildung durch Fernunter
vermittelt wird. Dabei kann bestimmt werden, daf3 nur sol
Fernlehrgdnge verwendet werden durfen, die nach § 12 A
des Fernunterrichtsschutzgesetzes in der Fassung der Be
machung vom 4. Dezember 2000 (BGBI. | S. 1670), zul

1.
2.

3.

4,

nd- (4) In weiteren Stufen der besonderen beruflichen Fachbil-
ding sollen die zur Ausiibung einer qualifizierten Berufstatigkeit
erforderlichen praktischen und theoretischen Kenntnisse und Fer-
tigkeiten vermittelt werden.

(5) Die Ausbildungsordnung kann bestimmen, dal3 bei Pri-
fungen, die vor Abschluf3 einzelner Stufen abgenommen werden,
die Vorschriften tGber die Gesellenpriifung entsprechend gelten.
he (6) In den Fallen des Absatzes 1 kann die Ausbildungsdauer
h&®5 Abs. 2 Nr. 2) unterschritten werden.
eren

A%:Ga Die Ausbildungsordnung kann festlegen, daR die Berufs-
t

3,

sbildung in geeigneten Einrichtungen aufRerhalb der Ausbil-

ISiigil&gssté\tte durchgefuhrt wird, wenn und soweit es die Berufs-
\&Hsbildung erfordert.

meh-

diedy (1) Fir einen anerkannten Ausbildungsberuf darf nur nach
Ber Ausbildungsordnung ausgebildet werden.

inndg2) In anderen als anerkannten Ausbildungsberufen dirfen
Jugendliche unter 18 Jahren nicht ausgebildet werden, soweit
die Berufsausbildung nicht auf den Besuch weiterfihrender Bil-
dungsgange vorbereitet.

. (3) Zur Entwicklung und Erprobung neuer Ausbildungsfor-

'qlﬂ%n kann das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Bildung und For-

rglshung nach Anhoren des Standigen Ausschusses des Bundesin
stituts fur Berufsbildung (88 50ff. Berufsbildungsgesetz) durch
deechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, Ausnahmen zulassen, die auch auf eine bestimmte Art
und Zahl von Ausbildungsstatten beschrankt werden kénnen.

2ich-

rBe27a (1) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit
k&apn im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Bildung
riepg Forschung nach Anhdren des Stéandigen Ausschusses de:
cBeindesinstituts fur Berufsbildung durch Rechtsverordnung be-
hStimmen, dal’ der Besuch einer berufsbildenden Schule oder die
Beufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung ganz oder teil-
swgise auf die Ausbildungszeit anzurechnen ist.

geéandert durch Artikel 25 Abs. 5 des Gesetzes vom 23. Juli
(BGBI. | S. 2850) zugelassen oder nach § 15 Abs. 1 des Fe
terrichtsschutzgesetzes als geeignet anerkannt worden sin
(3) Werden Gewerbe in der Anlage A oder in der Anlag
zu diesem Gesetz gestrichen, zusammengefal3t oder ge
und wird das Berufsaushildungsverhaltnis nicht gekindigt (
Abs. 2 Nr. 2 Berufshildungsgesetz), so gelten fir die wei
Berufsausbildung die bisherigen Vorschriften.

8§ 26 (1) Die Ausbildungsordnung kann sachlich und zeitl
besonders geordnete, aufeinander aufbauende Stufen der

»00%£2) Die Handwerkskammer hat auf Antrag die Ausbildungs-
nZgit zu kiirzen, wenn zu erwarten ist, daf3 der Lehrling (Auszubil-
.dende) das Ausbildungsziel in der gekiirzten Zeit erreicht.

B (3) In Ausnahmefallen kann die Handwerkskammer auf An-
reéagtdes Lehrlings (Auszubildenden) die Ausbildungszeit ver-
lBmgern, wenn die Verlangerung erforderlich ist, um das Ausbil-
efgngsziel zu erreichen.

(4) Vor der Entscheidung nach den Abséatzen 2 und 3 sind die

Beteiligten zu horen.

ch
egubsb Werden in einem Betrieb zwei verwandte Handwerke

ausbildung festlegen. Nach den einzelnen Stufen soll sowohl&isgetbt, so kann in beiden Handwerken in einer verkirzten Ge-
AusbildungsabschluR, der zu einer Berufstéatigkeit beféahigt| semtausbildungszeit gleichzeitig ausgebildet werden. Das Bun-
dem erreichten Ausbildungsstand entspricht, als auch die Fdasministerium fiir Wirtschaft und Arbeit bestimmt im Einver-
setzung der Berufsausbildung in weiteren Stufen moglich sgimehmen mit dem Bundesministerium fir Bildung und Forschung

(2) In einer ersten Stufe beruflicher Grundbildung sollen|alsrch Rechtsverordnung, fur welche verwandte Handwerke ei-
breite Grundlage fur die weiterflihrende berufliche Fachbildung Gesamtausbildungszeit vereinbart werden kann und die Dauer
und als Vorbereitung auf eine vielseitige berufliche Tatigkeler Gesamtausbildungszeit.

Grundfertigkeiten und Grundkenntnisse vermittelt und Verhal-
tensweisen geweckt werden, die einem moglichst gro3en Bereich
von Tatigkeiten gemeinsam sind.

(3) In einer darauf aufbauenden Stufe allgemeiner berufli
Fachbildung soll die Berufsausbildung mdglichst fiir mehrege28 (1) Die Handwerkskammer hat zur Regelung, Uberwa-
Fachrichtungen gemeinsam fortgefuihrt werden. Dabei ist bgscming, Férderung und zum Nachweis der Berufsausbildung in
ders das fachliche Verstandnis zu vertiefen und die Fahigkeit dasrkannten Ausbildungsberufen ein Verzeichnis der in ihrem
Lehrlings (Auszubildenden) zu férdern, sich schnell in neue AlBezirk bestehenden Berufsausbildungsverhaltnisse nach Maf3ga-
gaben und Tatigkeiten einzuarbeiten. be der Anlage D Abschnitt Il zu diesem Gesetz einzurichten und

Dritter Abschnitt
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhéltnisse
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zu fuhren (Lehrlingsrolle). Die Eintragung ist fur den Lehrli
(Auszubildenden) gebuhrenfrei.

(2) Die nach Absatz 1 gespeicherten Daten dirfen an 6ffe
che und nicht-6ffentliche Stellen tbermittelt werden, soweit

Daten an nicht-6ffentliche Stellen Ubermittelt, so ist der Betro
ne hiervon zu benachrichtigen, es sei denn, dal3 er von der
mittlung auf andere Weise Kenntnis erlangt.

(3) Der Empfanger darf die Ubermittelten Daten nur fir d
Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen Erfullung sie ihm {
mittelt werden. Bei Ubermittlungen an nicht-6ffentliche Stel
hat die UbermitteInde Stelle den Empféanger hiervon zu unter
ten.

(4) Fur das Verandern und Sperren der Daten in der Lehrli
rolle gelten die Datenschutzgesetze der Lander.

(5) Die Eintragungen sind am Ende des Kalenderjahre
dem das Berufsausbildungsverhaltnis beendet wird, in der L
lingsrolle zu Idschen.

(6) Die nach Absatz 5 geldschten Daten sind in einer
sonderten Datei zu speichern, solange und soweit dies fi
Nachweis der Berufsausbildung erforderlich ist, héchstens
doch 60 Jahre. Die Ubermittlung von Daten ist nur unter
Voraussetzungen des Absatzes 2 zuléssig.

5

(7) Die Handwerkskammer darf Daten aus dem Berufsau ;HH gsgemaRe Durchfahrung der Priifung sicherstellt

den ) Werden von einer Handwerksinnung Gesellenprifungs-

dungsvertrag, die nicht nach Absatz 1 oder Absatz 6 gespei
sind, nur fur die in Absatz 1 genannten Zwecke sowie in

Fallen des § 5 Abs. 2 Berufsbildungsforderungsgesetz in Ve H.

dung mit § 74 Berufsbildungsgesetz tbermitteln.

§ 29 (1) Ein Berufsausbildungsvertrag und Anderungen se
wesentlichen Inhalts sind in die Lehrlingsrolle einzutragen, w

und der Aushildungsordnung entspricht,
2. die personliche und fachliche Eignung sowie die Eignung
Ausbildungsstatte fur das Einstellen und Ausbilden vorlie
und

3. fur Auszubildende unter 18 Jahren die arztliche Besch
gung uber die Erstuntersuchung nach 8 32 Abs. 1 des Jug
arbeitsschutzgesetzes zur Einsicht vorgelegt wird.

(2) Die Eintragung ist abzulehnen oder zu léschen, w
die Eintragungsvoraussetzungen nicht vorliegen und der M3
nicht nach § 23 Abs. 2 behoben wird. Die Eintragung ist ferne
I6schen, wenn die &rztliche Bescheinigung tber die erste N
untersuchung nach § 33 Abs. 1 des Jugendarbeitsschutzge,
nicht spatestens am Tag der Anmeldung des Auszubildende
Zwischenpriifung zur Einsicht vorgelegt und der Mangel n
nach § 23 Abs. 2 behoben wird.

8 30 (1) Der Ausbildende hat unverziglich nach Abschluf3

zu beantragen. Eine Ausfertigung der Vertragsniederschrif
beizufligen. Entsprechendes gilt bei Anderungen des wes
chen Vertragsinhalts.

(2) Der Ausbildende hat anzuzeigen
1. eine vorausgegangene allgemeine und berufliche Ausbil

des Lehrlings (Auszubildenden),
2. die Bestellung von Ausbildern.

ng

e

1. der Berufsausbildungsvertrag den gesetzlichen Vorschriffes,

set.

Vierter Abschnitt
Prifungswesen

nglisq (2) In den anerkannten Ausbildungsberufen (Gewerbe der

ligBlage A oder der Anlage B) sind Gesellenprifungen durchzu-
zu den in Absatz 1 genannten Zwecken erforderlich ist. Werdg, g ge B) P 9

fe-
s

Aren. Die Priifung kann zweimal wiederholt werden.

2) Dem Prifling ist ein Zeugnis auszustellen. Dem Aus-
enden werden auf dessen Verlangen die Ergebnisse der
Zwischen- und AbschluBprifung Ubermittelt.

en (3) Die Prufung ist fur den Lehrling (Auszubildenden) gebih-
benfrei.

en

i‘§h32 Durch die Gesellenpriifung ist festzustellen, ob der Prif-
ling die erforderlichen Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen

ngsaktischen und theoretischen Kenntnisse besitzt und mit dem

ihm im Berufsschulunterricht vermittelten, fir die Berufsausbil-
dng wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsord-
dHyng ist zugrunde zu legen.

ge33 (1) Fur die Abnahme der Gesellenprifung errichtet die
temdwerkskammer Prifungsausschisse. Mehrere Handwerks-
kemmern kénnen bei einer von ihnen gemeinsame Prifungs-

dagsschisse errichten. Die Handwerkskammer kann Handwerks-

innungen erméachtigen, Gesellenprifungsausschisse zu errich-
n, wenn die Leistungsfahigkeit der Handwerksinnung die ord-

Isschiisse errichtet, so sind sie fur die Abnahme der Gesellen-
prufung aller Lehrlinge (Auszubildenden) der in der Handwerks-
innung vertretenen Handwerke ihres Bezirks zustandig, soweit
nicht die Handwerkskammer etwas anderes bestimmt.

e84 (1) Der Prifungsausschuld besteht aus mindestens drei
Whitgliedern. Die Mitglieder mussen fur die Prifungsgebiete
sachkundig und fur die Mitwirkung im Prifungswesen geeignet
in.
(2) Dem Prufungsausschuss mussen als Mitglieder fir zulas-

d@ingspflichtige Handwerke Arbeitgeber oder Betriebsleiter und

gARbeitnehmer in gleicher Zahl, fur zulassungsfreie Handwerke

oder handwerksahnliche Gewerbe Beauftragte der Arbeitgeber

ciind Arbeitnehmer in gleicher Zahl sowie mindestens ein Lehrer
yeniger berufshildenden Schule angehdren. Mindestens zwei Drit-

tel der Gesamtzahl der Mitglieder mussen in zulassungspflichti-
en Handwerken Arbeitgeber und Arbeitnehmer, in zulassungs-

EffBien Handwerken oder handwerksahnlichen Gewerben Beauf-

te der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sein. Die Mitglieder
'Bdben Stellvertreter. Die Mitglieder und die Stellvertreter werden
a8hgstens fiir funf Jahre berufen oder gewahlt.
Die Arbeitgeber missen in dem zulassungspflichtigen
N fMhdwerk, fiir das der PriiffungsausschuR errichtet ist, die Mei-
CQlterprufung abgelegt haben oder zum Ausbilden berechtigt sein.
Die Arbeithehmer missen die Gesellenprifung in dem zulas-
sungspflichtigen oder zulassungsfreien Handwerk oder in dem
handwerkséhnlichen Gewerbe, fir das der Prifungsausschuss
errichtet ist, oder eine entsprechende Abschlussprifung in einem

N o e i dgRerkannten Ausbildungsberuf nach 8§ 25 des Berufsbildungsge-
Berufsausbildungsvertrags die Eintragung in die Lehrlingsrol

Og€tzes bestanden haben und in diesem Handwerk oder in diesem
t & werbe tatig sein. Arbeitnehmer, die eine entsprechende aus-
eRtldische Befahigung erworben haben und handwerklich tatig
sind, kénnen in den Prifungsausschuld berufen werden.
(4) Die Mitglieder werden von der Handwerkskammer beru-
jfen. Die Arbeitnehmer der von der Handwerkskammer errichte-
%}QPrUfungsausschUsse werden auf Vorschlag der Mehrheit der
Gesellenvertreter in der Vollversammlung der Handwerkskam-
mer berufen. Der Lehrer einer berufsbhildenden Schule wird im



Seite 10

Handwerksordnung

Einvernehmen mit der Schulaufsichtsbehérde oder der vo
bestimmten Stelle berufen.

(5) Fur die mit Erméchtigung der Handwerkskammer
der Handwerksinnung errichteten Prifungsausschiisse wi
die Arbeitgeber von der Innungsversammlung, die Arbeitneh
von dem Gesellenausschu3 gewahlt. Der Lehrer einer beru
denden Schule wird im Einvernehmen mit der Schulaufsic
behodrde oder der von ihr bestimmten Stelle nach Anhdrung
Handwerksinnung von der Handwerkskammer berufen.

(6) Die Mitglieder der Prufungsausschusse konnen nach| An

hoérung der an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem Gr
abberufen werden. Die Absétze 4 und 5 gelten fir die Stel
treter entsprechend.

(7) Die Tatigkeit im Prufungsausschuf3 ist ehrenamtlich. |Fg

bare Auslagen und flr Zeitversdumnis ist, soweit eine Ents

digung nicht von anderer Seite gewahrt wird, eine angemessg,

Entschadigung zu zahlen, deren Hohe von der Handwerks
mer mit Genehmigung der obersten Landesbehdrde festge
wird.

(8) Von Absatz 2 darf nur abgewichen werden, wenn ar
renfalls die erforderliche Zahl von Mitgliedern des Priifungsa
schusses nicht berufen werden kann.

835 Der Prifungsausschul® wahlt aus seiner Mitte einen VO
zenden und dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende und sein
vertreter sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehdéren
Prufungsausschuld ist beschlu3fahig, wenn zwei Drittel der
glieder, mindestens drei, mitwirken. Er beschlie3t mit der Mg
heit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gib
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

8§36 (1) Zur Gesellenprifung ist zuzulassen,

1. wer die Ausbildungszeit zuriickgelegt hat oder wessen
bildungszeit nicht spater als zwei Monate nach dem Prifu
termin endet,

. wer an vorgeschriebenen Zwischenpriifungen teilgenon
sowie vorgeschriebene Berichtshefte gefuhrt hat und

. wessen Berufsausbildungsverhaltnis in die Lehrlingsrolle

n ddier der Anlage B) entspricht. Das Bundesministerium fur Wirt-
schaft und Arbeit kann im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
onsterium fir Bildung und Forschung nach Anhéren des Stéan-

exlgan Ausschusses des Bundesinstituts fir Berufsbildung durch

niechtsverordnung bestimmen, welche Schulen oder Einrichtun-

fadpdin die Voraussetzungen des Satzes 1 erfillen.

hts-

Q%‘S (1) Die Handwerkskammer hat eine Prifungsordnung fur
die Gesellenpriifung zu erlassen. Die Prifungsordnung muf3 die
ilassung, die Gliederung der Priifung, die Bewertungsmal3sta-
HB  die Erteilung der Priifungszeugnisse, die Folgen von Ver-
VEtoRen gegen die Priifungsordnung und die Wiederholungsprii-
fung regeln. Der Hauptausschul3 des Bundesinstituts fur Berufs-
{dung erl&Rt fur die Prifungsordnung Richtlinien.

char2) Die Priifungsordnung bedarf der Genehmigung der zustan-
<ar§%n obersten Landesbehorde.

bsetzt
§ 39 Wahrend der Berufsausbildung ist zur Ermittlung des

dausbildungsstands mindestens eine Zwischenprifung entspre-
wiend der Ausbildungsordnung durchzufuhren, bei der Stufen-
ausbildung fur jede Stufe. Die §8 31 bis 33 gelten entsprechend.

40 (1) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Arbeit
jin im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Bildung
Forschung nach Anhéren des Sténdigen Ausschusses de:
undesinstituts fur Berufsbildung durch Rechtsverordnung Pru-
Liungszeugnisse von Ausbildungsstatten oder Prifungsbehérden
E g Zeugnissen uber das Bestehen der Gesellenprifung gleich-
stellen, wenn die Berufsausbildung und die in der Prifung nach-
zuweisenden Fertigkeiten und Kenntnisse gleichwertig sind.
(2) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit kann
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Bildung und
nfrerschung nach Anhoren des Standigen Ausschusses des Bun
haesinstituts fir Berufshildung durch Rechtsverordnung im Aus-
and erworbene Prifungszeugnisse den entsprechenden Zeugnis
rSER uber das Bestehen der Gesellenprifung gleichstellen, wenn
in"den Prifungen der Gesellenprifung gleichwertige Anforde-

rungen gestellt werden.
ein-

rsit
S

getragen oder aus einem Grund nicht eingetragen ist, dem we-

der der Lehrling (Auszubildende) noch dessen gesetzli
Vertreter zu vertreten hat.

(2) Uber die Zulassung zur Gesellenpriifung entscheide

Funfter Abschnitt

cher .
Regelung und Uberwachung der Berufsausbildung

derl Soweit Vorschriften nicht bestehen, regelt die Handwerks-

Vorsitzende des Prufungsausschusses. Halt er die Zulassun
aussetzungen nicht fir gegeben, so entscheidet der Prifun
schuf3.

8§37 (1) Der Lehrling (Auszubildende) kann nach Anhdren
Ausbildenden und der Berufsschule vor Ablauf seiner Au
dungszeit zur Gesellenpriifung zugelassen werden, wenn
Leistungen dies rechtfertigen.

(2) Zur Gesellenprifung ist auch zuzulassen, wer nach
daf er mindestens das Zweifache der Zeit, die als Ausbild
zeit vorgeschrieben ist, in dem Beruf téatig gewesen ist, in de
die Prifung ablegen will. Hiervon kann abgesehen werden,
durch Vorlage von Zeugnissen oder auf andere Weise glau
dargetan wird, daf3 der Bewerber Fertigkeiten und Kenntnis
worben hat, die die Zulassung zur Prufung rechtfertigen.
landische Bildungsabschlisse und Zeiten der Berufstéatigke
Ausland sind dabei zu berticksichtigen.

(3) Zur Gesellenprifung ist ferner zuzulassen, wer in e
berufsbildenden Schule oder einer sonstigen Einrichtung al
bildet worden ist, wenn diese Ausbildung der Berufsausbild
in einem anerkannten Ausbildungsberuf (Gewerbe der Anla

JRe@mer die Durchfiihrung der Berufsausbildung im Rahmen der
spasetzlichen Vorschriften.

§4la (1) Die Handwerkskammer Giberwacht die Durchfiihrung
eer Berufsausbildung und fordert sie durch Beratung der Ausbil-
bilenden und der Lehrlinge (Auszubildenden). Sie hat zu diesem
Zimeck Ausbildungsberater zu bestellen. § 111 ist anzuwenden.
(2) Die Handwerkskammer teilt der Aufsichtsbehérde nach
el Jugendarbeitsschutzgesetz Wahrnehmungen mit, die fur die
ngerchfihrung des Jugendarbeitsschutzgesetzes von Bedeutung
ein kdnnen.

haft
e er-

Sechster Abschnitt
Berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung

it§2 (1) Zum Nachweis von Fertigkeiten, Kenntnisse und Er-
fahrungen, die durch berufliche Fortbildung erworben worden
rend, kann die Handwerkskammer Prifungen durchfihren; sie
ggéssen den besonderen Erfordernissen beruflicher Erwachse-
ungnbildung entsprechen. Die Vorschriften Uber die Meisterpru-
dulg bleiben unberthrt. Die Handwerkskammer regelt den In-
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halt, das Ziel, die Anforderungen, das Verfahren dieser Prif@é2c (1) Regelungen nach den 88 38 und 41 sollen die beson-
gen, die Zulassungsvoraussetzungen, die Bezeichnung desd&ben Verhéltnisse behinderter Menschen bericksichtigen. Dies

schlusses und errichtet Priifungsausschisse; § 31 Abs. 2,
35, 38 und 40 gelten entsprechend.

(2) Als Grundlage flr eine geordnete und einheitliche be
liche Fortbildung sowie zu ihrer Anpassung an die technisc
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Erfordernisse und d
Entwicklung kann das Bundesministerium fir Bildung und
schung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur
schaft und Arbeit nach Anhdren des Standigen Ausschuss
Bundesinstituts fur Berufsbildung durch Rechtsverordnung
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, den Inhalt
Ziel, die Prifungsanforderungen, das Prufungsverfahren
die Zulassungsvoraussetzungen und die Bezeichnung de
schlusses bestimmen. In der Rechtsverordnung kann ferne
gesehen werden, dal3 die berufliche Fortbildung durch Fe
terricht vermittelt wird. Dabei kann bestimmt werden, daf3
solche Fernlehrgange verwendet werden diirfen, die nach
Abs. 1 des Fernunterrichtsschutzgesetzes zugelassen ode
§ 15 Abs. 1 des Fernunterrichtsschutzgesetzes als geeigne
kannt worden sind.

(3) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit k
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Bildung
Forschung nach Anhéren des Standigen Ausschusses de
desinstituts fur Berufsbildung durch Rechtsverordnung im
land erworbene Prifungszeugnisse den entsprechenden Ze
sen Uber das Bestehen von Fortbildungsprifungen nach Ab
gleichstellen, wenn in den Prufungen der Fortbildungspri
gleichwertige Anforderungen gestellt werden.

§ 42a (1) MaBRnahmen der beruflichen Umschulung mus
nach Inhalt, Art, Ziel und Dauer den besonderen Erforderni
der beruflichen Erwachsenenbildung entsprechen.

(2) Zum Nachweis von Fertigkeiten, Kenntnisse und Erf
rungen, die durch berufliche Umschulung erworben worden s
kann die Handwerkskammer Prifungen durchfiihren; sie m(
den besonderen Erfordernissen beruflicher Erwachsenenbi
entsprechen. Die Handwerkskammer regelt den Inhalt, das
die Anforderungen, das Verfahren dieser Prifungen, die Z
sungsvoraussetzungen, die Bezeichnung des Abschlusses (
richtet Prifungsausschusse; § 31 Abs. 2, 88 34, 35,38,40u
Abs. 2 gelten entsprechend.

(3) Bei der Umschulung fir einen anerkannten Ausbildunds

beruf sind das Ausbildungsberufsbild (§ 25 Abs. 2 Nr. 3),
Ausbildungsrahmenplan (8 25 Abs. 2 Nr. 4) und die Priifung
forderungen (8§ 25 Abs. 2 Nr. 5) unter Beriicksichtigung der
sonderen Erfordernisse der beruflichen Erwachsenenbildun
grunde zu legen. Das Bundesministerium fur Bildung und |
schung kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
Wirtschaft und Arbeit nach Anhéren des Standigen Ausschy
des Bundesinstituts fiir Berufsbildung durch Rechtsverordn
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Inhalt,
Ziel und Dauer der beruflichen Umschulung bestimmen.

(4) Die Handwerkskammer hat die Durchfiihrung der U
schulung zu Uberwachen. Die 8§ 23, 24 und 41a sowie die
schriften des Dritten Abschnitts gelten entsprechend.

Siebenter Abschnitt
Berufliche Bildung behinderter Menschen

§ 42b Fur die Berufsausbildung behinderter Menschen (
Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) gilt

giBdinsbesondere fiir die zeitliche und sachliche Gliederung der
Ausbildung, die Dauer von Priifungszeiten, die Zulassung von
dfilfsmitteln und die Inanspruchnahme von Hilfeleistungen Drit-
ter, wie Gebardendolmetscher fiir hdrbehinderte Menschen.

rer(2) Der Berufsausbildungsvertrag mit einem behinderten
oMenschen ist in das Verzeichnis der Berufsaushildungsverhalt-
inisse (8 28) einzutragen. Der behinderte Mensch ist zur Ab-
ssgedussprifung auch zuzulassen, wenn die Voraussetzungen des
&6 Abs. 1 nicht vorliegen.

das

®ia2d (1) Fir behinderte Menschen, fiir die wegen Art und
Pdhwere ihrer Behinderung eine Ausbildung in einem anerkann-
WH- Ausbildungsberuf im Rahmen von 8§ 42c¢ nicht in Betracht
NkBImmt, kann die Handwerkskammer unter Berlicksichtigung von
Bimpfehlungen des Hauptausschusses auf Grund von Vorschla-
§@éA des Ausschusses fiir Fragen behinderter Menschen beim
Bagbesinstitut fir Berufshildung entsprechende Ausbildungsre-
flingen treffen. Die Ausbildungsinhalte sollen unter Beriick-
sichtigung von Lage und Entwicklung des allgemeinen Arbeits-
nmarktes aus den Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe ent-
naickelt werden.

Bu(®) § 42c Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend.

us-

85 Fir die berufliche Fortbildung (§ 42) und die berufliche
chulung (8 42a) behinderter Menschen gelten die 88 42b
UBE 42d entsprechend, soweit Art und Schwere der Behinderung
dies erfordern.

Achter Abschnitt

Sen Berufsbildungsausschuf3

5Sen

§ 43 (1) Die Handwerkskammer errichtet einen Berufsbil-
alungsausschulR. Ihm gehdren sechs Arbeitgeber, sechs Arbeit-
sindhmer und sechs Lehrer an berufsbildenden Schulen an, die
skehrer mit beratender Stimme.
dun@) Die Vertreter der Arbeitgeber werden von der Gruppe der
Zheheitgeber, die Vertreter der Arbeitnehmer von der Gruppe der
ulsertreter der Gesellen und der anderen Arbeitnehmer mit einer
irabgeschlossenen Berufsausbildung in der Vollversammlung ge-
navdBlt. Die Lehrer an berufsbildenden Schulen werden von der

nach Landesrecht zustandigen Behorde als Mitglieder berufen.
ie Amtszeit der Mitglieder betragt Iangstens funf Jahre.
der (3) 8 34 Abs. 7 gilt entsprechend.
san<(4) Die Mitglieder kbnnen nach Anhdren der an ihrer Beru-

Heng Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden.

g zuS) Die Mitglieder haben Stellvertreter, die bei Verhinderung

-gler Mitglieder an deren Stelle treten. Die Absatze 1 bis 4 gelten
fur die Stellvertreter entsprechend.

ssefb) Der BerufsbildungsausschulR wéhlt aus seiner Mitte einen

uMgrsitzenden und dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende und sein
Astellvertreter sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehoren.

n§-44 (1) Der Berufsbildungsausschul3 ist in allen wichtigen An-
\pelegenheiten der beruflichen Bildung zu unterrichten und zu ho-
ren.

(2) Vor einer BeschluRfassung in der Vollversammlung tber
Vorschriften zur Durchfuhrung der Berufsbhildung, insbesondere
nach den 88 41, 42 und 42a, ist die Stellungnahme des Berufsbil-
dungsausschusses einzuholen. Der Berufsbildungsausschuf? kann
der Vollversammlung auch von sich aus Vorschlage fir Vorschrif-

8tén zur Durchfuhrung der Berufsbildung vorlegen. Die Stellung-
gnahmen und Vorschlage des Berufshildungsausschusses sind zu

nicht, soweit Art und Schwere der Behinderung dies erforde

rbegriinden.
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(3) Die Vorschlage und Stellungnahmen des Berufsbildu
ausschusses gelten vorbehaltlich der Vorschrift des Satzes
von der Vollversammlung angenommen, wenn sie nicht mi
ner Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder der Vollversam
lung in ihrer n&chsten Sitzung gedndert oder abgelehnt we

Beschlisse, zu deren Durchfuhrung die fir Berufsbildung

laufenden Haushalt vorgesehenen Mittel nicht ausreichen
zu deren Durchfuihrung in folgenden Haushaltsjahren Mittel

reitgestellt werden missen, die die Ausgaben fiir Berufsbilg

des laufenden Haushalts nicht unwesentlich tbersteigen, b
fen der Zustimmung der Vollversammlung.

§44a (1) Der BerufsbildungsausschuB ist beschluf3fahig, wegy

mehr als die Halfte seiner stimmberechtigten Mitglieder an

send ist. Er beschlie3t mit der Mehrheit der abgegebenen §

men.

(2) Zur Wirksamkeit eines Beschlusses ist es erforderlich,|dgg

der Gegenstand bei der Einberufung des Ausschusses bezeg
ist, es sei denn, dal3 er mit Zustimmung von zwei Dritteln
stimmberechtigten Mitglieder nachtréglich auf die Tagesordn
gesetzt wird.

§ 44b Der Berufsbildungsausschul3 gibt sich eine Gesch
ordnung. Sie kann die Bildung von Unterausschiissen vors|
und bestimmen, daf3 ihnen nicht nur Mitglieder des Ausschu
angehdren. Fur die Unterausschisse gelten § 43 Abs. 2 bis
§ 44a entsprechend.

Dritter Teil
Meisterprifung, Meistertitel

Erster Abschnitt
Meisterprifung in einem zulassungspflichtigen Handwerk

8 45 (1) Als Grundlage fiir ein geordnetes und einheitlic
Meisterprifungswesen fur zulassungspflichtige Handwerke
das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit im Einvern
men mit dem Bundesministerium fir Bildung und Forsch
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bun
rates bedarf, bestimmen,

1. welche Fertigkeiten und Kenntnisse in den einzelnen z
sungspflichtigen Handwerken zum Zwecke der Meister
fung zu bericksichtigen (Meisterpriifungsberufsbild A) un

2. welche Anforderungen in der Meisterprifung zu stellen si

(2) Durch die Meisterprufung ist festzustellen, ob der P
ling beféahigt ist, ein zulassungspflichtiges Handwerk meiste
auszulben und selbstandig zu fiihren sowie Lehrlinge ordn
gemal auszubilden.

(3) Der Prifling hat in vier selbstédndigen Prifungsteilen n
zuweisen, dass er wesentliche Tatigkeiten seines Hand

meisterhaft verrichten kann (Teil 1), die erforderlichen fa¢i
theoretischen Kenntnisse (Teil Il), die erforderlichen betriehs
wirtschaftlichen, kaufméannischen und rechtlichen Kenntn Jun

(Teil 1) sowie die erforderlichen berufs- und arbeitspadag
schen Kenntnisse (Teil IV) besitzt.

(4) Bei der Prufung in Teil | kbnnen in der Rechtsvero
nung Schwerpunkte gebildet werden. In dem schwerpunk
zifischen Bereich hat der Prifling nachzuweisen, dass er w
liche Tatigkeiten in dem von ihm gewdahlten Schwerpunkt
sterhaft verrichten kann. Fir den schwerpunktibergreifende
reich sind die Grundfertigkeiten und Grundkenntnisse nac
weisen, die die fachgerechte Ausiibung auch dieser Tatigk
ermdglichen.

u

ngs46 (1) Der Prufling ist von der Ablegung einzelner Teile
AatdMeisterprifung befreit, wenn er eine dem jeweiligen Teil der
dlleisterpriifung vergleichbare Priifung auf Grund einer nach § 42
mMAbs. 2 oder § 51a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 dieses Geset-
rdess oder 8 46 Abs. 2, § 81 Abs. 4 oder § 95 Abs. 4 des Berufs-
bildungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung oder eine ander
odgegleichbare Prufung vor einer offentlichen oder staatlich an-
lerkannten Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Pri-
unggsausschuss erfolgreich abgelegt hat. Er ist von der Ablegung
edér-Teile 11l und IV befreit, wenn er die Meisterprufung in einem
anderen zulassungspflichtigen oder zulassungsfreien Handwerk
oder in einem handwerksahnlichen Gewerbe bestanden hat.
(2) Pruflinge, die andere deutsche staatliche oder staatlich an-
annte Prifungen mit Erfolg abgelegt haben, sind auf Antrag
Wirch den Meisterprifungsausschuss von einzelnen Teilen der
>I’I\W(]-.\'lsterprijfung zu befreien, wenn bei diesen Prifungen minde-
stens die gleichen Anforderungen gestellt werden wie in der Mei-
rprifung. Der Abschlusspriifung an einer deutschen Hoch-
e gleichgestellt sind Diplome, die in einem anderen Mit-
fg‘igedstaat der Européischen Union oder einem anderen Vertrags-
at des Abkommens uber den Europaischen Wirtschaftsraum
erworben wurden und entsprechend der Richtlinie 89/48/EWG
des Rates vom 21. Dezember 1988 (ABI. EG 1989 Nr. L 19 S. 16)
sffe der jeweils geltenden Fassung anzuerkennen sind.
ehefd) Der Prufling ist auf Antrag von der Ablegung der Prifung
Jegleichartigen Prifungsbereichen, Priifungsfachern oder Hand-
6lUngsfeldern durch den Meisterprifungsausschuss zu befreien,
wenn er die Meisterprifung in einem anderen zulassungspflich-
tigen oder zulassungsfreien Handwerk oder handwerksahnlichen
Gewerbe bestanden hat oder eine andere vergleichbare Prifung
vor einer offentlichen oder staatlich anerkannten Bildungsein-
richtung oder vor einem staatlichen Priifungsausschuss erfolg-
reich abgelegt hat.
(4) Der Meisterpriifungsausschuss entscheidet auf Antrag des
Pruflings auch tber Befreiungen auf Grund auslandischer Bil-

dungsabschlisse.
nes

7

3%'_127 (1) Die Meisterprufung wird durch Meisterpriifungsaus-
'schiisse abgenommen. Fur die Handwerke werden Meisterpri-
@gﬂgsausschﬂsse als staatliche Prufungsbehdrden am Sitz de
andwerkskammer fur ihren Bezirk errichtet. Die oberste Lan-
desbehdrde kann in besonderen Fallen die Errichtung eines Mei-
IE%ﬁérprufungsausschusses fur mehrere Handwerkskammerbezir-
s anordnen und hiermit die fiir den Sitz des Meisterpriifungs-
ausschusses zustandige héhere Verwaltungsbehorde beauftragel
8oll der Meisterpriifungsausschul? fiir Handwerkskammerbezir-
e mehrerer Lander zustandig sein, so bedarf es hierfur des Ein-
nygrnehmens der beteiligten obersten Landesbehorden. Die Lan-
regierungen werden erméchtigt, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen, dald abweichend von Satz 3 an Stelle der obersten
andesbehodrde die hdhere Verwaltungsbehdrde zustandig ist. Sie
onnen diese Ermachtigung auf oberste Landesbehdrden tibertra-
en.

_(2) Die hohere Verwaltungsbehdrde errichtet die Meisterpri-
gsausschuisse nach Anhérung der Handwerkskammer und er-
ennt auf Grund ihrer Vorschlage die Mitglieder und die Stellver-
reter fur langstens finf Jahre. Die Geschaftsfihrung der Meister-

cp_rufungsausschijsse liegt bei der Handwerkskammer.

spe-

s8m8 (1) Der Meisterpriifungsausschul? besteht aus funf Mit-
ghedern; fur die Mitglieder sind Stellvertreter zu berufen. Die

Bktglieder und die Stellvertreter sollen das vierundzwanzigste
tebensjahr vollendet haben.

ite2) Der Vorsitzende braucht nicht in einem zulassungspflich-
tigen Handwerk tatig zu sein; er soll dem zulassungspflichtigen
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Handwerk, fur welches der Meisterprifungsausschuss erri
ist, nicht angehdoren.

(3) Zwei Beisitzer mussen das Handwerk, fir das der Meis
prufungsausschuf errichtet ist, mindestens seit einem Jahr
standig als stehendes Gewerbe betreiben und in diesem |
werk die Meisterpriifung abgelegt haben oder das Recht
Ausbilden von Lehrlingen besitzen oder in dem zulassungsp
tigen Handwerk als Betriebsleiter, die in ihrer Person die Vor
setzungen zur Eintragung in die Handwerksrolle erfillen, t
sein.

(4) Ein Beisitzer soll ein Geselle sein, der in dem zulassu
pflichtigen Handwerk, fir das der Meisterprifungsausschu
richtet ist, die Meisterprifung abgelegt hat oder das Recht

Ausbilden von Lehrlingen besitzt und in dem betreffenden zul

sungspflichtigen Handwerk tétig ist.

(5) Fur die Abnahme der Prufung in der wirtschaftlichen
triebsflihrung sowie in den kaufmannischen, rechtlichen un
rufserzieherischen Kenntnissen soll ein Beisitzer bestellt we
der in diesen Prifungsgebieten besonders sachkundig is
dem Handwerk nicht anzugehoéren braucht.

(6) 8 34 Abs. 6 Satz 1 und Abs. 7 gelten entsprechend.

849 (1) Zur Meisterprufung ist zuzulassen, wer eine Geselle
prifung in dem zulassungspflichtigen Handwerk, in dem e d

Meisterprifung ablegen will, oder in einem damit verwan
zulassungspflichtigen Handwerk oder eine entsprechend
schlussprifung in einem anerkannten Ausbildungsberuf od
ne Prifung auf Grund einer nach § 51a Abs. 1 in Verbindun
Abs. 2 erlassenen Rechtsverordnung bestanden hat.

clued Priifungsverfahren wird durch eine von der Handwerkskam-
mer mit Genehmigung der obersten Landesbehérde zu erlassende

sthteisterprifungsordnung geregelt.

selg2) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Arbeit wird er-

damithtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-

ztates Vorschriften Uber das Zulassungs- und Prifungsverfahren

fLid&ch Absatz 1 Satz 2 zu erlassen.

us-

aggSOa Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Arbeit kann
15¥|_Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Bildung und
erschung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
rates im Ausland erworbene Prifungszeugnisse den entspre-
1ienden Zeugnissen lber das Bestehen einer deutschen Meister-
prifung gleichstellen, wenn an den Bildungsgang und in den Pru-
ungen gleichwertige Anforderungen gestellt werden. Die Vor-

ghriften des Bundesvertriebenengesetzes bleiben unberthrt.

den,

§ml  Die Ausbildungsbezeichnung Meister/Meisterin in Ver-
bindung mit einem zulassungspflichtigen Handwerk oder in Ver-
bindung mit einer anderen Ausbildungsbezeichnung, die auf eine
Tatigkeit in einem oder mehreren zulassungspflichtigen Hand-
erken hinweist, darf nur fihren, wer fur dieses zulassungs-
ichtige Handwerk oder fur diese zulassungspflichtigen Hand-
é%erke die Meisterprifung bestanden hat.

Ab-
r ei- Zweiter Abschnitt

Mifleisterpriifung in einem zulassungsfreien Handwerk oder
in einem handwerkséhnlichen Gewerbe

t

(2) Zur Meisterprifung ist auch zuzulassen, wer eine ande-
re Gesellenpriifung oder eine andere Abschlusspriifung in ejriehita (1) Flr zulassungsfreie Handwerke oder handwerksahn-
anerkannten Ausbildungsberuf bestanden hat und in dem Zuligbe Gewerbe, fir die eine Ausbildungsordnung nach § 25 die-
sungspflichtigen Handwerk, in dem er die Meisterpriifung abres Gesetzes oder nach § 25 des Berufsbildungsgesetzes erlassen
gen will, eine mehrjahrige Berufstatigkeit ausgetiibt hat. Fur dk@rden ist, kann eine Meisterpriifung abgelegt werden.
Zeit der Berufstatigkeit dirfen nicht mehr als drei Jahre gefordert(2) Als Grundlage fiir ein geordnetes und einheitliches Mei-
werden. Ferner ist der erfolgreiche Abschluss einer Fachgchligrprifungswesen fir Handwerke oder Gewerbe im Sinne des
le bei einjahrigen Fachschulen mit einem Jahr, bei mehrjahriggesatzes 1 kann das Bundesministerium fir Wirtschaft und Ar-

Fachschulen mit zwei Jahren auf die Berufstatigkeit anzur
nen.

(3) Ist der Prifling in dem zulassungspflichtigen Handwve
in dem er die Meisterprifung ablegen will, selbstandig, als Wi
meister oder in &hnlicher Stellung tatig gewesen, oder weist ¢
ne der Gesellentatigkeit gleichwertige praktische Tatigkeit n
so ist die Zeit dieser Tatigkeit anzurechnen.

(4) Die Handwerkskammer kann auf Antrag

1. eine auf drei Jahre festgesetzte Dauer der Berufstatigke
ter besonderer Berticksichtigung der in der Gesellen- odef
schlussprifung und wahrend der Zeit der Berufstatigkeit n
gewiesenen beruflichen Befahigung abkulrzen,

. in Ausnahmeféllen von den Voraussetzungen der Absat
bis 4 ganz oder teilweise befreien,

. unter Berucksichtigung auslandischer Bildungsabschl
und Zeiten der Berufstatigkeit im Ausland von den Voraus
zungen der Absatze 1 bis 4 ganz oder teilweise befreien.

Die Handwerkskammer kann eine Stellungnahme des Mei
prufungsausschusses einholen.

(5) Die Zulassung wird vom Vorsitzenden des Meisterg
fungsausschusses ausgesprochen. Halt der Vorsitzende d
lassungsvoraussetzungen nicht fir gegeben, so entscheid
Prifungsausschuli.

8§ 50 (1) Die durch die Abnahme der Meisterpriifung ents
henden Kosten tragt die Handwerkskammer. Das Zulassu

ebleit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Bildung
und Forschung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
siaung des Bundesrates bedarf, bestimmen,

erk-welche Fertigkeiten und Kenntnisse in den einzelnen zulas-
el €lsungsfreien Handwerken oder handwerkséhnlichen Gewer-
achpen zum Zwecke der Meisterpriifung zu beriicksichtigen sind
(Meisterprifungsberufsbild B),

2. welche Anforderungen in der Meisterprifung zu stellen sind.

t U3y purch die Meisterprifung ist festzustellen, ob der Priif-
A g eine besondere Befahigung in einem zulassungsfreien Hand-
AQErk oder in einem handwerkséhnlichen Gewerbe erworben hat
und Lehrlinge ordnungsgeman ausbilden kann. Zu diesem Zweck
ZRat der Prifling in vier selbstandigen Prufungsteilen nachzu-
weisen, dass er Tatigkeiten seines zulassungsfreien Handwerks
Luesger seines handwerksahnlichen Gewerbes meisterhaft verrich-
sé&@n kann (Teil I), besondere fachtheoretische Kenntnisse (Teil I1),
besondere betriebswirtschaftliche, kaufmannische und rechtliche
S@?_nntnisse (Teil 1) sowie die erforderlichen berufs- und ar-
eitspadagogischen Kenntnisse (Teil IV) besitzt.
- (4) Zum Nachweis der Fertigkeiten und Kenntnisse fuhrt die
ndwerkskammer Prufungen durch und errichtet zu diesem
o \e{gpk Prifungsausschiisse. Die durch die Abnahme der Mei-
stérprufung entstehenden Kosten tragt die Handwerkskammer.
(5) Zur Prifung ist zuzulassen, wer eine Gesellenprifung oder
eine Abschlussprufung in einem anerkannten Ausbildungsberuf
tbestanden hat. Die Handwerkskammer kann auf Antrag in Aus-
ngghmefallen von der Zulassungsvoraussetzung befreien. Fur die

r
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Ablegung des Teils 1ll der Meisterprifung entféllt die Zule
sungsvoraussetzung.

(6) Fur Befreiungen gilt § 46 entsprechend.

(7) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit ka|
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
schriften Uber das Prufungsverfahren erlassen.

§ 51b Die Ausbildungsbezeichnung Meister/Meisterin in
bindung mit einem zulassungsfreien Handwerk oder handwg

ahnlichen Gewerbe darf nur fihren, wer die Prifung nach §/51

Abs. 3 in diesem Handwerk oder Gewerbe bestanden hat.

Vierter Tell
Organisation des Handwerks

Erster Abschnitt
Handwerksinnungen

§ 52 (1) Inhaber von Betrieben des gleichen zulassungspf
tigen Handwerks oder des gleichen zulassungsfreien Handy
oder des gleichen handwerksahnlichen Gewerbes oder sg
Handwerke oder handwerksahnlicher Gewerbe, die sich fac
oder wirtschaftlich nahe stehen, kénnen zur Férderung ihre
meinsamen gewerblichen Interessen innerhalb eines bestin
Bezirks zu einer Handwerksinnung zusammentreten. Vorau
zung ist, dass fur das jeweilige Gewerbe eine Ausbildungs
nung erlassen worden ist. Fur jedes Gewerbe kann in dem
chen Bezirk nur eine Handwerksinnung gebildet werden; si
allein berechtigt, die Bezeichnung Innung in Verbindung mit
Gewerbe zu fuhren, fir das sie errichtet ist.

(2) Der Innungsbezirk soll unter Berticksichtigung einhe
cher Wirtschaftsgebiete so abgegrenzt sein, daf? die Zahl d

nungsmitglieder ausreicht, um die Handwerksinnung leistun§

fahig zu gestalten, und daR die Mitglieder an dem Leben und
Einrichtungen der Handwerksinnung teilnehmen kénnen. De
nungsbezirk hat sich mindestens mit dem Gebiet einer kreisf

1s-4. die Gesellenprufungen abzunehmen und hierfiir Gesellenprii-
fungsausschuisse zu errichten, sofern sie von der Handwerks-
kammer dazu ermachtigt ist,

NN5 . das handwerkliche Konnen der Meister und Gesellen zu for-
Vor-dern; zu diesem Zweck kann sie insbesondere Fachschulen
errichten oder unterstiitzen und Lehrgange veranstalten,

6. bei der Verwaltung der Berufsschulen gemafR den bundes-
br- - und landesrechtlichen Bestimmungen mitzuwirken,

2rkg- das Genossenschaftswesen im Handwerk zu fordern,

a
8. Uber Angelegenheiten der in ihr vertretenen Handwerke den
Behorden Gutachten und Auskiinfte zu erstatten,

9. die sonstigen handwerklichen Organisationen und Einrich-
tungen in der Erfiillung ihrer Aufgaben zu unterstiitzen,

10. die von der Handwerkskammer innerhalb ihrer Zustandigkeit
erlassenen Vorschriften und Anordnungen durchzufiihren.
(2) Die Handwerksinnung soll

1. zwecks Erhdhung der Wirtschaftlichkeit der Betriebe ihrer
'Ch'Mithieder Einrichtungen zur Verbesserung der Arbeitsweise
verk§nd der Betriebsfiihrung schaffen und férdern,

ql ﬁ)rei der Vergebung offentlicher Lieferungen und Leistungen
,rgegiie Vergebungsstellen beraten,

tepias handwerkliche Pressewesen unterstitzen.
ssef3) Die Handwerksinnung kann

Of[q_'l'arifvertrége abschlie3en, soweit und solange solche Vertrage
ag_e'ﬁicht durch den Innungsverband fiir den Bereich der Hand-
e ISlyerksinnung geschlossen sind,

. fur ihre Mitglieder und deren Angehdrige Unterstiitzungskas-
4j. Sen fur Falle der Krankheit, des Todes, der Arbeitsunfahigkeit
L eder sonstiger Bedurftigkeit errichten,

h8s-bei Streitigkeiten zwischen den Innungsmitgliedern und ihren

D

dem\uftraggebern auf Antrag vermitteln.

r in-(4) Die Handwerksinnung kann auch sonstige Maflinhahmen
eten Forderung der gemeinsamen gewerblichen Interessen der In-

Stadt oder eines Landkreises zu decken. Die Handwerkskammartgsmitglieder durchfiihren.

kann unter den Voraussetzungen des Satzes 1 eine ande
grenzung zulassen.

(3) Der Innungsbezirk soll sich nicht tber den Bezirk
ner Handwerkskammer hinaus erstrecken. Soll der Innungsbi
Uber den Bezirk einer Handwerkskammer hinaus erstreckt
den, so bedarf die Bezirksabgrenzung der Genehmigung ¢
die oberste Landesbehdrde. Soll sich der Innungsbezirk aug
ein anderes Land erstrecken, so kann die Genehmigung n

Einvernehmen mit den beteiligten obersten Landesbehdérde

teilt werden.

§ 53 Die Handwerksinnung ist eine Kdrperschaft des offer

chen Rechts. Sie wird mit Genehmigung der Satzung rechtsf

8§54 (1) Aufgabe der Handwerksinnung ist, die gemeinsarrne‘rl'l

gewerblichen Interessen ihrer Mitglieder zu férdern. Insbeso
re hat sie

1. den Gemeingeist und die Berufsehre zu pflegen,

2. ein gutes Verhaltnis zwischen Meistern, Gesellen und L

lingen anzustreben,
3. entsprechend den Vorschriften der Handwerkskamme

Lehrlingsausbildung zu regeln und zu Gberwachen sowig

die berufliche Ausbildung der Lehrlinge zu sorgen und i

e Alb) Die Errichtung und die Rechtsverhéltnisse der Innungs-
krankenkassen richten sich nach den hierflr geltenden bundes-
erechtlichen Bestimmungen.

ezirk

WEES (1) Die Aufgaben der Handwerksinnung, ihre Verwaltung
#fﬁ die Rechtsverhaltnisse ihrer Mitglieder sind, soweit gesetz-
i@ nichts dariiber bestimmt ist, durch die Satzung zu regeln.

“:]r gﬁ?) Die Satzung muR Bestimmungen enthalten tiber

1. den Namen, den Sitz und den Bezirk der Handwerksinnung
sowie die Handwerke, fur welche die Handwerksinnung er-
~ richtet ist,
;lr:?g die Aufgaben der Handwerksinnung,
3. den Eintritt, den Austritt und den Ausschlul? der Mitglieder,

. die Rechte und Pflichten der Mitglieder sowie die Bemes-
,]de_sungsgrundlage fur die Erhebung der Mitgliedsbeitrage,

5. die Einberufung der Innungsversammlung, das Stimmrecht
in ihr und die Art der BeschluRRfassung,

frs. die Bildung des Vorstands,
7. die Bildung des Gesellenausschusses,

die Beurkundung der Beschlisse der Innungsversammlung
L fir und des Vorstands,

hr®. die Aufstellung des Haushaltsplans sowie die Aufstellung

[¢)
0

charakterliche Entwicklung zu férdern,

und Prifung der Jahresrechnung,
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10. die Voraussetzungen fiir die Anderung der Satzung un
die Auflosung der Handwerksinnung sowie den Erlaf3 ung
Anderung der Nebensatzungen,

11. die Verwendung des bei der Auflésung der Handwerksinr el

verbleibenden Vermdgens.

§ 56 (1) Die Satzung der Handwerksinnung bedarf der Ge
migung durch die Handwerkskammer des Bezirks, in dem
Handwerksinnung ihren Sitz nimmt.

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn
1. die Satzung den gesetzlichen Vorschriften nicht entsprich

2. die durch die Satzung vorgesehene Begrenzung des Inn

1§61 (1) Die Innungsversammlung beschlief3t tber alle An-
dielegenheiten der Handwerksinnung, soweit sie nicht vom Vor-
stand oder den Ausschiissen wahrzunehmen sind. Die Innungs-
versammlung besteht aus den Mitgliedern der Handwerksinnung.
Satzung kann bestimmen, daR die Innungsversammlung aus
Vertretern besteht, die von den Mitgliedern der Handwerksin-
nung aus ihrer Mitte gewahlt werden (Vertreterversammlung); es
\nn auch bestimmt werden, dal3 nur einzelne Obliegenheiten der

i ungsversammlung durch eine Vertreterversammlung wahrge-

nommen werden.

(2) Der Innungsversammlung obliegt im besonderen

I

t1. die Feststellung des Haushaltsplans und die Bewilligung von
un @usgaben die im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind;

bezirks die nach § 52 Abs. 3 Satz 2 erforderliche Genehrdi-die BeschluBfassung Uber die Hohe der Innungsbeitrage und

gung nicht erhalten hat.

§ 57 (1) Sollin der Handwerksinnung eine Einrichtung der |i
8§ 54 Abs. 3 Nr. 2 vorgesehenen Art getroffen werden, so

die dafir erforderlichen Bestimmungen in Nebensatzungen zi-

sammenzufassen. Diese bedirfen der Genehmigung der |
werkskammer des Bezirks, in dem die Handwerksinnung i
Sitz hat.

(2) Uber die Einnahmen und Ausgaben solcher Einrichtur
ist getrennt Rechnung zu fuhren und das hierflr bestimmte
mdogen gesondert von dem Innungsvermdgen zu verwalten
getrennt verwaltete Vermogen darf fir andere Zwecke nicht
wandt werden. Die Glaubiger haben das Recht auf geson
Befriedigung aus diesem Vermdégen.

§ 58 (1) Mitglied bei der Handwerksinnung kann jeder Inha
ber eines Betriebs eines Handwerks oder eines handwerk
lichen Gewerbes werden, der das Gewerbe austibt, fir we
die Handwerksinnung gebildet ist. Die Handwerksinnung k|
durch Satzung im Rahmen ihrer ortlichen Zustandigkeit beg
men, dass Gewerbetreibende, die ein dem Gewerbe, fir
ches die Handwerksinnung gebildet ist, fachlich oder wirtsch
lich nahe stehendes handwerksahnliches Gewerbe ausiben
das keine Ausbildungsordnung erlassen worden ist, Mitglied
Handwerksinnung werden kénnen.

(2) Ubt der Inhaber eines Betriebs eines Handwerks oder ¢
handwerksahnlichen Gewerbes mehrere Gewerbe aus, so k
allen fur diese Gewerbe gebildeten Handwerksinnungen ang
ren.

(3) Dem Inhaber eines Betriebs eines Handwerks oder ¢i
handwerksahnlichen Gewerbes, das den gesetzlichen und
zungsmabRigen Vorschriften entspricht, darf der Eintritt in |d
Handwerksinnung nicht versagt werden.

(4) Von der Erfullung der gesetzlichen und satzungsmaf}
Bedingungen kann zugunsten einzelner nicht abgesehen wer,

8§ 59 Die Handwerksinnung kann Gastmitglieder aufnehn
die dem Handwerk, fur das die Innung gebildet ist, beruflich ¢
wirtschaftlich nahestehen. Ihre Rechte und Pflichten sind in

Satzung zu regeln. An der Innungsversammlung nehmen sig

beratender Stimme teil.

§ 60 Die Organe der Handwerksinnung sind

1. die Innungsversammlung,
2. der Vorstand,

Uber die Festsetzung von Gebihren; Gebihren kénnen auch
von Nichtmitgliedern, die Tatigkeiten oder Einrichtungen der
Innung in Anspruch nehmen, erhoben werden;

I8, die Prifung und Abnahme der Jahresrechnung;

"fl] die Wahl des Vorstands und derjenigen Mitglieder der Aus-
Lian chiisse, die der Zahl der Innungsmitglieder zu entnehmen

ind;
nren
5. die Einsetzung besonderer Ausschisse zur Vorbereitung ein-

genzeIner Angelegenheiten;

\erder Erla3 von Vorschriften Giber die Lehrlingsausbildung (§ 54
DaAbs. 1 Nr. 3);

Ver-die BeschluRfassung tber

dertg) den Erwerb, die VerauRerung oder die dingliche Belastung
von Grundeigentum,

b) die VerduRerung von Gegenstanden, die einen geschichtli-

chen, wissenschaftlichen oder Kunstwert haben,

c) die Erméchtigung zur Aufnahme von Krediten,

58hen den AbschluR von Vertragen, durch welche der Handwerks-

ches’ innung fortlaufende Verpflichtungen auferlegt werden, mit

ann  Ausnahme der laufenden Geschéfte der Verwaltung,

tim- e) die Anlegung des Innungsvermogens;

4 _d|e BeschluRfassung iiber die Anderung der Satzung und die
fﬁruflosung der Handwerksinnung;

@erdle BeschluRfassung Uber den Erwerb und die Beendigung der
Mitgliedschaft beim Landesinnungsverband.

2ineg3) Die nach Absatz 2 Nr. 6, 7 und 8 gefaRten Beschliisse be-
AdQ®En der Genehmigung durch die Handwerkskammer.

eho-
51 (1) Zur Glltigkeit eines Beschlusses der Innungsver-
mlung ist erforderlich, dal3 der Gegenstand bei ihrer Ein-
erufung bezeichnet ist, es sei denn, daf? er in der Innungsver-
sammlung mit Zustimmung von drei Vierteln der erschienenen
g%ﬁlleder nachtraglich auf die Tagesordnung gesetzt wird, so-
‘es sich nicht um einen Beschluf3 Giber eine Satzungsénderung
oder Auflésung der Handwerksinnung handelt.

en,(2) BeschlUsse der Innungsversammlung werden mit einfa-
d:cvl}er Mehrheit der erschienenen Mitglieder gefal3t. Zu Beschlis-
§ep uber Anderungen der Satzung der Handwerksinnung ist ei-
- ngiMehrheit von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder erfor-
derlich. Der Beschluf auf Auflosung der Handwerksinnung kann
nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der stimmberechtigten
Mitglieder gefaRt werden. Sind in der ersten Innungsversamm-
lung drei Viertel der Stimmberechtigten nicht erschienen, so ist
binnen vier Wochen eine zweite Innungsversammlung einzube-
rufen, in welcher der Auflésungsbeschlufd mit einer Mehrheit von
drei Vierteln der erschienenen Mitglieder gefal3t werden kann.

3. die Ausschusse.

Satz 3 gilt fur den BeschluR zur Bildung einer Vertreterversamm-



Seite 16

Handwerksordnung

lung (8 61 Abs. 1 Satz 3) mit der Mal3gabe, dal® er auch im Wegg3) Die Handwerksinnung kann einen Ausschuf3 zur Schlich-

schriftlicher Abstimmung gefal3t werden kann.

tung von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und Lehrlingen

(3) Die Innungsversammlung ist in den durch die Satzung f&uszubildenden) errichten, der fir alle Berufsausbildungsver-
stimmten Fallen sowie dann einzuberufen, wenn das Interessehédétnisse der in der Handwerksinnung vertretenen Handwerke ih-

Handwerksinnung es erfordert. Sie ist ferner einzuberufen,

¢an Bezirks zustandig ist. Die Handwerkskammer erlaf3t die hier-

der durch die Satzung bestimmte Teil oder in Ermangelung &ir erforderliche Verfahrensordnung.
ner Bestimmung der zehnte Teil der Mitglieder die Einberufung

schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Grinde verlangtg
wird dem Verlangen nicht entsprochen oder erfordert es dal ﬁg‘h

8 (1) Im Interesse eines guten Verhaltnisses zwischen den
ungsmitgliedern und den bei ihnen beschéftigten Gesellen

teresse der Handwerksinnung, so kann die Handwerkskam@ess Aps. 1 Nr. 2) wird bei der Handwerksinnung ein Gesellen-

die Innungsversammlung einberufen und leiten.

ausschul? errichtet. Der Gesellenausschul? hat die Gesellenmit-
glieder der Ausschiisse zu wéhlen, bei denen die Mitwirkung der

§ 63 Stimmberechtigt in der Innungsversammiung sind |dfeesellen durch Gesetz oder Satzung vorgesehen ist.
Mitglieder der Handwerksinnung im Sinne des § 58 Abs. 1. [Fiir(2) Der Gesellenausschuf ist zu beteiligen
eine juristische Person oder eine Personengesellschaft karniniei Erlal von Vorschriften tber die Regelung der Lehrlings-

eine Stimme abgegeben werden, auch wenn mehrere vertre
berechtigte Personen vorhanden sind.

§ 64 Ein Mitglied ist nicht stimmberechtigt, wenn die Be

schlu3fassung die Vornahme eines Rechtsgeschéfts oder di
leitung oder Erledigung eines Rechtsstreits zwischen ihm un
Handwerksinnung betrifft.

865 (1) Ein gemaf § 63 stimmberechtigtes Mitglied, das In
ber eines Nebenbetriebs im Sinne des § 2 Nr. 2 oder 3 ist,
sein Stimmrecht auf den Leiter des Nebenbetriebs Ubertra

ungausbildung (8 54 Abs. 1 Nr. 3),

2. bei MalRnahmen zur Férderung und Uberwachung der berufli-
chen Ausbildung und zur Férderung der charakterlichen Ent-
wicklung der Lehrlinge (8 54 Abs. 1 Nr. 3),
eEimei der Errichtung der Gesellenprifungsausschiisse (§ 54
0l deAbs. 1 Nr. 4),

4. bei MaRnahmen zur Foérderung des handwerklichen Kénnens

der Gesellen, insbesondere bei der Errichtung oder Unterstit-

ha-zung der zu dieser Forderung bestimmten Fachschulen und
kanhehrgénge (8 54 Abs. 1 Nr. 5),

idkrbei der Mitwirkung an der Verwaltung der Berufsschulen

-

falls dieser die Pflichten tbernimmt, die seinen VollmachtgeberngemaR den Vorschriften der Unterrichtsverwaltungen (8 54

gegenuber der Handwerksinnung obliegen.
(2) Die Satzung kann die Ubertragung der in Absatz 1 bezg
neten Rechte unter den dort gesetzten Voraussetzungen al
anderen Ausnahmefallen zulassen.
(3) Die Ubertragung und die Ubernahme der Rechte be

der schriftlichen Erklarung gegeniiber der Handwerksinnung.

8§ 66 (1) Der Vorstand der Handwerksinnung wird von der
nungsversammlung fur die in der Satzung bestimmte Zeit
verdeckten Stimmzetteln gewahlt. Die Wahl durch Zuruf ist

lassig, wenn niemand widerspricht. Uber die Wahlhandlung

eine Niederschrift anzufertigen. Die Wahl des Vorstands ist
Handwerkskammer binnen einer Woche anzuzeigen.

(2) Die Satzung kann bestimmen, dal3 die Bestellung des
stands jederzeit widerruflich ist. Die Satzung kann ferner beg
men, dal3 der Widerruf nur zulassig ist, wenn ein wichtiger Gr
vorliegt; ein solcher Grund ist insbesondere grobe Pflichtve
zung oder Unfahigkeit.

(3) Der Vorstand vertritt die Handwerksinnung gerichtlich u
aulRergerichtlich. Durch die Satzung kann die Vertretung ei
oder mehreren Mitgliedern des Vorstands oder dem Gesch
fuhrer Ubertragen werden. Als Ausweis genulgt bei allen Rec
geschaften die Bescheinigung der Handwerkskammer, da
darin bezeichneten Personen zur Zeit den Vorstand bilden.

(4) Die Mitglieder des Vorstands verwalten ihr Amt als Bhn

renamt unentgeltlich; es kann ihnen nach naherer Bestimn
der Satzung Ersatz barer Auslagen und eine Entschadigun
Zeitversaumnis gewahrt werden.

8§67 (1) Die Handwerksinnung kann zur Wahrnehmung ein

Abs. 1 Nr. 6),

i@h'bei der Wahl oder Benennung der Vorsitzenden von Ausschiis-
ich 4@, pei denen die Mitwirkung der Gesellen durch Gesetz oder
Satzung vorgesehen ist,

d‘;l.ncbei der Begrindung und Verwaltung aller Einrichtungen, fir
welche die Gesellen Beitrdge entrichten oder eine besonde-
re Muhewaltung tbernehmen, oder die zu ihrer Unterstiitzung
In- bestimmt sind.

mit(3) Die Beteiligung des Gesellenausschusses hat mit der Mal3-
“Habe zu erfolgen, daR

J;trbei der Beratung und Beschluf3fassung des Vorstands der
Handwerksinnung mindestens ein Mitglied des Gesellenaus-
schusses mit vollem Stimmrecht teilnimmt,

\or
tign-bei der Beratung und BeschluBfassung der Innungsversamm-

undlung seine samtlichen Mitglieder mit vollem Stimmrecht teil-
ret-nehmen,

3. bei der Verwaltung von Einrichtungen, fur welche die Gesel-
nd len Aufwendungen zu machen haben, vom Gesellenausschuf
nengewahlte Gesellen in gleicher Zahl zu beteiligen sind wie die
aftdnnungsmitglieder.

htS_(4) Zur Durchfihrung von Beschliissen der Innungsversamm-
BI¢#Ry in den in Absatz 2 bezeichneten Angelegenheiten bedarf
es der Zustimmung des Gesellenausschusses. Wird die Zustim-
ung versagt oder nicht in angemessener Frist erteilt, so kann
Ndi Handwerksinnung die Entscheidung der Handwerkskammer
®fAhen eines Monats beantragen.
(5) Die Beteiligung des Gesellenausschusses entfallt in den

Angelegenheiten, die Gegenstand eines von der Handwerksin-
y&ung oder von dem Innungsverband abgeschlossenen oder ab

zuschlieRenden Tarifvertrags sind.

ner Angelegenheiten Ausschiisse bilden.
(2) Zur Forderung der Berufsausbildung ist ein Ausschul

bilden. Er besteht aus einem Vorsitzenden und mindestens Gi&9

zu
(1) Der Gesellenausschul3 besteht aus dem Vorsitzenden

Beisitzern, von denen die Halfte Innungsmitglieder, die in |[dgkltgesellen) und einer weiteren Zahl von Mitgliedern.
Regel Gesellen oder Lehrlinge beschéftigen, und die andere Half2) Fur die Mitglieder des Gesellenausschusses sind Stellver-

te Gesellen sein missen.

treter zu wahlen, die im Falle der Verhinderung oder des Aus-
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scheidens fur den Rest der Wahlzeit in der Reihenfolge der
eintreten.

(3) Die Mitglieder des Gesellenausschusses werden mit
deckten Stimmzetteln in allgemeiner, unmittelbarer und glei
Wahl gewahlt. Zum Zwecke der Wahl ist eine Wahlversamml
einzuberufen; in der Versammlung kénnen durch Zuruf W
vorschlage gemacht werden. Fihrt die Wahlversammlung zy
nem Ergebnis, so ist auf Grund von schriftlichen Wahlvorsc
gen nach den Grundséatzen der Verhaltniswahl zu wahlen;
Wahlvorschlag muf3 die Namen von ebensovielen Bewerberr
halten, wie Mitglieder des Gesellenausschusses zu wahlen
wird nur ein gultiger Wahlvorschlag eingereicht, so gelten
darin bezeichneten Bewerber als gewahlt. Die Satzung trifft
naheren Bestimmungen uber die Zusammensetzung des (
lenausschusses und uUber das Wahlverfahren, insbesonder
Uber, wie viele Unterschriften fir einen giltigen schriftlich
Wahlvorschlag erforderlich sind.

(4) Die Mitglieder des Gesellenausschusses dirfen in der

tibung ihrer Tatigkeit nicht behindert werden. Auch durfen |Sé

deswegen nicht benachteiligt oder begunstigt werden. Die
glieder des Gesellenausschusses sind, soweit es zur ordnu
mafen Durchfiihrung der ihnen gesetzlich zugewiesenen A
ben erforderlich ist und wichtige betriebliche Griinde nicht ¢
gegenstehen, von ihrer beruflichen Téatigkeit ohne Minderungd
Arbeitsentgelts freizustellen.

(5) Das Ergebnis der Wahl der Mitglieder des Gesellen

schusses ist in den fir die Bekanntmachung der zustandige

Handwerkskammer bestimmten Organen zu veroéffentlichen

§ 70 Berechtigt zur Wahl des Gesellenausschusses sind d
einem Innungsmitglied beschaftigten Gesellen.

871 (1) Wahlbar ist jeder Geselle, der

1. volljahrig ist,

2. eine Gesellenprifung oder eine entsprechende Abschlu
fung abgelegt hat und

seit mindestens drei Monaten in dem Betrieb eines der H
werksinnung angehoérenden selbstédndigen Handwerker
schéftigt ist.

(2) Uber die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertig

3.

§71a Eine kurzzeitige Arbeitslosigkeit 1&3t das Wahlrecht n
den 88 70 und 71 unberihrt, wenn diese zum Zeitpunkt der
nicht langer als drei Monate besteht.

§ 72 Mitglieder des Gesellenausschusses behalten, auch
sie nicht mehr bei Innungsmitgliedern beschéftigt sind, sol3
sie im Bezirk der Handwerksinnung im Betrieb eines selbs
digen Handwerkers verbleiben, die Mitgliedschaft noch bis 2
Ende der Wabhlzeit, jedoch hochstens fir ein Jahr. Im Falle
tretender Arbeitslosigkeit behalten sie ihr Amt bis zum Ende
Wahlzeit.

§ 73 (1) Die der Handwerksinnung und ihrem Geselleng
schul? erwachsenden Kosten sind, soweit sie aus den Ert]
des Vermdgens oder aus anderen Einnahmen keine Deckun
den, von den Innungsmitgliedern durch Beitrdge aufzubrin
Zu den Kosten des Gesellenausschusses zahlen auch die
ligen Lohn- und Lohnnebenkosten, die dem Arbeitgeber d
die Freistellung der Mitglieder des Gesellenausschusses vd
rer beruflichen Tatigkeit entstehen. Diese Kosten sind dem

\Vah(2) Die Handwerksinnung kann fiir die Benutzung der von ihr
getroffenen Einrichtungen Gebihren erheben.

ver{3) Soweit die Handwerksinnung ihre Beitradge nach dem Ge-
chveerbesteuermel3betrag, Gewerbekapital, Gewerbeertrag, Gewinn
lags Gewerbebetrieb oder der Lohnsumme bemif3t, gilt 8§ 113
alfibs. 2 Satz 2, 3 und 8 bis 11.

kei{4) Die Beitrage und Gebiihren werden auf Antrag des In-
niungsvorstands nach den fur die Beitreibung von Gemeindeab-
egiainen geltenden landesrechtlichen Vorschriften beigetrieben.
ent-

' 4 Die Handwerksinnung ist fiir den Schaden verantwortlich,
n der Vorstand, ein Mitglied des Vorstands oder ein anderer

St
i %zustehenden Verrichtungen begangene, zum Schadensersatz
Z\r/1 Aflichtende Handlung einem Dritten zuftgt.

ungsmafig berufener Vertreter durch eine in Ausfilhrung der

A5 Die Aufsicht liber die Handwerksinnung fiihrt die Hand-
rkskammer, in deren Bezirk die Handwerksinnung ihren Sitz
Miat. Die Aufsicht erstreckt sich darauf, dal? Gesetz und Satzung
h tet, insbesondere dal die der Handwerksinnung tGbertrage-
|fg@P Aufgaben erfllt werden.

pNt-
@6 Die Handwerksinnung kann durch die Handwerkskammer
nach Anhoérung des Landesinnungsverbands aufgelost werden,

A4Swenn sie durch einen gesetzwidrigen Beschluf der Mitglieder-
Uersammlung oder durch gesetzwidriges Verhalten des Vor-
stands das Gemeinwohl gefahrdet,

2. wenn sie andere als die gesetzlich oder satzungsmafig zulas-
e baiigen Zwecke verfolgt,

3. wenn die Zahl ihrer Mitglieder so weit zurtickgeht, daf die Er-
fullung der gesetzlichen und satzungsmagigen Aufgaben ge-
fahrdet erscheint.

R8rA/ (1) Die Eroffnung des Insolvenzverfahrens Uber das Ver-
ogen der Handwerksinnung hat die Auflésung kraft Gesetzes
zur Folge.
?nd(Z) Der Vorstand hat im Falle der Zahlungsunfahigkeit oder
> der Uberschuldung die Eréffnung des Insolvenzverfahrens oder
des gerichtlichen Vergleichsverfahrens zu beantragen. Wird die
€8Btellung des Antrags verzdgert, so sind die Vorstandsmitglieder,
denen ein Verschulden zur Last fallt, den Glaubigern fur den dar-
L Ay's entstehenden Schaden verantwortlich; sie haften als Gesamt-
qpuldner.

§ 78 (1) Wird die Handwerksinnung durch Beschluf? der In-
Wnur&?sversammlung oder durch die Handwerkskammer aufgelst,
SoWird das Innungsvermoégen in entsprechender Anwendung der
. 3’47 bis 53 des Blirgerlichen Gesetzbuchs liquidiert.
(2) Wird eine Innung geteilt oder wird der Innungsbezirk neu
iﬁ_gegrenzt, so findet eine Vermdgensauseinandersetzung statt,
ie der Genehmigung der fur den Sitz der Innung zustandigen
andwerkskammer bedarf; kommt eine Einigung Uber die Ver-
mogensauseinandersetzung nicht zustande, so entscheidet die fir
den Innungsbezirk zustandige Handwerkskammer. Erstreckt sich
wber Innungsbezirk auf mehrere Handwerkskammerbezirke, so
rd@em die Genehmigung oder Entscheidung nur im Einvernehmen
gfiibden beteiligten Handwerkskammern ergehen.
jen.
antei-
irch
n ih-
Br79 (1) Der Landesinnungsverband ist der Zusammenschlufd

Zweiter Abschnitt
Innungsverbande

beitgeber auf Antrag von der Innung zu erstatten.

von Handwerksinnungen des gleichen Handwerks oder sich fach-
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lich oder wirtschaftlich nahestehender Handwerke im Bezirk diestimmen, dafl? die Handwerksinnungen und die Gruppe der
nes Landes. Fir mehrere Bundeslander kann ein gemeinsdarezelmitglieder entsprechend der Zahl der Mitglieder der Hand-

Landesinnungsverband gebildet werden.
(2) Innerhalb eines Landes kann in der Regel nur ein

werksinnungen und der Einzelmitglieder mehrere Stimmen ha-
adren und die Stimmen einer Handwerksinnung oder der Gruppe

desinnungsverband fiir dasselbe Handwerk oder fiir sich fachtielh Einzelmitglieder uneinheitlich abgegeben werden kénnen.

oder wirtschaftlich nahestehende Handwerke gebildet we
Ausnahmen kdnnen von der obersten Landesbehdrde zuge
werden.

den(3) Nach naherer Bestimmung der Satzung kdnnen bis zur
aldédfte der Mitglieder des Vorstands Personen sein, die nicht von
der Mitgliederversammlung gewahlt sind.

(3) Durch die Satzung kann bestimmt werden, daf3 selbsténdi-

ge Handwerker dem Landesinnungsverband ihres Handwer
Einzelmitglieder beitreten kénnen.

8§80 Der Landesinnungsverband ist eine juristische Persor
privaten Rechts; er wird mit Genehmigung der Satzung rech
hig. Die Satzung und ihre Anderung bedrfen der Genehmig
durch die oberste Landesbehodrde. Im Falle eines gemeins
Landesinnungsverbandes nach § 79 Abs. 1 Satz 2 ist die G
migung durch die fir den Sitz des Landesinnungsverbande
standige oberste Landesbehorde im Einvernehmen mit de
teiligten obersten Landesbehérden zu erteilen. Die Satzung
den Bestimmungen des § 55 Abs. 2 entsprechen.

§81 (1) Der Landesinnungsverband hat die Aufgabe,

%aéi Durch die Satzung kann bestimmt werden, daf3 sich Verei-
nigungen von Inhabern handwerksahnlicher Betriebe oder Inha-
ber handwerksahnlicher Betriebe einem Landesinnungsverband
daschlieRen konnen. In diesem Fall obliegt dem Landesinnungs-
tsférband nach MaRgabe der §§ 81 und 82 auch die Wahrnehmung
w4 Interessen des handwerksahnlichen Gewerbes. § 83 Abs. 2
agirentsprechend fir die Vertretung des handwerksahnlichen Ge-

eR&itbes in der Mitgliederversammlung.
5 zU-

K ﬁ? (1) Der Bundesinnungsverband ist der Zusammenschluf

von Landesinnungsverbénden des gleichen Handwerks oder sich
fachlich oder wirtschaftlich nahestehender Handwerke im Bun-
desgebiet.

(2) Auf den Bundesinnungsverband finden die Vorschriften

1. die Interessen des Handwerks wahrzunehmen, fir das
bildet ist,

die angeschlossenen Handwerksinnungen in der Erfillu
rer gesetzlichen und satzungsmafigen Aufgaben zu unte
zen,

. den Behorden Anregungen und Vorschlage zu unterbreit
wie ihnen auf Verlangen Gutachten zu erstatten.

(2) Er ist befugt, Fachschulen und Fachkurse einzurichten
zu fordern.

2.

§ 82 Der Landesinnungsverband kann ferner die wirtsch
chen und sozialen Interessen der den Handwerksinnungen
hérenden Mitglieder férdern. Zu diesem Zweck kann er in
sondere

1. Einrichtungen zur Erhéhung der Leistungsfahigkeit der Be

triebe, vor allem in technischer und betriebswirtschaftli
Hinsicht schaffen oder unterstiitzen,

. den gemeinschaftlichen Einkauf und die gemeinschatftl
Ubernahme von Lieferungen und Leistungen durch die
dung von Genossenschaften, Arbeitsgemeinschaften od
sonstige Weise im Rahmen der allgemeinen Gesetze for

. Tarifvertrage abschlieRen.

§ 83 (1) Auf den Landesinnungsverband finden entsprech
Anwendung:

1. 8 55 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis 6, 8 bis 9 und hinsichtljc

der Voraussetzungen fiir die Anderung der Satzung un
die Auflosung des Landesinnungsverbandes Nummer 1
wie Nummer 11,

. 88 60, 61 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 und hinsichtlich der
schluRfassung Uber die Hohe der Beitrage zum Land
nungsverband Nummer 2 sowie Nummern 3 bis 5 und 7 b)

3. 8859, 62, 64, 66 und 74,
4. 8 39 und 88 41 bis 53 des Birgerlichen Gesetzbuchs.

rdigses Abschnitts sinngemal? Anwendung. Die nach § 80 erfor-
derliche Genehmigung der Satzung und ihrer Anderung erfolgt
qu[ch das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Arbeit.

stut-

Dritter Abschnitt
Kreishandwerkerschaften

n so-
586 Die Handwerksinnungen, die in einem Stadt- oder Land-
fdis ihren Sitz haben, bilden die Kreishandwerkerschaft. Die

Handwerkskammer kann eine andere Abgrenzung zulassen.

ft§'867_ Die Kreishandwerkerschaft hat die Aufgabe,

pk-die Gesamtinteressen des selbstandigen Handwerks und de:

handwerksahnlichen Gewerbes sowie die gemeinsamen Inter-
essen der Handwerksinnungen ihres Bezirks wahrzunehmen,

hér die Handwerksinnungen bei der Erflllung ihrer Aufgaben zu
unterstutzen,

cheEinrichtungen zur Forderung und Vertretung der gewerbli-
Bil- chen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen der Mitglieder
r agter Handwerksinnungen zu schaffen oder zu unterstitzen,

etndie Behotrden bei den das selbstandige Handwerk und das
handwerksahnliche Gewerbe ihres Bezirks beriihrenden Mal3-
nahmen zu unterstiitzen und ihnen Anregungen, Auskinfte
und Gutachten zu erteilen,

'Sie Geschafte der Handwerksinnungen auf deren Ansuchen zu
fuhren,

vrdie von der Handwerkskammer innerhalb ihrer Zusténdigkeit

soerlassenen Vorschriften und Anordnungen durchzufihren; die
Handwerkskammer hat sich an den hierdurch entstehenden

o Kosten angemessen zu beteiligen.

sin-

8388 Die Mitgliederversammlung der Kreishandwerkerschaft

besteht aus Vertretern der Handwerksinnungen. Die Vertreter

oder ihre Stellvertreter Uben das Stimmrecht fiir die von ihnen

vertretenen Handwerksinnungen aus. Jede Handwerksinnung hat

(2) Die Mitgliederversammlung besteht aus den Vertretegine Stimme. Die Satzung kann bestimmen, dal’ den Handwerks-
der angeschlossenen Handwerksinnungen und im Fall des| n"@ngen entsprechend der Zahl ihrer Mitglieder bis hdchstens
Abs. 3 auch aus den von den Einzelmitgliedern nach naherer Beei Zusatzstimmen zuerkannt und die Stimmen einer Hand-
stimmung der Satzung gewahlten Vertretern. Die Satzung kaverksinnung uneinheitlich abgegeben werden kénnen.
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§ 89 (1) Auf die Kreishandwerkerschaft finden entspreche

Anwendung:

1. §53 und § 55 mit Ausnahme des Absatzes 2 Nummern 3 U

sowie hinsichtlich der Voraussetzungen fiir die Anderung
Satzung 8§ 55 Abs. 2 Nr. 10,

2. 856 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1,
3. 860 und § 61 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 bis 5, 7 und hinsichtlich

BeschluRfassung tiber die Anderung der Satzung Numm|

die nach § 61 Abs. 2 Nr. 1 bis 3, 7 und 8 gefal3ten Beschl
bedlrfen der Genehmigung der Handwerkskammer,

4, 862 Abs. 1, Abs. 2 Satze 1 und 2 sowie Abs. 3,
5. 88 64, 66, 67 Abs. 1 und 88 73 bis 77.

(2) Wird die Kreishandwerkerschaft durch die Handwer

kammer aufgeldst, so wird das Vermogen der Kreishandwe
schaft in entsprechender Anwendung der §8 47 bis 53 des

gerlichen Gesetzbuchs liquidiert. § 78 Abs. 2 gilt entspreche

Vierter Abschnitt
Handwerkskammern

§ 90

offentlichen Rechts.
(2) Zur Handwerkskammer gehoren die Inhaber eines

triebs eines Handwerks und eines handwerksahnlichen Ge

bes des Handwerkskammerbezirks sowie die Gesellen, a

Arbeitnehmer mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung

die Lehrlinge dieser Gewerbetreibenden.
(3) Zur Handwerkskammer gehoéren auch Personen, di

Kammerbezirk selbstandig eine gewerbliche Tatigkeit nach| § 1

Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 ausiben, wenn

1. sie die Gesellenprufung in einem zulassungspflichtigen H
werk erfolgreich abgelegt haben,

2. die betreffende Téatigkeit Bestandteil der Erstausbildun
diesem zulassungspflichtigen Handwerk war und

3. die Tatigkeit den Gberwiegenden Teil der gewerblichen T&

keit ausmacht.

Satz 1 gilt entsprechend auch fiir Personen, die ausbildung

bereitende Maflinahmen erfolgreich absolviert haben, wenn
MafRnahmen lberwiegend Ausbildungsinhalte in Ausbildur
ordnungen vermitteln, die nach § 25 erlassen worden sind
insgesamt einer abgeschlossenen Gesellenausbildung im W,
lichen entsprechen.

(4) Absatz 3 findet nur unter der Voraussetzung Anwend

dass die Tatigkeit in einer dem Handwerk entsprechenden B

triebsform erbracht wird. Satz 1 und Absatz 3 gelten nur fir
werbetreibende, die erstmalig nach dem 30. Dezember 2003
gewerbliche Tatigkeit anmelden.

(5) Die Handwerkskammern werden von der obersten Lan
behorde errichtet; diese bestimmt deren Bezirk, der sich in

Regel mit dem der hdheren Verwaltungsbehorde decken soll.
oberste Landesbehoérde kann den Bezirk der Handwerkskam

andern; in diesem Fall muf3 eine Vermdgensauseinanderse

erfolgen, welche der Genehmigung durch die oberste Landé She-

horde bedarf. Konnen sich die beteiligten Handwerkskamn
hiertiber nicht einigen, so entscheidet die oberste Landesb
de.

8§91 (1) Aufgabe der Handwerkskammer ist insbesondere

1. die Interessen des Handwerks zu fordern und fiir eine
rechten Ausgleich der Interessen der einzelnen Handw

(1) Zur Vertretung der Interessen des Handwerks
den Handwerkskammern errichtet; sie sind Korperschaften

nde. die Behdrden in der Forderung des Handwerks durch Anre-

gungen, Vorschlage und durch Erstattung von Gutachten zu
nd 7unterstitzen und regelméaBig Berichte Uber die Verhaltnisse
der des Handwerks zu erstatten,

3. die Handwerksrolle (8 6) zu fuhren,

4. die Berufsausbildung zu regeln (§ 41), Vorschriften hierfur
der zu erlassen, ihre Durchfiihrung zu Giberwachen (§ 41a) sowie
er 8;eine Lehrlingsrolle (§ 28 Satz 1) zu fuhren,

M Vorschriften fur Prifungen im Rahmen einer beruflichen
Fortbildung oder Umschulung zu erlassen und Priifungsaus-
schisse hierfiir zu errichten,

5. Gesellenprufungsordnungen fiir die einzelnen Handwerke zu
ks- erlassen (§ 38), Prufungsausschiisse fiir die Abnahme der
ker- Gesellenpriifungen zu errichten oder Handwerksinnungen zu
Blr-der Errichtung von Gesellenprifungsausschiissen zu ermach-
nd. tigen (§ 37) und die ordnungsmaRige Durchfiihrung der Ge-

sellenprufungen zu berwachen,

6. Meisterprifungsordnungen fir die einzelnen Handwerke zu
erlassen (8 50) und die Geschéfte des Meisterprifungsaus-
er- schusses (8 47 Abs. 2) zu fiihren,

désdie technische und betriebswirtschaftliche Fortbildung der
Meister und Gesellen zur Erhaltung und Steigerung der Lei-
Be- stungsféhigkeit des Handwerks in Zusammenarbeit mit den
swerdnnungsverbanden zu férdern, die erforderlichen Einrichtun-
nder@en hierfiir zu schaffen oder zu unterstitzen und zu diesem
undZweck eine Gewerbeforderungsstelle zu unterhalten,

8. Sachverstandige zur Erstattung von Gutachten tber Waren,
M| eistungen und Preise von Handwerkern zu bestellen und zu
vereidigen,

die wirtschaftlichen Interessen des Handwerks und die ih-
nen dienenden Einrichtungen, insbesondere das Genossen-
schaftswesen zu férdern,

an%l

J1'8 die Formgestaltung im Handwerk zu fordern,

s Vermittlungsstellen zur Beilegung von Streitigkeiten zwi-
schen Inhabern eines Betriebs eines Handwerks und ihren

Auftraggebern einzurichten,
svor-

diedeUrsprungszeugnisse Uber in Handwerksbetrieben gefertigte
ngs- Erzeugnisse und andere dem Wirtschaftsverkehr dienende
undBescheinigungen auszustellen, soweit nicht Rechtsvorschrif-
bsenten diese Aufgaben anderen Stellen zuweisen,

13. die MalRnahmen zur Unterstiitzung notleidender Handwerker
NG, sowie Gesellen und anderer Arbeitnehmer mit einer abge-
5 €-schlossenen Berufsausbildung zu treffen oder zu unterstiit-
e-
zen.

em&) Absatz 1 Nr. 4, 4a und 5 gilt fur die Berufsbildung in nicht-
dgg[]dwerklichen Berufen entsprechend, soweit sie in Betrieben
I Handwerks oder des handwerksahnlichen Gewerbes durch-

Uhrt wird. Die Handwerkskammer kann gemeinsam mit der

strie- und Handelskammer Priifungsausschiisse errichten.

) Die Handwerkskammer soll in allen wichtigen das Hand-
und das handwerksahnliche Gewerbe beriihrenden Angele-

L ggheiten gehort werden.

egbg_ﬂf) Absatz 1 Nr. 1, 2 und 7 bis 13 findet auf handwerkséhnliche

ewerbe entsprechende Anwendung.

tzu

D

§ 92 Die Organe der Handwerkskammer sind
1.egie Mitgliederversammlung (Vollversammlung),
egk@er Vorstand,

und ihrer Organisationen zu sorgen,

3. die Ausschiisse.
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8§93 (1) Die Wollversammlung besteht aus gewahlten Mitg
dern. Ein Drittel der Mitglieder miissen Gesellen oder andere
beitnehmer mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung se
in dem Betrieb eines Gewerbes der Anlage A oder Betrieb €
Gewerbes der Anlage B beschéftigt sind.

(2) Durch die Satzung ist die Zahl der Mitglieder der V@
versammlung und ihre Aufteilung auf die einzelnen in den Ar
gen A und B zu diesem Gesetz aufgefiuihrten Gewerbe zu be
men. Bei der Aufteilung sollen die wirtschaftlichen Besond
heiten und die wirtschaftliche Bedeutung der einzelnen Gew,
bertcksichtigt werden.

(3) Fur jedes Mitglied sind mindestens ein, aber héchs
zwei Stellvertreter zu wéhlen, die im Verhinderungsfall oder
Falle des Ausscheidens der Mitglieder einzutreten haben.

(4) Die Vollversammlung kann sich nach ndherer Bestimm
der Satzung bis zu einem Flnftel der Mitgliederzahl durch
wahl von sachverstandigen Personen unter Wahrung der in
satz 1 festgelegten Verhéltniszahl erganzen; diese haben g
Rechte und Pflichten wie die gewahlten Mitglieder der VolIv
sammlung. Die Zuwahl der sachverstandigen Personen, di
das Drittel der Gesellen und anderer Arbeitnehmer mit eine
geschlossenen Berufsausbildung anzurechnen sind, erfolg
Vorschlag der Mehrheit dieser Gruppe.

§ 94 Die Mitglieder der Vollversammlung sind Vertreter d
gesamten Handwerks und des handwerkséahnlichen Gew
und als solche an Auftrdge und Weisungen nicht gebunden.
Abs. 4, 8 69 Abs. 4 und § 73 Abs. 1 gelten entsprechend.

§ 95 (1) Die Mitglieder der Vollversammlung und ihre Ste
vertreter werden durch Listen in allgemeiner, freier, gleicher

geheimer Wahl gewahlt. Die Wahlen zur Vollversammlung w el

den im Briefwahlverfahren durchgefihrt.
(2) Das Wahlverfahren regelt sich nach der diesem Gesef
Anlage C beigefugten Wahlordnung.

8§96 (1) Berechtigt zur Wahl der Vertreter des Handwerks
des handwerksahnlichen Gewerbes sind die in der Handw
rolle (8 6) oder im Verzeichnis nach § 19 eingetragenen nal

i€ die gesetzlichen Vertreter der wahlberechtigten juristischen
Ar-Personen und die vertretungsberechtigten Gesellschafter der
n, diahlberechtigten Personengesellschaften, sofern
ines) die von ihnen vertretene juristische Person oder Personen-
gesellschaft im Bezirk der Handwerkskammer seit minde-
Il- stens einem Jahr ein Handwerk selbsténdig betreibt und
nla- b) sie im Bezirk der Handwerkskammer seit mindestens ei-
stim- nem Jahr ohne Unterbrechung gesetzliche Vertreter oder
er- vertretungsberechtigte Gesellschafter einer in der Hand-
erbe werksrolle eingetragenen juristischen Person oder Perso-
nengesellschaft sind, am Wahltag volljéhrig sind.

[e@ight wahlbar ist, wer infolge Richterspruchs die Fahigkeit zur
IBekleidung offentlicher Amter oder infolge strafgerichtlicher
Verurteilung die Fahigkeit, Rechte aus o6ffentlichen Wahlen zu
usgangen, nicht besitzt.
ZU-(2) Bei der Berechnung der Fristen in Absatz 1 Nr. 1 Buchsta-
Béa und Nr. 2 Buchstabe b sind die Tatigkeiten als selbstandiger
werker in einem zulassungspflichtigen Handwerk und als
Effesetzlicher Vertreter oder vertretungsberechtigter Gesellschaf-
etabéiner in der Handwerksrolle eingetragenen juristischen Person
@brer Personengesellschaft gegenseitig anzurechnen.
t ayB) Fur die Wahl der Vertreter der zulassungsfreien Handwer-
ke und der handwerksahnlichen Gewerbe gelten die Absétze 1
und 2 entsprechend.

es
ege8 (1) Berechtigt zur Wahl der Vertreter der Arbeitnehmer
§rbGler Handwerkskammer sind die Gesellen und die weiteren
Arbeitnehmer mit abgeschlossener Berufsausbildung, sofern sie
am Tag der Wahl volljahrig sind und in einem Betrieb eines
Handwerks oder eines handwerksdhnlichen Gewerbes beschaf-
I’ti%t sind. § 96 Abs. 2 und 3 findet Anwendung.

un (2) Kurzzeitig bestehende Arbeitslosigkeit &Rt das Wahlrecht
nbertihrt, wenn diese zum Zeitpunkt der Wahl nicht langer als
nglesi Monate besteht.

8§ 99 Wabhlbar zum Vertreter der Arbeitnehmer in der Vollver-
sammlung sind die wahlberechtigten Arbeithehmer im Sinne des
HIBO90 Abs. 2, sofern sie

- li-am Wahltag volljshrig sind,

chen und juristischen Personen und Personengesellschaften2Dgie Gesellenprifung oder eine andere Abschlufprifung ab-
Wahlrecht kann nur von volljahrigen Personen ausgeiibt werdengelegt haben oder, wenn sie in einem Betrieb eines handwerks-
Juristische Personen und Personengesellschaften haben jewedignlichen Gewerbes beschaftigt sind, nicht nur voribergehend

nur eine Stimme.

mit Arbeiten betraut sind, die gewdhnlich nur von einem Ge-

(2) Nicht wahlberechtigt sind Personen, die infolge strafge- Sellen oder einem Arbeitnehmer ausgefiihrt werden, der einen

richtlicher Verurteilung das Recht, in 6ffentlichen Angelegen
ten zu wéhlen oder zu stimmen, nicht besitzen.
(3) An der Ausubung des Wahlrechts ist behindert,

. wer wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwéache in €
psychiatrischen Krankenhaus untergebracht ist,

. wer sich in Straf- oder Untersuchungshaft befindet,

. wer infolge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in
wahrung gehalten wird.

8§97 (1) Wahlbar als Vertreter der zulassungspflichtigen Ha
werke sind

1. die wahlberechtigten naturlichen Personen, sofern sie
a) im Bezirk der Handwerkskammer seit mindestens ei
Jahr ohne Unterbrechung ein Handwerk selbstandig be
ben,
b) die Befugnis zum Ausbilden von Lehrlingen besitzen,
¢) am Wahltag volljahrig sind;

ei- BerufsabschluR hat.

§100 (1) Die Handwerkskammer prift die Gultigkeit der Wahl
inerer Mitglieder von Amts wegen.
(2) Das Ergebnis der Wahl ist 6ffentlich bekanntzumachen.

8 101 (1) Gegen die Rechtsglltigkeit der Wahl kann jeder
Wabhlberechtigte innerhalb von einem Monat nach der Bekannt-
gabe des Wahlergebnisses Einspruch erheben; der Einspruch ei.
nes Inhabers eines Betriebs eines Handwerks oder handwerks-
ahnlichen Gewerbes kann sich nur gegen die Wahl der Vertre-
ter der Handwerke und handwerksahnlichen Gewerbe, der Ein-
spruch eines Gesellen oder anderen Arbeithehmers mit einer ab-
Nef@schlossenen Berufsausbildung nur gegen die Wahl der Vertre-
teer-der Arbeitnehmer richten.

(2) Der Einspruch gegen die Wahl eines Gewahlten kann nur
auf eine Verletzung der Vorschriften der 88§ 96 bis 99 gesttzt
werden.

2.
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(3) Richtet sich der Einspruch gegen die Wahl insgesam
ist er binnen einem Monat nach der Bekanntgabe des Wahle
nisses bei der Handwerkskammer einzulegen. Er kann nur d
gestitzt werden, dal3

1. gegen das Gesetz oder gegen die auf Grund des Geset:
lassenen Wahlvorschriften verstoRen worden ist und

2. der Verstol3 geeignet war, das Ergebnis der Wahl zu beeir
sen.

[, §o die Form der BeschluRR3fassung und die Beurkundung der Be-
rgebschlisse der Handwerkskammer und des Vorstands,

ar%‘.lfgie Erstellung einer mittelfristigen Finanzplanung und deren
Ubermittlung an die Vollversammlung,

7es er- .
9. die Aufstellung und Genehmigung des Haushaltsplans,

fifs-die Aufstellung, Prufung und Abnahme der Jahresrechnung
sowie Uber die Ubertragung der Priifung auf eine unabhangi-
ge Stelle auRerhalb der Handwerkskammer,

§ 102 (1) Der Gewahlte kann die Annahme der Wahl nur
lehnen, wenn er

1. das sechzigste Lebensjahr vollendet hat oder

2. durch Krankheit oder Gebrechen verhindert ist, das Amt
nungsmaldig zu fihren.

(2) Ablehnungsgriinde sind nur zu beriicksichtigen, wenr
binnen zwei Wochen nach der Bekanntgabe des Wahlergeb
bei der Handwerkskammer geltend gemacht worden sind.

(3) Mitglieder der Handwerkskammer kdnnen nach \oll
dung des sechzigsten Lebensjahrs ihr Amt niederlegen.

akl. die Voraussetzungen und die Form einer Anderung der Sat-
zung,

12. die Organe, in denen die Bekanntmachungen der Handwerks-
ord- kammer zu vero6ffentlichen sind.

(3) Die Satzung darf keine Bestimmung enthalten, die mit den
#igliesem Gesetz bezeichneten Aufgaben der Handwerkskammer
isdedd in Verbindung steht oder gesetzlichen Vorschriften zuwi-
derlauft.
en- (4) Die Satzung nach Absatz 1 Satz 1 istin dem amtlichen Or-
gan der fur den Sitz der Handwerkskammer zustandigen héheren
Verwaltungsbehoérde bekanntzumachen.

Ah-

§ 106 (1) Der BeschluRRfassung der Vollversammlung bleibt
NgBrbehalten

sik- die Wahl des Vorstands und der Ausschusse,
2rks: die Zuwahl von sachverstandigen Personen (§ 93 Abs. 4),

8103 (1) Die Wahl zur Handwerkskammer erfolgt auf finf Jg
re. Eine Wiederwabhl ist zul&ssig.

(2) Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die Gewébhlten sola
im Amt, bis ihre Nachfolger eintreten.

(3) Die Vertreter der Arbeitnehmer behalten, auch wenn
nicht mehr im Betrieb eines Handwerks oder eines handwg
ahnlichen Gewerbes beschéftigt sind, solange sie im Bezirk der . . . v Ee g
Handwerkskammer verbleiben, das Amt noch bis zum Endg dgrd'e Wahl des Geschgﬁsfthers, bei mehreren 9659haﬂSfUh'
Wahlzeit, jedoch hochstens fiir ein Jahr. Im Falle der Arbeitslo- "€ des Hauptgeschaftsfuhrers und der Geschaftsfuhrer,

sigkeit behalten sie das Amt bis zum Ende der Wahlzeit.

§104 (1) Mitglieder der Vollversammlung haben aus dem A

auszuscheiden, wenn sie durch Krankheit oder Gebrechen
hindert sind, das Amt ordnungsmafiig zu fihren oder wenn
sachen eintreten, die ihre Wahlbarkeit ausschliel3en.

(2) Gesetzliche Vertreter juristischer Personen und ve
tungsberechtigte Gesellschafter der Personengesellschafte
ben ferner aus dem Amt auszuscheiden, wenn

1. sie die Vertretungsbefugnis verloren haben,

2. die juristische Person oder die Personengesellschaft in o?é

Handwerksrolle oder in dem Verzeichnis nach 8§ 19 gelo
worden ist.

(3) Weigert sich das Mitglied auszuscheiden, so ist es vor
obersten Landesbehérde nach Anhérung der Handwerkska
seines Amtes zu entheben.

8105 (1) Furdie Handwerkskammer ist von der obersten L
desbehorde eine Satzung zu erlassen. Uber eine Anderun
Satzung beschlief3t die Vollversammlung; der Beschlul3 be
der Genehmigung durch die oberste Landesbehérde.
(2) Die Satzung muf3 Bestimmungen enthalten tGber

1. den Namen, den Sitz und den Bezirk der Handwerkskamn‘]@r

2. die Zahl der Mitglieder der Handwerkskammer und der S
vertreter sowie die Reihenfolge ihres Eintritts im Falle
Behinderung oder des Ausscheidens der Mitglieder,

3. die Verteilung der Mitglieder und der Stellvertreter auf die
Bezirk der Handwerkskammer vertretenen Handwerke,

4. die Zuwahl zur Handwerkskammer,
5. die Wahl des Vorstands und seine Befugnisse,

4. die Feststellung des Haushaltsplans einschlie3lich des Stel-
lenplans, die Bewilligung von Ausgaben, die nicht im Haus-
mt haltsplan vorgesehen sind, die Ermachtigung zur Aufnahme
verYvon Krediten und die dingliche Belastung von Grundeigen-
Tat- tUm,

5. die Festsetzung der Beitrage zur Handwerkskammer und die
rtre- Erhebung von Geblhren,

& (?.ader Erla3 einer Haushalts-, Kassen- und Rechnungslegungs-
ordnung,

rdie Prifung und Abnahme der Jahresrechnung und die Ent-
scheidung dartber, durch welche unabhéngige Stelle die Jah-

scht resrechnung geprift werden soll,

g8y die Beteiligung an Gesellschaften des privaten und &ffentli-
nmefhen Rechts und die Aufrechterhaltung der Beteiligung,

9. der Erwerb und die VerdauRerung von Grundeigentum,

10. der ErlaB3 von Vorschriften Uber die Berufsausbildung, beruf-
an- Jiche Fortbildung und berufliche Umschulung (8 91 Abs. 1

g dfel"\lr. 4 und 4a),
ar
11. der Erlaf? der Gesellen- und Meisterprifungsordnungen (8§ 91

Abs. 1 Nr. 5und 6),

der ErlaR3 der Vorschriften Uber die 6ffentliche Bestellung und

I "Vereidigung von Sachverstandigen (8§ 91 Abs. 1 Nr. 8),
ell-
Hds3. die Festsetzung der den Mitgliedern zu gewahrenden Ent-

schadigung (§ 94),
ifé. die Anderung der Satzung.

(2) Die nach Absatz 1 Nr. 3 bis 7, 10 bis 12 und 14 gefal3ten
Beschlisse bedirfen der Genehmigung durch die oberste Lan-
desbehorde. Die Beschliisse nach Absatz 1 Nr. 5, 10 bis 12 und 14
sind in den fur die Bekanntmachungen der Handwerkskammern

6. die Einberufung der Handwerkskammer und ihrer Organ

ebestimmten Organen (8§ 105 Abs. 2 Nr. 12) zu verdéffentlichen.
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8 107 Die Handwerkskammer kann zu ihren Verhandlun
Sachverstandige mit beratender Stimme zuziehen.

§108 (1) Die Vollversammlung wahlt aus ihrer Mitte den Vg
stand. Ein Drittel der Mitglieder missen Gesellen oder an
Arbeitnehmer mit abgeschlossener Berufsausbildung sein.
(2) Der Vorstand besteht nach néaherer Bestimmung der
zung aus dem Vorsitzenden (Prasidenten), zwei Stellvertrg
(Vizeprasidenten), von denen einer Geselle oder ein andere
beitnehmer mit abgeschlossener Berufsausbildung sein mulf
einer weiteren Zahl von Mitgliedern.
(3) Der Prasident wird von der Vollversammlung mit absolu
Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gewahlt. Fallt
Mehrzahl der Stimmen nicht auf eine Person, so findet eine €
re Wahl zwischen den beiden Personen statt, welche die mg
Stimmen erhalten haben.
(4) Die Wahl der Vizepréasidenten darf nicht gegen die Me
heit der Stimmen der Gruppe, der sie angehéren, erfolgen
folgt in zwei Wahlgéngen keine Entscheidung, so entscheid

y&n112 (1) Die Handwerkskammer kann bei Zuwiderhandlun-
gen gegen die von ihr innerhalb ihrer Zustandigkeit erlassenen
Vorschriften oder Anordnungen Ordnungsgeld bis zu fiinfhun-
dert Euro festsetzen.

jr— (2) Das Ordnungsgeld mul3 vorher schriftlich angedroht wer-
Yén. Die Androhung und die Festsetzung des Ordnungsgelds sind
em Betroffenen zuzustellen.

X at 3) Gegen die Androhung und die Festsetzung des Ordnungs-
rtﬁpérl s steht dem Betroffenen der Verwaltungsrechtsweg offen.

) Das Ordnungsgeld flieRt der Handwerkskammer zu. Es
Wi auf Antrag des Vorstands der Handwerkskammer nach
t(Ié/}aﬁgabe des § 113 Abs. 2 Satz 1 beigetrieben.
die
nge-13 (1) Die durch die Errichtung und Tatigkeit der Hand-
rigterkskammer entstehenden Kosten werden, soweit sie nicht an-

derweitig gedeckt sind, von den Inhabern eines Betriebs eines

Hdandwerks und eines handwerkséhnlichen Gewerbes nach einem
.\Em der Handwerkskammer mit Genehmigung der obersten Lan-
oidsbehorde festgesetzten Beitragsmalistab getragen.

dem dritten Wahlgang die Stimmenmehrheit der jeweils betrof-(2) Die Handwerkskammer kann als Beitrage auch Grund-

fenen Gruppe. Gleiches gilt fir die Wahl der weiteren Mitglie
des Vorstands.
(5) Die Wahl des Prasidenten und seiner Stellvertreter is
obersten Landesbehérde binnen einer Woche anzuzeigen.
(6) Als Ausweis des Vorstands geniigt eine Bescheinigung
obersten Landesbehdrde, dal3 die darin bezeichneten Per
zur Zeit den Vorstand bilden.

8§ 109 Dem Vorstand obliegt die Verwaltung der Handwer
kammer; Prasident und Hauptgeschéftsfuhrer vertreten die H

werkskammer gerichtlich und auRergerichtlich. Das Nahere

gelt die Satzung, die auch bestimmen kann, dal3 die Handw
kammer durch zwei Vorstandsmitglieder vertreten wird.

§ 110 Die Vollversammlung kann unter Wahrung der im §
Abs. 1 bestimmten Verhaltniszahl aus ihrer Mitte Ausschiisse
den und sie mit besonderen regelmafigen oder voriibergeh
Aufgaben betrauen. § 107 findet entsprechende Anwendung

§ 111 (1) Die in die Handwerksrolle und in das Verzeich
nach 8 19 eingetragenen Gewerbetreibenden haben der

deeitrage, Zusatzbeitrage und auBerdem Sonderbeitrage erheber
Die Beitrage kdnnen nach der Leistungskraft der beitragspflich-
tigen Kammerzugehorigen gestaffelt werden. Soweit die Hand-
werkskammer Beitrage nach dem Gewerbesteuermel3betrag, Ge
) de@rbeertrag oder Gewinn aus Gewerbebetrieb bemif3t, richtet
seigbndie Zulassigkeit der Mitteilung der hierfir erforderlichen
Besteuerungsgrundlagen durch die Finanzbehorden fir die Bei-
tragsbemessung nach § 31 der Abgabenordnung. Personen, die
nach 8 90 Abs. 3 Mitglied der Handwerkskammer sind und de-
¥en Gewerbeertrag nach dem Gewerbesteuergesetz oder, sowei
HiPas Bemessungsjahr ein Gewerbesteuermessbetrag nicht fest
%setzt wird, deren nach dem Einkommen- oder Kdrperschaft-
Uergesetz ermittelter Gewinn aus Gewerbetrieb 5 200 Euro
nicht Gbersteigt, sind vom Beitrag befreit. Natlrliche Personen,
die erstmalig ein Gewerbe angemeldet haben, sind fir das Jahr
gder Anmeldung von der Entrichtung des Grundbeitrages und des
Killsatzbeitrages, flr das zweite und dritte Jahr von der Entrich-
S hidiag, der Halfte des Grundbeitrages und vom Zusatzbeitrag und
’_fUr das vierte Jahr von der Entrichtung des Zusatzbeitrages be-
freit, soweit deren Gewerbeertrag nach dem Gewerbesteuerge-
setz oder, soweit fir das Bemessungsjahr ein Gewerbesteuer-
Nimessbetrag nicht festgesetzt wird, deren nach dem Einkommen-
dstiliergesetz ermittelter Gewinn aus Gewerbebetrieb 25 000 Euro

e

werkskammer die zur Durchfihrung von Rechtsvorschriften libgeht (ibersteigt. Die Beitragsbefreiung nach Satz 5 ist nur auf

die Berufsbildung und der von der Handwerkskammer erlass
Vorschriften, Anordnungen und der sonstigen von ihr getroffe
MaRnahmen erforderlichen Auskiinfte zu erteilen und Unte
gen vorzulegen. Die Handwerkskammer kann fur die Erteil
der Auskunft eine Frist setzen.

(2) Die von der Handwerkskammer mit der Einholung \
Auskunften beauftragten Personen sind befugt, zu dem in
satz 1 bezeichneten Zweck die Betriebsrdume, Betriebsein
tungen und Ausbildungsplétze sowie die fur den Aufenthalt
die Unterkunft der Lehrlinge und Gesellen bestimmten Ra
oder Einrichtungen zu betreten und dort Prifungen und Besi
gungen vorzunehmen. Der Auskunftspflichtige hat die MaR3
me von Satz 1 zu dulden. Das Grundrecht der Unverletzlich
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit
geschrankt.

(3) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche H
gen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen d
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozel3ordnung bezeichne
Angehorigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder e
Verfahrens nach dem Gesetz tiber Ordnungswidrigkeiten au

ER@mmerzugehodrige anzuwenden, deren Gewerbeanzeige nact
ngdm 31. Dezember 2003 erfolgt. Wenn zum Zeitpunkt der Ver-
ribschiedung der Haushaltssatzung zu besorgen ist, dass bei eine
UR@mmer auf Grund der Besonderheiten der Wirtschaftsstruktur
ihres Bezirks die Zahl der Beitragspflichtigen, die einen Beitrag
arahlen, durch die in den Satzen 4 und 5 geregelten Beitragsbefrei-
Alprgen auf weniger als 55 vom Hundert aller ihr zugehérigen Ge-
riwhrbetreibenden sinkt, kann die Vollversammlung fur das betref-
ufeshde Haushaltsjahr eine entsprechende Herabsetzung der dor
iigpenannten Grenzen fir den Gewerbeertrag oder den Gewinn aus
cl@ewerbebetrieb beschlieRen. Die Handwerkskammern und ihre
n@emeinschaftseinrichtungen, die 6ffentliche Stellenim Sinne des
k@2 Abs. 2 des Bundesdatenschutzgesetzes sind, sind berechtigt
einir Festsetzung der Beitrage die genannten Bemessungsgrundla
gen bei den Finanzbehoérden zu erheben. Bis zum 31. Dezember
rd-997 kdnnen die Beitrage in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
drages genannten Gebiet auch nach dem Umsatz, der Beschéf:
ptgtenzahl oder nach der Lohnsumme bemessen werden. Soweit
ndie Beitrage nach der Lohnsumme bemessen werden, sind die
sseitragspflichtigen Kammerzugehorigen verpflichtet, der Hand-

zen wirde.

werkskammer Auskunft durch Ubermittlung eines Doppels des
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Lohnnachweises nach § 165 des Siebten Buches Sozialgegetentgegen § 51 oder § 51b die Ausbildungsbezeichnung ,Mei-
buch zu geben. Soweit die Handwerkskammer Beitrage nach dester/Meisterin® fihrt.

Zahl der Beschaftigten bemif3t, ist sie berechtigt, bei den beittags¢2) pie Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 kann mit ei-
pflichtigen Kammerzugehdrigen die Zahl der Beschaftigten gHr GeldbuRe bis zu zehntausend Euro, die Ordnungswidrigkeit

erheben. Die Gibermittelten Daten diirfen nur fir Zwecke der

tragsfestsetzung gespeichert und genutzt sowie gemaf § 5| M1,

fRlch Absatz 1 Nr. 2 kann mit einer GeldbuRe bis zu fiinftausend
geahndet werden.

des Statistikregistergesetzes zum Aufbau und zur Fihrung des

Statistikregisters den statistischen Amtern der Lander und |d

Statistischen Bundesamt Gibermittelt werden. Die beitragsp
tigen Kammerzugehdérigen sind verpflichtet, der Handwerksk
mer Auskunft Gber die zur Festsetzung der Beitrage erford
chen Grundlagen zu erteilen; die Handwerkskammer ist bef
tigt, die sich hierauf beziehenden Geschéftsunterlagen ein
hen und fur die Erteilung der Auskunft eine Frist zu setzen.

(3) Die Beitrage der Inhaber von Betrieben eines Handw
oder handwerksahnlichen Gewerbes werden von den Ge
den auf Grund einer von der Handwerkskammer aufzuste
den Aufbringungsliste nach den fir Gemeindeabgaben ge
den landesrechtlichen Vorschriften eingezogen und beigetrie
Die Gemeinden kdnnen fur ihre Tatigkeit eine angemessene
gutung von der Handwerkskammer beanspruchen, deren
he im Streitfall die hohere Verwaltungsbehorde festsetzt.
Landesregierung kann durch Rechtsverordnung auf Antrag
Handwerkskammer eine andere Form der Beitragseinzie
und Beitragsbeitreibung zulassen. Die Landesregierung kan
Erméachtigung auf die zusténdige oberste Landesbehdrde tb
gen.

(4) Die Handwerkskammer kann fiir Amtshandlungen und
die Inanspruchnahme besonderer Einrichtungen oder Tatigk
mit Genehmigung der obersten Landesbehdrde Gebiihren
ben. Fir ihre Beitreibung gilt Absatz 3.

8§ 114 (aufgehoben)

§ 115 (1) Die oberste Landesbehérde fuhrt die Staatsaufs
Uber die Handwerkskammer. Die Staatsaufsicht beschrénki
darauf, soweit nicht anderes bestimmt ist, dal3 Gesetz und
zung beachtet, insbesondere die den Handwerkskammern
tragenen Aufgaben erfillt werden.

(2) Die Aufsichtsbehérde kann, falls andere Aufsichtsmi

nicht ausreichen, die Vollversammlung auflésen, wenn sichj j

Kammer trotz wiederholter Aufforderung nicht im Rahmen
fur sie geltenden Rechtsvorschriften hélt. Innerhalb von drei
naten nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Anordnung tbe
Auflésung ist eine Neuwahl vorzunehmen. Der bisherige
stand fuhrt seine Geschéfte bis zum Amtsantritt des neuen
stands weiter und bereitet die Neuwahl der Vollversammlung

§ 116 Die Landesregierungen werden ermachtigt, du
Rechtsverordnung die zustandigen Behotrden abweichend
§ 104 Abs. 3 und 8§ 108 Abs. 6 zu bestimmen. Sie kdnnen d
Erméchtigung auf oberste Landesbehdrden tbertragen.

) Funfter Teil
BuRgeld-, Ubergangs- und Schlussvorschriften

Erster Abschnitt
Bul3geldvorschriften

§117 (1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen 8§ 1 Abs. 1 Satz 1 oder § 9 Abs. 2 Satz 1 ein dof
nanntes Gewerbe als stehendes Gewerbe selbstandig b

i 118 (1) Ordnungswidrig handelt, wer

afn-eine Anzeige nach § 16 Abs. 2 oder § 18 Abs. 1 nicht, nicht
erli-richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erstattet,

eZhentgegen § 17 Abs. 1 oder Abs. 2 Satz 2, § 111 Abs. 1 oder
7USEAbs. 2 Satz 2 oder § 113 Abs. 2 Satz 11, auch in Verbindung

mit § 73 Abs. 3, eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht voll-
erksstandig oder nicht rechtzeitig erteilt, Unterlagen nicht vorlegt
neireder das Betreten von Grundstiicken oder Geschaftsraumen
lenoder die Vornahme von Priifungen oder Besichtigungen nicht
Itenduldet,

'@.rl-_ehrlinge (Auszubildende) einstellt oder ausbildet, obwohl er
Verach § 21 Abs. 2 Nr. 1 persénlich oder nach § 21 Abs. 3 fach-
HAich nicht geeignet ist,
éﬁfntgegen § 21 Abs. 4 einen Ausbilder bestellt, obwohl dieser
fun ach § 21 Abs. 2Nr.1 persc‘jr_llich oder nach §.21 Abs. 3 fach-
n diﬁCh nicht geeignet ist oder diesem das Ausbilden nach § 24
ertriintersagt worden ist,

5. Lehrlinge (Auszubildende) einstellt oder ausbildet, obwohl
furihm das Einstellen oder Ausbilden nach § 24 untersagt wor-

eiteden ist,

eBhentgegen § 30 die Eintragung in die Lehrlingsrolle nicht oder
nicht rechtzeitig beantragt oder eine Ausfertigung der Ver-
tragsniederschrift nicht beiftigt.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1, 2 und 6
kénnen mit einer Geldbuf3e bis zu eintausend Euro, die Ord-
nungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 3 bis 5 kénnen mit einer
siGeldbulRe bis zu fiinftausend Euro geahndet werden.

sich

$8at18a Die zustandige Behorde unterrichtet die zustandige

&hdwerkskammer (iber die Einleitung von und die abschlie-

Rende Entscheidung in Verfahren wegen Ordnungswidrigkeiten
ttghch den §§ 117 und 118. Gleiches gilt fur Verfahren wegen
fdnungswidrigkeiten nach dem Gesetz zur Bekampfung der
H&chwarzarbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Ja-
Mfuar 1982, zuletzt geandert durch Anlage | Kapitel VIl Sach-
é@oiet E Nr. 3 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990
VG Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September
Moo (BGBI. 1990 Il S. 885, 1038), in seiner jeweils geltenden
VP&ssung, soweit Gegenstand des Verfahrens eine handwerkliche
Tatigkeit ist.

rch
von _ Zweiter Abschnitt
iese Ubergangsvorschriften

§ 119 E](l) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandene
Berechtigung eines Gewerbetreibenden, ein Handwerk als ste-

1GemaR Anlage | Kapitel V Sachgebiet B Abschnitt 1l Nr. 1 des Gesetzes zu
dem Vertrag vom 31. August 1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Deutschen Demokratischen Republik Uber die Herstellung der Ein-
heit Deutschlands — Einigungsvertragsgesetz — und der Vereinbarung vom
18. September 1990 vom 23. September 1990 (BGBI. 1990 Il S. 885, 998)
gelten das Gesetz zur Ordnung des Handwerks und die auf Grund dieses Ge-
setzes nach den § 7 Abs. 2, 88 25, 27a Abs. 1, 88 40 und 46 Abs. 3 Satz 3
erlassenen Rechtsverordnungen in dem in Artikel 3 des Vertrages genannten

t Gebiet mit folgenden Maf3gaben:

N %g ine am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts in dem in Artikel 3 des Ver-

Clretiges genannten Gebiet bestehende Berechtigung,

oder

aa) ein Handwerk als stehendes Gewerbe selbsténdig zu betreiben,
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hendes Gewerbe selbstandig zu betreiben, bleibt bestehe

. F({@) Ist ein nach Absatz 1 Satz 1 berechtigter Gewerbetreiben-

juristische Personen, Personengesellschaften und Betriebaedémbei Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht in der Handwerksrolle

Sinne des § 7 Abs. 5 oder 6 gilt dies nur, wenn und sol
der Betrieb von einer Person geleitet wird, die am 1. April 19

ngjagetragen, so ist er auf Antrag oder von Amts wegen binnen
@Bei Monaten in die Handwerksrolle einzutragen.

Betriebsleiter oder fur die technische Leitung verantwortligher (3) Die Absatze 1 und 2 gelten fiir Gewerbe, die in die An-

personlich haftender Gesellschafter oder Leiter eines Betriebdage A zu diesem Gesetz aufgenommen werden, entsprechend.
Sinne des § 7 Abs. 5 und 6 ist; das gleiche gilt fir Personen, bliediesen Fallen darf nach dem Wechsel des Betriebsleiters ei-
eine dem Betriebsleiter vergleichbare Stellung haben. Sowejtée juristischen Person oder eines fir die technische Leitung ver-

Berechtigung zur Auslibung eines selbstéandigen Handwerks

amwortlichen personlich haftenden Gesellschafters einer Perso-

deren bundesrechtlichen Beschrankungen als den in diesemr@agesellschaft oder des Leiters eines Betriebs im Sinne des § 7
setz bestimmten unterworfen ist, bleiben diese Vorschriften ubs. 5 oder 6 der Betrieb fiir die Dauer von drei Jahren fortge-

berthrt.

fuhrt werden, ohne daf3 die Voraussetzungen fir die Eintragung
in die Handwerksrolle erfillt sind. Zur Verhitung von Gefahren
fur die 6ffentliche Sicherheit kann die héhere Verwaltungsbehor-

b)

<)

d

-

e)
f)

9

h

=

k)

m) Der Bundesminister fur Wirtschaft bestimmt durch Rechtsverordnung

n)

bb) zum Einstellen oder zur Ausbildung von Lehrlingen in Handwerksbefride die_ Fortfihrung des Betriebs davon abhangig machen, dal er
ben oder von einem Handwerker geleitet wird, der die Voraussetzungen

cc) zur Fuhrung des Meistertitels bleibt bestehen. iir die Eintraguna in die Handwerksrolle erfiillt
Einkaufs- und Liefergenossenschaften und Arbeitsgemeinschaften de ["ro gung :

duktionsgenossenschaften des Handwerks bleiben Mitglied der Handwerks(4) Werden in der Anlage A zu diesem Gesetz aufgefihrte
kammer, soweit sie Mitglied der Handwerkskammer sind. Gewerbe durch Gesetz oder durch eine nach § 1 Abs. 3 erlas-
Gewerbetreibende, die am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts in deggme Rechtsverordnung zusammengefalit, so ist der selbstandi

Artikel 3 des Vertrages genannten Gebiet berechtigt sind, ein Handwerk Handwerker. der eines der zusammengefaBten Handwerke be
Stehendes Gewerbe selbstandig zu betreiben, werden auf Antrag odér, '

0 ; .
Amts wegen mit dem Handwerk der Anlage A der Handwerksordnung i &r@'rbt'_ mit dem durch die Zusammenfassung entstandenen Hand-
Handwerksrolle eingetragen, das dem bisherigen Handwerk zugeordnett Wtk in die Handwerksrolle einzutragen.

den kann. Fihren solche Gewerbetreibende rechtmaRig den Titel Meister deg5) Soweit durch Gesetz oder durch Rechtsverordnung nach

Handwerks, sind sie berechtigt, den Meistertitel des Handwerks der Anldg 5 ; _
der Handwerksordnung zu fihren, 84 Abs. 3 Handwerke oder handwerksahnliche Gewerbe zusam

Gewerbetreibende, die am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts in defingefasst werden, gelten die vor dem Inkrafttreten der jewei-
Artikel 3 des Vertrages genannten Gebiet selbstandig ein stehendes Gewlegign Anderungsvorschrift nach § 25 dieses Gesetzes oder nach
betreiben, das dort nicht als Handwerk eingestuft, jedoch in der Anlage A gep5 des Berufsbildungsgesetzes erlassenen Ausbildungsordnun:

Handwerksordnung als Handwerk aufgefiihrt ist, werden auf Antrag ode . : - .
Amts wegen mit diesem Handwerk in die Handwerksrolle eingetragen. \6)&] und die nach § 45 Abs. 1 oder § 51a Abs. 1 in Verbindung mit

Buchstabe ¢ Satz 1 findet auf Gewerbetreibende, die ein handwerksahnlié#es. 2 sowie die nach § 50 AbS: 2 Ode.r §51a Abs. 7 dieses Geset-
Gewerbe betreiben, entsprechende Anwendung. zes erlassenen Rechtsvorschriften bis zum Erlass neuer Rechts:
Die am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts in dem in Artikel 3 des _Efgh[)ordnungen nach diesem Gesetz fort. Satz 1 gilt entsprechend

trages genannten Gebiet bestehenden Organisationen des Handwerks si - "
31. Dezember 1991 den Bestimmungen der Handwerksordnung entspregc 5OCh bestehende Vorschriften gemal § 122 Abs. 2 und 4.

anzupassen; bis dahin gelten sie als Organisationen im Sinne der Handerk§6) Soweit durch Gesetz zulassungspflichtige Handwerke in
ordnung. Dasselbe gilt fur die bestehenden Facharbeiter- und Meisterglie Anlage B Uberfiihrt werden, gilt fiir die Ausbildungsordnun-

fungskommissionen; bis zum 31. Dezember 1991 gelten sie als Priflingsn Apsatz 5 entsprechend. Die bis zum 31. Dezember 2003
ausschusse im Sinne der Handwerksordnung. Die Handwerkskammern haben

unverziiglich, spétestens jedoch bis zum 31. Dezember 1991, die Vorapddggonnenen Meisterpriifungsverfahren sind auf Antrag des Priif-
zungen fur die Beteiligung der Gesellen entsprechend den Bestimmungedifi@s nach den bis dahin geltenden Vorschriften abzuschliel3en.
Handwerksordnung zu schaffen. (7) In den Fallen des Absatzes 3 Satz 1 liegt ein Ausnahmefall

Am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts bestehende Lehrverhaltnissg < ;
den nach den bisherigen Vorschriften zu Ende gefiihrt, es sei denn, di¢ E-:h § 8 Abs. 1 Satz 2 auch dann vor, wenn zum Zeltpunkt der

teien des Lehrvertrages vereinbaren die Fortsetzung der Berufsausbildifyf#ragstellung fur das zu betreibende Handwerk eine Rechtsver-
einem Handwerk der Anlage A der Handwerksordnung. ordnung nach § 45 noch nicht in Kraft getreten ist.

Lehrlinge, die ihre Berufsausbildung nach bisherigem Recht durchlapfen,

werden nach den bisherigen Rechtsvorschriften gepriift, soweit nicht der|Bun-

desminister fiir Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister fir B§ 120 (1) Die am 31. Méarz 1998 vorhandene Befugnis zur Ein-

dung und Wissenschaft durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmdig|luna oder zur Ausbilduna von Lehrlinaen (Auszubildenden
des Bundesrates bedarf, Ubergangsvorschriften fur Verfahren und Zustan te 9 9 9 ( )

keit erlaft. fi%9andwerksbetrieben bleibt erhalten.
Die am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts laufenden Priifungsverfahred2) Wer bis zum 31. Mérz 1998 die Befugnis zur Ausbildung
werden nach den bisherigen Vorschriften zu Ende gefthrt. von Lehrlingen (Auszubildenden) in einem Gewerbe erworben

Die Handwerkskammern kénnen bis zum 1. Dezember 1995 Ausnahme MeR. das in die Anlage A zu diesem Gesetz aufgenommen wird
den nach § 25 der Handwerksordnung erlassenen Rechtsverordnungen ZLI: !

lassen, wenn die gesetzten Anforderungen noch nicht erfiillt werden ko rg!ﬁf'm Sinne des § 21 Abs. 3 als fachlich geeignet.

Die Ausnahmen sind zu befristen. Der Bundesminister fir Wirtschaft kann im

Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Bildung und Wissenschaft durch . " . . . .
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, ie%é-21 Der Meisterpriifung im Sinne des §_45 bleiben die in
fugnis nach Satz 1 einschréanken oder aufheben. § 133 Abs. 10 der Gewerbeordnung bezeichneten Prifungen
Die Rechtsverordnungen nach § 27a Abs. 1 und § 40 der Handwerksordnglisichgestellt, sofern sie vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abge-
bedurfen der gesonderten Inkraftsetzung durch den Bundesminister fir \?#bt worden sind

schaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister fir Bildung und Wissert- ’

schaft durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesgrates

bedar. 8122 (1) Werden zulassungspflichtige Handwerke durch Ge-

§ 46 Abs. 3 der Handwerksordnung, welche Priifungen an Ausbildungs&®iz oder durch eine nach § 1 Abs. 3 erlassene Rechtsverordnung
richtungen der Nationalen Volksarmee nach MaR3gabe des § 3 Abs. P der

Verordnung Uber die Anerkennung von Prifungen bei der Eintragung in diesind, mit welcher MaRgabe als ausreichende Voraussetzung fiir die Eintragung
Handwerksrolle und bei der Ablegung der Meisterpriifung im Handwerk yom in die Handwerksrolle anerkannt werden.

2. November 1982 (BGBI. | S. 1475) als Voraussetzung fur die Befreiung|vohn Priifungszeugnisse nach der Systematik der Ausbildungsberufe sowie der Sy-
Teil Il der Meisterpriifung im Handwerk anerkannt werden. stematik der Facharbeiterberufe in Handwerksberufen aus dem in Artikel 3
Der Bundesminister fiir Wirtschaft kann durch Rechtsverordnung nach § 7des Vertrages genannten Gebiet stehen Gesellenpriifungszeugnisse nach § 3.
Abs. 2 der Handwerksordnung bestimmen, welche Priifungen von MeisternAbs. 2 der Handwerksordnung gleich.”

der volkseigenen Industrie, die bis zum 31. Dezember 1991 abgelegt worden
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getrennt oder zusammengefasst, so kdnnen auch solche Pe
als Beisitzer der Gesellen- oder Meisterpriifungsausschiss
durch die Trennung oder Zusammenfassung entstandenen

werke oder handwerksahnlichen Gewerbe berufen werden,

dem getrennten oder in einem der zusammengefassten Han
ke oder handwerksahnlichen Gewerbe die Gesellen- oder
sterpriifung abgelegt haben oder das Recht zum Ausbilden
Lehrlingen besitzen und im Falle des § 48 Abs. 3 seit mindes
einem Jahr in dem Handwerk, flr das der Meisterprifungs|
schuss errichtet ist, selbstandig tatig sind.

(2) Die fur die einzelnen Handwerke oder handwerksah
chen Gewerbe geltenden Gesellen-, Abschluss- und Meiste
fungsvorschriften sind bis zum Inkrafttreten der in § 25 Abs
des Berufshildungsgesetzes oder nach § 25 Abs. 1 und § 3
wie 8 45 Abs. 1 Nr. 2 dieses Gesetzes vorgesehenen Prif
ordnungen anzuwenden, soweit sie nicht mit diesem Gese
Widerspruch stehen. Dies gilt fuir die nach § 50 Abs. 1 Satz 4
lassenen Meisterprifungsverordnungen sowie fur die nach
Abs. 2 erlassene Rechtsverordnung entsprechend.

(3) Die fur die einzelnen Handwerke oder handwerksah
chen Gewerbe geltenden Berufsbilder oder Meisterprifung
ordnungen sind bis zum Inkrafttreten von Rechtsverordnur
nach § 45 Abs. 1 und § 51a Abs. 1 in Verbindung mit Abs
anzuwenden.

(4) Die fur die einzelnen Handwerke oder handwerksah
chen Gewerbe geltenden fachlichen Vorschriften sind bis
Inkrafttreten von Rechtsverordnungen nach § 25 Abs. 1, ¢
Abs. 1 und § 51a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 anzuwend

§123 (1) Beantragt ein Gewerbetreibender, der bis zum 31.
zember 2003 berechtigt ist, ein zulassungspflichtiges Hand
als stehendes Gewerbe selbstandig zu betreiben, in diesem
werk zur Meisterprifung zugelassen zu werden, so gelten fi
Zulassung zur Prifung die Bestimmungen der 88 49 und 50
sprechend.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fur ein Gewerbe, das in die
lage A aufgenommen wird.

§ 124 (1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehend

Handwerksinnungen oder Handwerkerinnungen, Kreishand
kerschaften oder Kreisinnungsverbande, Innungsverbande
Handwerkskammern sind nach den Bestimmungen dieses G
zes bis zum 30. September 1954 umzubilden; bis zu ihrer Un
dung gelten sie als Handwerksinnungen, Kreishandwerkers
ten, Innungsverbande und Handwerkskammern im Sinne d
Gesetzes. Wenn sie sich nicht bis zum 30. September 1954
gebildet haben, sind sie aufgeldst. Endet die Wahlzeit der
glieder einer Handwerkskammer vor dem 30. September 1
so wird sie bis zu der Umbildung der Handwerkskammer n
Satz 1, langstens jedoch bis zum 30. September 1954 verla

(2) Die nach diesem Gesetz umgebildeten Handwerk
nungen, Kreishandwerkerschaften, Innungsverbénde und H
werkskammern gelten als Rechtsnachfolger der entspreche
bisher bestehenden Handwerksorganisationen.

(3) Soweit fur die bisher bestehenden Handwerksorganis
nen eine Rechtsnachfolge nicht eintritt, findet eine Vermaog
sauseinandersetzung nach den fir sie bisher geltenden ge
chen Bestimmungen statt. Bei Meinungsverschiedenheiten
scheidet die nach dem geltenden Recht zustandige Aufsich
horde.

§ 124a Verfahren zur Wahl der Vollversammlung von Har
werkskammern, die nach den Satzungsbestimmungen bis
31. Dezember 2004 zu beginnen sind, kénnen nach den b

rddriersammliung kann die Wahlzeit nach Wahlen, die entspre-
ectiend Satz 1 nach den bisherigen Vorschriften zu Ende gefiihrt
Hevedden, in Abweichung von § 103 Abs. 1 Satz 1 verkirzt wer-
liden. Wahlzeiten, die nach den Satzungsbestimmungen bis zum
d8derbezember 2004 enden, kdnnen durch Beschluss der Vollver-
Maimmlung bis zu einem Jahr verlangert werden, um die Wahl zur

Wamdwerkskammer nach den neuen Vorschriften durchzufiihren.
t&is Verlangerung oder Verklrzung der Wahlzeiten sind der ober-
asten Landesbehorde anzuzeigen.

. '..}24b Die Landesregierungen werden ermachtigt, durch

gchtsverordnung die nach diesem Gesetz den hdéheren Verwal-
é‘g% gsbehdrden oder den sonstigen nach Landesrecht zustéandigen
58 10rden Ubertragenen Zustandigkeiten nach den 88 7a, 7b, 8
zﬂ% 9 auf andere Behodrden oder auf Handwerkskammern zu
b Ubertragen. Die Staatsaufsicht nach § 115 Abs. 1 umfasst im

-5%86 einer Ubertragung nach Satz 1 auch die Fachaufsicht.

Dritter Abschnitt
Schlussvorschriften

nli-
sver-

en
_g§2125 (Inkrafttreten)

nli-
zum
3 45
BN Verzeichnis der Gewerbe, die als zulassungspflichtige
Handwerke betrieben werden kénnen

(8 1 Abs. 27

Anlage A
zur Handwerksordnung

De-
werk
H
rdi
en

dl\/laurer und Betonbauer
’ Ofen- und Luftheizungsbauer
Zimmerer
An2 Dachdecker
5 Stral3enbauer
6 Warme-, Kalte- und Schallschutzisolierer
7 Brunnenbauer
1d881 Steinmetzen und Steinbildhauer
We§ Stukkateure
YofMmaler und Lackierer

©$¢lGeriistbauer
nbil-
ch&BemanR dem Ubergangsgesetz aus AnlaR des Zweiten Gesetzes zur Anderung
ese%er Handwerksordnung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften vom
5
I uny;

.Mérz 1998 (BGBI. | S. 596), zuletzt geadndert durch Artikel 2 des Gesetzes
jom 24. Dezember 2003 (BGBI. | S. 2934), gilt fur die Zuordnung wesentli-
Mit-cher Tatigkeiten zu den Gewerben der Anlage A folgendes:
954,81 . o .
achh) Die wesentliche Tatigkeit Herstellung und Reparatur von Ziegeldachern
es Gewerbes Nummer 4 Dachdecker der Anlage A zur Handwerksordnung
196r ird auch dem Gewerbe Nummer 3 Zimmerer der Anlage A zur Handwerks-
SIN-ordnung als wesentliche Tétigkeit zugeordnet.
land<{2) Die wesentliche Tétigkeit Herstellung und Reparatur von Dachstiihlen
\nddlss Gewerbes Nummer 3 Zimmerer der Anlage A zur Handwerksordnung
rd auch dem Gewerbe Nummer 4 Dachdecker der Anlage A zur Hand-
werksordnung als wesentliche Tatigkeit zugeordnet.
atio- (3) Die wesentliche Tatigkeit Lackierung von Karosserien und Fahrzeugen
’en_des Gewerbes Nummer 10 Maler und Lackierer der Anlage A zur Handwerks-
setZ Ir_dnung wird auch den Gewerben Nummer 15 Karosserie- und Fahrzeugbau-
r und Nummer 20 Kraftfahrzeugtechniker der Anlage A zur Handwerksord-
erWnung als wesentliche Tatigkeit zugeordnet. Die wesentliche Tatigkeit Repa-
tsbeatur von Karosserien und Fahrzeugen der Gewerbe Nummer 15 Karosserie
und Fahrzeugbauer und Nummer 20 Kraftfahrzeugtechniker der Anlage A zur
Handwerksordnung wird auch dem Gewerbe Nummer 10 Maler und Lackie-
rer der Anlage A zur Handwerksordnung als wesentliche Tatigkeit zugeord-
d- net, soweit dies zur Vorbereitung der Lackierung von Fahrzeugen und Karos-
ZU rien erforderlich ist.
. 4) Die wesentliche Tatigkeit Aufstellen von Arbeits- und Schutzgeriisten
IShQl'es Gewerbes Nummer 11 Geristbauer der Anlage A zur Handwerksordnung

rigen Vorschriften zu Ende gefuihrt werden. Durch Beschluss

derwird auch den Gewerben Nummer 1 Maurer und Betonbauer, Nummer 3 Zim-
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12 Schornsteinfeger Anlage B
13 Metallbauer zur Handwerksordnung
14 Chirurgiemechaniker
15 Karosserie- und Fahrzeugbauer
16 Feinwerkmechaniker Verzeichnis der Gewerbe, die als zulassungsfreie Handwerke
17 Zweiradmechaniker oder handwerksahnliche Gewerbe betrieben werden kénnen
18 Kalteanlagenbauer (8 18 Abs. 2)
19 Informationstechniker )
20 Kraftfahrzeugtechniker Abschnitt 1:
21 Landmaschinenmechaniker Zulassungsfreie Handwerke
22 Bichsenmacher
23 Klempner Nr. _
24 Installateur und Heizungsbauer 1 Fliesen-, Platten- und Mosaikleger
25 Elektrotechniker 2 Betonstein- und Terrazzohersteller
26 Elektromaschinenbauer 3 Estrichleger
27 Tischler 4 Behalter- und Apparatebauer
28 Boots- und Schiffbauer 5 Uhrmacher
29 Seiler 6 Graveure
30 Backer 7 Metallbildner
31 Konditoren 8 Galvaniseure
32 Fleischer 9 Metall- und GlockengielRer
33 Augenoptiker 10 Schneidwerkzeugmechaniker
34 Horgerateakustiker 11 Gold- und Silberschmiede
35 Orthopéadietechniker 12 Parkettleger
36 Orthopadieschuhmacher 13 Rolladen- und Jalousiebauer
37 Zahntechniker 14 Modellbauer
38 Friseure 15 Drechsler (Elfenbeinschnitzer) und
39 Glaser Holzspielzeugmacher
40 Glasblaser und Glasapparatebauer 16 Holzbildhauer
41 Vulkaniseure und Reifenmechaniker 17 Bottcher
18 Korbmacher
19 Damen- und Herrenschneider

merer, Nummer 4 Dachdecker, Nummer 5 StralRenbauer, Nummer6W€r20— StICk_eI’

Kalte- und Schallschutzisolierér, Nummer 7 Brunnenbau’er, Nummer 8 Stg'rj‘-’ Modisten

metzen und Steinbildhauer, Nummer 9 Stukkateure, Nummer 10 Malet @@ Weber

Lackierer, Nummer 12 Schornsteinfeger, Nummer 13 Metallbauer, Nug3 Segelmacher

mer 18 Kélteanlagenbauer, Nummer 23 Klempner, Nummer 24 Installat Kiirschner

und Heizungsbauer, Nummer 25 Elektrotechniker, Nummer 27 Tischle

Nummer 39 Glaser der Anlage A zur Handwerksordnung als wesentlich =L$ Schuhmacher

tigkeit zugeordnet. Die wesentliche Ttigkeit Aufstellen von Arbeits- §ind6 Sattler und Feintaschner
Schutzgeristen des Gewerbes Nummer 11 Geriistbauer der Anlage [A2Z0r Raumausstatter
Handwerksordnung diirfen auch die Gewerbe Nummer 1 Fliesen-, Pl te8- Miiller
und Mosaikleger, Nummer 2 Betonstein- und Terrazzohersteller, Num ég B d Mal
Estrichleger, Nummer 33 Geb&udereiniger sowie Nummer 53 Schilder ra_ue'f_un alzer
Lichtreklamehersteller der Anlage B Abschnitt 1 zur Handwerksordnunga®®d Weinkufer
uben, mit der MaBgabe, dass § 1 Abs. 1 Satz 1 der Handwerksordnung i@sb- Textilreiniger
weit nicht anzuwenden ist. ;

(5) Das Gewerbe Nummer 19 Informationstechniker der Anlage A z32 WaChSZIeher.
Handwerksordnung umfasst nicht die strukturierte Verkabelung als wesehs. G€baudereiniger
liche Tétigkeit. 34 Glasveredler

(6) Die Weﬁlgntlich%Tétié;keit Igerslt\lellung ur;il?e[ialrlattur von Erher_gieve 86 Feinoptiker
gungsanschlissen des Gewerbes Nummer 24 Installateur und Heizung e _
der Anlage A zur Handwerksordnung wird auch dem Gewerbe Numme Glas “r.‘d Porz.e"anmaler
Ofen- und Luftheizungsbauer der Anlage A zur Handwerksordnung al Edelsteinschleifer und -graveure
sentliche Tatigkeit zugeordnet. 38 Fotografen
) (Zj) Dir iAkus;i\k- un|_c|| Trdockeknbaucji ist keim? wlgs,r??tlicge Tétié.]keit eines 489 Buchbinder
?2 erAniage A zur Handwerksordnung aulgetunrien Sewerbe. 40 Buchdrucker: Schriftsetzer; Drucker
Soweit durch Artikel 1 des Zweiten Gesetzes zur Anderung der Handwerfld- Siebdrucker
ordnung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften vom 25. Mérz 1998 Flexografen
(BGBI. I S. 596) Gewerbe in der Anlage A zur Handwerksordnung in(dgr3 Keramiker
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Dezember 1965 (BGBI. 1966 | e | dH . b
die zuletzt durch Artikel 2 Abs. 21 des Gesetzes vom 17. Dezember rge. -un armoniumbauer
(BGBI. I S. 3108) gedndert worden ist, zu Gewerben zuammengefait werdEn, Klavier- und Cembalobauer
werden die wesentlichen Tatigkeiten der bisherigen Gewerbe beibehaltgnd®- Handzuginstrumentenmacher
weitin§1 r_1icht etwas anc_ieres bestimmt ist. Satz 1 gilt entsprechend, \aqit Geigenbauer
Gewerbe eine neue Bezeichnung erhalten.
§3 48 Bogenmac_:her
Wer ein zulassungsfreies Handwerk nach § 18 Abs. 2 Satz 1 der Handwe4@- Metallblasinstrumentenmacher
ordnung betreibt und am 31. Dezember 2003 berechtigt war, ein zulassug@¥- Holzblasinstrumentenmacher
pflichtiges Handwerk auszuiliben, kann hierbei auch Arbeiten in zulass - :
pflichtigen Handwerken nach § 1 Abs. 1 der Handwerksordnung aus brgé ZqumStrumentenmaCher
wenn sie mit dem Leistungsangebot seines Gewerbes technisch oder f4cR hverQOIder _
zusammenhangen oder es wirtschaftlich ergéanzen.* 53 Schilder- und Lichtreklamehersteller
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Abschnitt 2:
Handwerksahnliche Gewerbe

Eisenflechter

Bautentrocknungsgewerbe

Bodenleger

Asphaltierer (ohne Stral3enbau)

Fuger (im Hochbau)

Holz- und Bautenschutzgewerbe

(Mauerschutz und Holzimpragnierung in Gebauden)
Rammgewerbe (Einrammen von Pfahlen im Wasserbau
Betonbohrer und -schneider

Theater- und Ausstattungsmaler

Herstellung von Drahtgestellen fur Dekorationszwecke
Sonderanfertigung

Metallschleifer und Metallpolierer
Metallsagen-Scharfer

Tankschutzbetriebe (Korrosionsschutz von Oltanks fiir F
rungsanlagen ohne chemische Verfahren)
Fahrzeugverwerter

Rohr- und Kanalreiniger

Kabelverleger im Hochbau (ohne Anschlussarbeiten)
Holzschuhmacher

Holzblockmacher

Daubenhauer

Holz-Leitermacher (Sonderanfertigung)
Muldenhauer

Holzreifenmacher

Holzschindelmacher

Einbau von genormten Baufertigteilen

(z. B. Fenster, Turen, Zargen, Regale)

Birsten- und Pinselmacher

Blgelanstalten flr Herren-Oberbekleidung
Dekorationsnaher (ohne Schaufensterdekoration)
Fleckteppichhersteller

Kloppler

Theaterkostimnaher

Plisseebrenner

Posamentierer

Stoffmaler

Stricker

Textil-Handdrucker

Kunststopfer

Anderungsschneider

Handschuhmacher

Ausfiihrung einfacher Schuhreparaturen

Gerber

Innerei-Fleischer (Kuttler)

Speiseeishersteller

(mit Vertrieb von Speiseeis mit Ublichem Zubehar)
Fleischzerleger, Ausbeiner

Appreteure, Dekateure

Schnellreiniger

Teppichreiniger

Getréankeleitungsreiniger

Kosmetiker

Maskenbildner

Bestattungsgewerbe

Lampenschirmhersteller (Sonderanfertigung)
Klavierstimmer

Theaterplastiker

Requisiteure

Schirmmacher

Steindrucker

Anlage C
zur Handwerksordnung

Wahlordnung fur die Wahlen der Mitglieder der
Vollversammlung der Handwerkskammern

Inhaltsibersicht

8§
1. Abschnitt: Zeitpunkt der Wahl, Wabhlleiter und
Wahlausschuss ....................... 1-2
2. Abschnitt: Wahlbezirk ............. ... ... .... 3
3. Abschnitt: Aufteilung der Mitglieder der Vollver-
L sammiung . ....ooovii 4
A" Abschnitt: (weggefallen)
5. Abschnitt: Wahlvorschlage ...................... 7-11
6. Abschnitt: Wahl............ .. ... ... . 12-18
ceAbschnitt: (weggefallen)
8. Abschnitt: Wegfall der Wahlhandlung ............ 20
9. Abschnitt: Beschwerdeverfahren, Kosten.......... 21-22

Anlage: Muster des Wahlberechtigungsscheins

Erster Abschnitt
Zeitpunkt der Wahl, Wabhlleiter und Wahlausschuf3

§ 1 Der Vorstand der Handwerkskammer bestimmt den Tag
der Wahl. Er bestellt einen Wabhlleiter sowie einen Stellvertre-
ter, die nicht zu den Wahlberechtigten gemaR § 96 Abs. 1 und
§ 98 der Handwerksordnung gehéren und nicht Mitarbeiter der
Handwerkskammer sein durfen.

§2 (1) Der Wahlleiter beruft aus der Zahl der Wahlberechtigten
vier Beisitzer und die erforderliche Zahl von Stellvertretern, die
je zur Halfte Wahlberechtigte nach § 96 Abs. 1 und nach § 98 der
Handwerksordnung sein missen. Der Wahlleiter und die Beisit-
zer bilden den Wahlausschuf3; den Vorsitz fiihrt der Wahlleiter.

(2) Der Wahlausschul? ist beschluf3fahig, wenn auf3er dem
Wabhlleiter oder seinem Stellvertreter mindestens je ein Wahlbe-
rechtigter nach § 96 Abs. 1 und nach § 98 der Handwerksordnung
als Beisitzer anwesend sind. Er beschlie3t mit Stimmenmehrheit;
bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Wahlleiters.

(3) Die in den Wahlausschuf3 berufenen Beisitzer und Stellver-
treter werden von dem Vorsitzenden auf unparteiische und ge-
wissenhafte Erfullung ihnres Amtes sowie zur Verschwiegenheit
Uber die ihnen bei ihrer amtlichen Tatigkeit bekanntgewordenen
Tatsachen, insbesondere Uber alle dem Wahlgeheimnis unterlie-
genden Angelegenheiten verpflichtet.

(4) Die Stellvertreter werden flr abwesende oder ausgeschie-
dene Beisitzer herangezogen.

(5) Zu den Verhandlungen des Wahlausschusses bestellt der
Vorsitzende einen Schriftfihrer, den er auf unparteiische und ge-
wissenhafte Erflillung seines Amtes verpflichtet; der Schriftfih-
rer ist nicht stimmberechtigt und soll nicht zu den Wahlberechtig-
ten geman § 96 Abs. 1 und § 98 der Handwerksordnung gehéren.

(6) Ort und Zeit der Sitzungen bestimmt der Vorsitzende. Die
Beisitzer und der Schriftfihrer werden zu den Sitzungen einge-
laden.

(7) Der Wahlausschuf entscheidet in 6ffentlicher Sitzung.

(8) Offentlich sind diese Sitzungen auch dann, wenn Zeit, Ort
und Gegenstand der Sitzung vorher durch Aushang am Eingang
des Sitzungshauses mit dem Hinweis bekanntgegeben worden
sind, daf3 der Zutritt zur Sitzung den Stimmberechtigten offen
steht.

Schlagzeugmacher

3Die Anlage ist auf der letzten Seite abgedruckt.
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(9) Die Beisitzer des Wahlausschusses erhalten keine

tung; es wird ihnen fur bare Auslagen und Zeitversdumnis

Entschadigung nach den fir die Mitglieder der Handwerksk

mer festgesetzten Satzen gewdahrt. Die Arbeitnehmer sind, s

es zur ordnungsgemafen Durchfiihrung der ihnen gesetzlic

gewiesenen Aufgaben erforderlich ist und wichtige betriebli
Grunde nicht entgegenstehen, von ihrer beruflichen Tatigkei

ne Minderung des Arbeitsentgelts gemaR § 69 Abs. 4 Satz 3

zustellen.
(10) (aufgehoben)

Zweiter Abschnitt
Wahlbezirk

8 3 Der Handwerkskammerbezirk bildet einen Wahlbezirk.

Dritter Abschnitt
Stimmbezirke

§ 4 Zur Aufteilung der Mitglieder der Vollversammlung ko
nen die Handwerkskammern in ihrer Satzung gemani § 93 A
der Handwerksordnung Gruppen bilden.

Vierter Abschnitt
Abstimmungsvorstand

85 (aufgehoben)
§6 (aufgehoben)

Funfter Abschnitt
Wabhlvorschlage

8 7 Der Wabhlleiter hat spatestens drei Monate vor dem W
tag in den fur die Bekanntmachungen der Handwerkskamme
stimmten Organen zur Einreichung von Wabhlvorschlagen au
fordern und dabei die Erfordernisse dieser Wahlvorschlage
bis 10) bekanntzugeben.

§ 8 (1) Die Wahlvorschlage gelten fur den Wahlbezirk (8§
sie sind getrennt fir die Wahl der Vertreter des Handwerks
des handwerksahnlichen Gewerbes und fir die Wahl der Ve
ter der Gesellen und anderen Arbeithehmer mit abgeschlos
Berufsausbildung in Form von Listen einzureichen und mus
die Namen von so vielen Bewerbern enthalten, als Mitglieder
Stellvertreter in dem Wahlbezirk zu wéahlen sind.

(2) Die Bewerber sind mit Vor- und Zunamen, Beruf, Wohn

2rguis) Die Wahlvorschlage miissen mindestens von der zweifa-
erteen Anzahl der jeweils fur die Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
aseite in der Vollversammlung zu besetzenden Sitze an Wahlbe-
pwezihtigten, hochstens aber von 70 Wahlberechtigten, unterzeich-
hremi-sein.

che (6) Die Unterzeichner der Wahlvorschlage miissen bei der Un-
t tdrschrift auch Beruf, Wohnort und Wohnung angeben. Die Un-
fterschriften missen leserlich sein.

89 Die Wahlvorschlage mussen spéatestens am funfunddreil3ig-
sten Tag vor dem Wahltag bei dem Wahlleiter eingereicht sein.

8§10 (1) Mit jedem Wahlvorschlag sind einzureichen

1. die Erklarung der Bewerber, daf sie der Aufnahme ihrer Na-
men in den Wahlvorschlag zustimmen,

die Bescheinigung der Handwerkskammer, daf} bei den Be-
werbern die Voraussetzungen

a) auf seiten Inhaber eines Betriebs eines Handwerks oder
n- handwerksahnlichen Gewerbes des § 97,

bs. B) auf seiten der Gesellen und anderen Arbeitnehmern mit ab-
geschlossener Berufsausbildung des § 99

der Handwerksordnung vorliegen und

. die Bescheinigung der Handwerkskammer, dal3 die Unter-

zeichner des Wahlvorschlags

a) Inhabern eines Betriebs eines Handwerks und eines hand-
werkséhnlichen Gewerbes in die Wahlerliste (§ 12 Abs. 1)
eingetragen sind,

b) bei den Gesellen und anderen Arbeitnehmern mit abge-
schlossener Berufsausbildung, die die Voraussetzungen fur
die Wahlberechtigung (8 98) erfullen.

(2) Die Bescheinigungen sind gebihrenfrei auszustellen.

2.

akl

; 11 (1) Weisen die Wahlvorschlage Méangel auf, so fordert der

f hlleiter die Vertrauenspersonen unter Setzung einer angemes-
¥nen Frist zu deren Beseitigung auf.

8 2) Spatestens am zwanzigsten Tag vor dem Wahltag entschei-

det der Wahlausschuf (8§ 2) tiber die Zulassung der Wahlvorschla-

ge.

3); (3) Die Vertrauenspersonen der Wahlvorschlége sind tiber Ort,

ufeit und Gegenstand der Sitzung zu benachrichtigen.

rtre€4) Nicht zuzulassen sind Wahlvorschlage, die zu spét einge-

segieht sind oder den gesetzlichen Voraussetzungen nicht entspre-

ssEen.

und(5) Nachdem die Wahlvorschléage festgesetzt sind, kénnen sie
nicht mehr geandert werden.

ort (6) Der Wahlleiter veroffentlicht spatestens am flinfzehnten

und Wohnung so deutlich zu bezeichnen, dass tber die P
kein Zweifel besteht. In gleicher Weise sind fur jedes einz

erBam vor dem Wahltag die zugelassenen Wahlvorschlage in den
Ifigr die Bekanntmachung der Handwerkskammer bestimmten Or-

Mitglied der oder die Stellvertreter deutlich zu bezeichnen| ganen in der zugelassenen Form, aber ohne die Namen der Un-
dass zweifelsfrei hervorgeht, wer als Mitglied und wer als Stetiérzeichner. Jeder Wahlvorschlag soll eine fortlaufende Num-
vertreter vorgeschlagen wird. Bei zwei Stellvertretern fir jeds®er und ein Kennwort erhalten, das ihn von allen anderen Wahl-
einzelne Mitglied muss aus der Bezeichnung zweifelsfrei henveorschlagen deutlich unterscheidet.
gehen, wer als erster oder zweiter Stellvertreter vorgeschlagen
wird. :
(3) Die Verteilung der Bewerber des Handwerks und des hand- Sechst\?vraﬁlbschmtt
werkséhnlichen Gewerbes sowie der Gesellen und anderep Ar-
beitnehmer mit abgeschlossener Berufsausbildung muss deng8&2 (1) Fur die Wahl der Vertreter des Handwerks und des
stimmungen der Satzung der Handwerkskammer entsprechehandwerksahnlichen Gewerbes dient als Wahlunterlage ein von
(4) Auf jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauenspernsdar Handwerkskammer herzustellender und zu beglaubigender
und ein Stellvertreter bezeichnet sein, die bevollmachtigt sikdjszug aus der Handwerksrolle und dem Verzeichnis nach § 19
dem Wabhlleiter gegentiber Erklarungen abzugeben. Fehlt didgse Handwerksordnung, der alle am Wahltag Wahlberechtigten
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichnete als Vertrauensgder-Handwerkskammer enthalt (Wahlverzeichnis). Wahlen kann
son, der zweite als sein Stellvertreter. nur, wer in dem Wahlverzeichnis eingetragen ist.
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(2) Das Wahlverzeichnis ist 6ffentlich auszulegen. Die Aub) einen Stimmzettel,
legungszeit und den Ort bestimmt der Wahlleiter. Innerhalb| dgreinen neutralen Umschlag der Bezeichnung ,Handwerks-

Auslegungsfrist ist das Anfertigen von Auszigen aus dem

ahkammer-Wahl“ (Wahlumschlag) und

lerverzeichnis durch Wahlberechtigte zulassig, soweit dies @neinen Umschlag fir die Ricksendung der Wahlunterlagen
Zusammenhang mit der Prifung des Wahlrechts einzelnef betRucksendeumschlag).

stimmter Personen steht. Die Auszige dirfen nur fur di
Zweck verwendet und unbeteiligten Dritten nicht zuganglich
macht werden.

(3) Wer das Wahlverzeichnis fur unrichtig oder unvollstan
hélt, kann dagegen bis zum Ablauf der Auslegungsfrist bei
Handwerkskammer oder einem von ihr ernannten Beauftrg
schriftlich oder zur Niederschrift Einspruch einlegen. Soweit
Richtigkeit seiner Behauptung nicht offenkundig ist, hat er fir
Beweismittel beizubringen.

(4) Wenn der Einspruch nicht fiir begriindet erachtet wird,
scheidet tber ihn die héhere Verwaltungsbehérde.

(5) Die Entscheidung muf3 spatestens am vorletzten Tag
dem Abstimmungstag geféllt und den Beteiligten bekanntg
ben sein.

(6) Wenn die Auslegungsfrist abgelaufen ist, kbnnen Stin
berechtigte nur auf rechtzeitig angebrachte Einspriiche a
nommen oder gestrichen werden.

(7) Wird das Wahlverzeichnis berichtigt, so sind die Gr
de der Streichungen in Spalte ,Bemerkungen“ anzugeben. \

4@ie nach § 98 der Handwerksordnung Wahlberechtigten erhalten

gdie Wahlunterlagen vom Wabhlleiter nach Vorlage des Wahlbe-
rechtigungsscheins (§ 13).

dig (2) Der Wahlberechtigte kennzeichnet den von ihm gewéhiten
d@ahlvorschlag dadurch, dass er dessen Namen auf dem Wahlvor-

géeflag ankreuzt. Er darf nur eine Liste ankreuzen.

d|_e (3) Der Wahlberechtigte hat den von ihm gemafR Absatz 2
Yekennzeichneten Stimmzettel in dem verschlossenen Wahl-
umschlag unter Beifiigung des von ihm unterzeichneten Wahl-

eBEheins in dem Riicksendeumschlag so rechtzeitig an den Wahl-
leiter zuriickzusenden, dass die Unterlagen am Wabhltag bis spa-

) tdtens 18.00 Uhr bei der Handwerkskammer eingehen. Ist der

E¥Pahltag ein Sonn- oder Feiertag, missen die Wahlunterlagen am
ersten darauf folgenden Werktag bis spatestens 18.00 Uhr bei der

NHandwerkskammer eingehen. Die rechtzeitig bei der Kammer

ligiegegangen Wahlumschlage werden nach Prifung der Wahlbe-
_rechtigung unverzuglich ungedffnet in die Wahlurne gelegt.

in-

\Venn

das Stimmrecht ruht oder der Stimmberechtigte in der Ausiibidhg? (1) Nach Schluss der Abstimmung beruft der Wahlleiter

des Stimmrechts behindert ist, so ist dies in dem Wahlverzeig
besonders zu bezeichnen. Ergédnzungen sind als Nachtrag
nehmen.

Hige Wahlausschuss ein. Der Wahlausschuss hat unverziiglich das
ZdFrgebnis der Wahl zu ermitteln.
(2) Unglltig sind Stimmzettel,

(8) Das Wahlerverzeichnis ist bis zum Wabhltag fortzufihren. gje nicht in einem amtlich abgestempelten Umschlag oder die

§ 13 (1) Die ihr Wahlrecht wahrnehmenden Gesellen und
beitnehmer mit abgeschlossener Berufsaushildung weisen
Wahlleiter ihre Wahlberechtigung durch eine die Unterschrift
Betriebsrates, soweit dieser in Betrieben vorhanden ist, in
Ubrigen Betrieben durch eine die Unterschrift des Betriebsi
bers oder seines gesetzlichen Vertreters tragende Beschein
(Wahlberechtigungsschein) nach.
(2) Wahlen kann nur, wer sich durch eine solche Beschg
gung als Wahlberechtigter legitimiert oder wer von kurzzeiti
Arbeitslosigkeit (§ 98) betroffen ist. Diese ist dem Wahllei
durch Vorlage einer Bescheinigung der Agentur fur Arbeit na
zuweisen.

in einem mit Kennzeichen versehenen Umschlag libergeben
Ar- worden sind,
derdie als nichtamtlich hergestellte erkennbar sind,
d?.Saus deren Beantwortung oder zulassiger Kennzeichnung der
2' Zr\Nille des Abstimmenden nicht unzweifelhaft zu erkennen ist,
igurﬁjinen ein durch den Umschlag deutlich fuhlbarer Gegenstand
beigefigt ist,
vibi-die mit Vermerken oder Vorbehalten versehen sind.
ger (3) Mehrere in einem Umschlag enthaltene Zettel gelten als
&fine Stimme, wenn sie gleichlautend sind oder wenn nur einer
olon ihnen eine Stimmabgabe enthalt; sonst sind sie ungiiltig.

(4) Die Stimmzettel, Gber deren Gultigkeit oder Unguiltigkeit

der Wahlausschuss Beschluss gefasst hat, sind mit fortlaufender

§ 14 (1) Bei der Wahl sind nur solche Stimmen giiltig, die yiNummer zu versehen und der Niederschrift beizuftigen. In der

verandert auf einen der vom Wahlausschul? zugelassene
vom Wahlleiter veroffentlichten Vorschlage lauten.

(2) Zur Glltigkeit des Stimmzettels genigt es, dal3 er
Wahlvorschlag nach der vom Wahlleiter verdffentlichten NU
mer und dem Kennwort bezeichnet.

8§15 Beider Wahl diirfen nur von der Handwerkskammer
lich hergestellte Stimmzettel und die zugehérigen amtlich
gestellten Umschlage verwendet werden. Sie sind von der H
werkskammer zu beschaffen. Die Umschlage sind mitdem S
pel der Handwerkskammer zu versehen. Die Stimmzettel s
fur die Wahl der Wahlberechtigten nach § 96 Abs. 1 und
Wahlberechtigten nach § 98 der Handwerksordnung in vers
dener Farbe hergestellt sein. Sie enthalten den Namen odg¢
Kennwort der nach 8§ 11 zugelassenen Wahlvorschlage.

8§ 16 (1) Die Kammer Ubermittelt den nach § 96 der Hal
werksordnung Wahlberechtigten folgende Unterlagen:
a) einen Nachweis der Berechtigung zur Ausiibung des W

h Niggderschrift sind die Griinde kurz anzugeben, aus denen die
Stimmzettel fir gultig oder ungultig erklart worden sind.
den(5) Ist ein Stimmzettel wegen der Beschaffenheit des Um-
rachlags fir ungiltig erklart worden, so ist auch der Umschlag
beizuftigen.
(6) Alle giiltigen Stimmzettel, die nicht nach den Abséatzen 4
nd 5 der Abstimmungsniederschrift beigefiigt sind, hat der
ahlausschuss in Papier einzuschlagen, zu versiegeln und dem

"Wahlleiter zu Ubergeben, der sie verwahrt, bis die Abstimmung

[ _'gUItig erklart oder eine neue Wahl angeordnet ist. Das Gleiche
5 Ht\{fUr die Wahlberechtigungsscheine der Arbeitnehmer.
der 7 Das Wabhlerverzeichnis wird dem Wahlleiter Gibergeben.
~hie(8) Uber die Sitzung des Wahlausschusses ist eine Nieder-
.rSgheft zu fertigen. Diese ist zusammen mit den Wahlunterlagen
aufzubewahren und der Aufsichtsbehorde auf Anforderung vor-
zulegen.

nd-
§17a (1) Das Wahlerverzeichnis, die Wahlberechtigungsschei-
Jaté-und sonstigen Wahlunterlagen sind so zu verwahren, daf3 sie

t

rechts (Wahlschein),

gegen Einsichtnahme durch Unbefugte geschitzt sind.
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(2) Nach der Wahl sind die in Absatz 1 genannten Unterlg
bis zur Unanfechtbarkeit der Wahl aufzubewahren und dana
vernichten.

(3) Auskiinfte aus den in Absatz 1 genannten Unterlagen
fen nur Behdrden, Gerichten und sonstigen offentlichen §
len und nur dann erteilt werden, wenn diese die Auskinfte
Erfullung von Aufgaben benétigen, die sich auf die Vorbe
tung, Durchfiihrung oder Uberpriifung der Wahl sowie die
folgung von Wahlstraftaten, Wahlprifungsangelegenheiten
auf wahlstatistische Arbeiten beziehen.

§ 18 (1) Nach Ubergabe der Unterlagen an den Wahlleiter §
der Wahlausschuss das Gesamtergebnis der Wahl fest, das
den Wahlleiter in den fir die Bekanntmachung der Handwe
kammer bestimmten Organen 6ffentlich bekannt zu machen
der Aufsichtsbehtrde anzuzeigen ist. Die Wahlunterlagen
aufzubewahren und der Aufsichtsbehdrde auf Anforderung
zulegen.

(2) Als gewahlt gelten die Bewerber desjenigen Wahl
schlags, der die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalte

Siebenter Abschnitt
Engere Wahl

8§19 (aufgehoben)

Achter Abschnitt
Wegfall der Wahlhandlung

§ 20 Wird fur den Wahlbezirk nur ein Wahlvorschlag zugel
sen, so gelten die darauf bezeichneten Bewerber als gewah
ne dal es einer Wahlhandlung bedarf.

Neunter Abschnitt
Beschwerdeverfahren, Kosten

§ 21 Beschwerden uber die Ernennung der Beisitzer des W
ausschusses entscheidet die hthere Verwaltungsbehorde.

§ 22 Die Kosten der Wahl trégt die Handwerkskammer.

Anlage D
zur Handwerksordnung

Art der personenbezogenen Daten in der Handwerksrolle, in
dem Verzeichnis der Inhaber eines zulassungsfreien
Handwerks oder handwerkséhnlichen Gewerbes und in der
Lehrlingsrolle

I. In der Handwerksrolle diurfen folgende Daten gespeic
werden:

1. bei natirlichen Personen

a) Name, Vorname, Geburtsname, Geburtsdatum
Staatsangehorigkeit des Betriebsinhabers, bei nicht
geschéftsfahigen Personen auch der Vor- und Fal
enname des gesetzlichen Vertreters; im Falle des
Abs. 2 der Handwerksordnung sind auch Vor- und
milienname, Geburtsdatum und Staatsangehdrigkei
Betriebsleiters sowie die fur ihn in Betracht kommeng
Angaben nach Buchstabe e einzutragen;

b) die Firma, wenn der selbstandige Handwerker eine
ma fuhrt, die sich auf den Handwerksbetrieb bezieht

¢) Ort und StralRe der gewerblichen Niederlassung;

d) das zu betreibende Handwerk oder bei Austubung 1

gen
th zu

dar-
btel-
zur
ei-
er-
oder

tellt2.

rks-
und

sind

\VOr-

or-
n hat.

NS-
t, oh-

ahl-

hert

und
voll
mili-

Fa
de
len

Fir

rerer Handwerke diese Handwerke;

e) die Bezeichnung der Rechtsvorschriften, nach denen der
selbstéandige Handwerker die Voraussetzungen fir die
Eintragung in die Handwerksrolle erfiillt und in dem
zu betreibenden Handwerk zur Ausbildung von Lehrlin-
gen befugt ist; hat der selbstandige Handwerker die zur
Ausubung des zu betreibenden Handwerks notwendigen
Kenntnisse und Fertigkeiten durch eine Prifung nach-
gewiesen, so sind auch Art, Ort und Zeitpunkt dieser
Prufung sowie die Stelle, vor der die Prifung abgelegt
wurde, einzutragen;

f) der Zeitpunkt der Eintragung in die Handwerksrolle;

bei juristischen Personen

durcha) die Firma oder der Name der juristischen Person sowie

Ort und StralRe der gewerblichen Niederlassung;

b) Name, Vorname, Geburtsdatum und Staatsangehdrigkeit
der gesetzlichen Vertreter;

c¢) das zu betreibende Handwerk oder bei Ausiibung meh-
rerer Handwerke diese Handwerke;

d) Name, Vorname, Geburtsdatum und Staatsangehdérigkeit
des Betriebsleiters sowie die fur ihn in Betracht kom-
menden Angaben nach Nummer 1 Buchstabe e;

e) der Zeitpunkt der Eintragung in die Handwerksrolle;

. bei Personengesellschaften

a) bei Personenhandelsgesellschaften die Firma, bei Ge-
sellschaften des Biirgerlichen Rechts die Bezeichnung,
unter der sie das Handwerk betreiben, sowie der Ort und
die Stral3e der gewerblichen Niederlassung;

b) Name, Vorname, Geburtsdatum und Staatsangehdrigkeit
des fir die technische Leitung des Betriebs verantwort-
lichen personlich haftenden Gesellschafters, Angaben
Uber eine Vertretungsbefugnis und die fir ihn in Betracht
kommenden Angaben nach Nummer 1 Buchstabe e;

c) Name, Vorname, Geburtsdatum und Staatsangehérigkeit
der ubrigen Gesellschafter, Angaben uber eine Vertre-
tungsbefugnis und die fir sie in Betracht kommenden
Angaben nach Nummer 1 Buchstabe €;

d) das zu betreibende Handwerk oder bei Austibung meh-
rerer Handwerke diese Handwerke;

e) der Zeitpunkt der Eintragung in die Handwerksrolle;

. bei handwerklichen Nebenbetrieben

a) Angaben Uiber den Inhaber des Nebenbetriebs in entspre-
chender Anwendung der Nummer 1 Buchstabe a bis c,
Nummer 2 Buchstabe a und b und Nummer 3 Buchsta-
be a und c;

b) das zu betreibende Handwerk oder bei Austibung meh-
rerer Handwerke diese Handwerke;

c) Bezeichnung oder Firma und Gegenstand sowie Ort und
StraBe der gewerblichen Niederlassung des Unterneh-
mens, mit dem der Nebenbetrieb verbunden ist;

d) Bezeichnung oder Firma sowie Ort und Stral3e der ge-
werblichen Niederlassung des Nebenbetriebs;

e) Name, Vorname, Geburtsdatum und Staatsangehdrigkeit
des Leiters des Nebenbetriebs und die fir ihn in Betracht
kommenden Angaben nach Nummer 1 Buchstabe e;

f) der Zeitpunkt der Eintragung in die Handwerksrolle.

?I.A'Abschnitt | gilt entsprechend fiir das Verzeichnis der Inha-
" ber von Betrieben in zulassungsfreien Handwerken oder hand-

erksahnlichen Gewerben. Dieses Verzeichnis braucht nicht
die gleichen Angaben wie die Handwerksrolle zu enthalten.
Mindestinhalt sind die wesentlichen betrieblichen Verhéltnis-
“se einschlieRlich der wichtigsten persénlichen Daten des Be-
' triebsinhabers.

h&h- In der Lehrlingsrolle diirfen folgende personenbezogene Da-
ten gespeichert werden:
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1. bei den Ausbildenden

a) die in der Handwerksrolle eingetragen sind:
Die Eintragungen in der Handwerksrolle, soweit sie [fir
die Zwecke der Fuhrung der Lehrlingsrolle erforderlich
sind,

b) die nicht in der Handwerksrolle eingetragen sind:
Die der Eintragung nach Abschnitt | Nummer 1 Buch-
stabe a entsprechenden Daten mit Ausnahme der Daten
zum Betriebsleiter zum Zeitpunkt der Eintragung in die
Handwerksrolle und der Angaben zu Abschnitt | Num-
mer 1 Buchstabe e, soweit sie fur die Zwecke der Lehr-
lingsrolle erforderlich sind;

2. bei den Ausbildern:
Name, Geburtsname, Vorname, Geschlecht, Geburtsdatum,
Art der fachlichen Eignung;

3. bei den Auszubildenden
a) beim Lehrling:
Name, Geburtsname, Vorname, Geschlecht, Gebur{sda-
tum, Staatsangehdérigkeit, Schulbildung, Schulabschluf3,
Abgangsklasse, Anschrift des Lehrlings,
b) erforderlichenfalls bei gesetzlichen Vertretern:
Name, Vorname und Anschrift;
4. beim Ausbildungsverhaltnis:
Ausbildungsberuf, Ausbildungszeit, Probezeit, Anschrift
der Ausbildungsstatte, wenn diese vom Betriebssitz|ab-
weicht.
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Anlage
zur Wahlordnung fur die Wahlen der Mitglieder
der Vollversammlung der Handwerkskammern

Wahlberechtigungsschein

zur Vornahme der Wahl der Arbeithehmermitglieder
der Vollversammlung der Handwerkskammer

(8 13 Abs. 1 der Wahlordnung fiir die Wahlen
der Mitglieder der Vollversammlung der Handwerkskammer)

Der Inhaber dieses Wahlberechtigungsscheins
(=T = 1 PSPPSR Arbeitnehmer(in),

wohnhaftin PLZ ................... (@ ] S ,

hat eine abgeschlossene Berufsausbildung und
ist/war DiS Zum ... als Mitarbeiter(in)

im Unternehmen (Name des Unternehmens)

........................................................ JPLZ O e,
SH e, Nr , beschéttigt.

Sie/Er ist berechtigt, das Stimmrecht zur Wahl der Arbeithehmermitglieder der Vollversammlung der Handwerkskammer

............................................................................... auszuiben.

*) Unterschrift des Betriebsrates, soweit dieser in den Betrieben vorhanden ist, in allen Gbrigen Betrieben des Betriebsinhabers oder seines gesetzlichen Vel
(8 13 Abs. 1 der Wahlordnung). Im Falle der Arbeitslosigkeit kann der Wahlberechtigungsschein auch durch die Agentur fiir Arbeit ausgestellt werden.



	Inhaltsübersicht
	Ausübung eines Handwerks und eines handwerksähnlichen Gewerbes
	Berechtigung zum selbständigen Betrieb eines zulassungspflichtigen Handwerks
	Handwerksrolle
	Zulassungsfreie Handwerke und handwerksähnliche Gewerbe

	Berufsbildung im Handwerk
	Berechtigung zum Einstellen und Ausbilden
	Ausbildungsordnung, Änderung der Ausbildungszeit
	Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse
	Prüfungswesen
	Regelung und Überwachung der Berufsausbildung
	Berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung
	Berufliche Bildung behinderter Menschen
	Berufsbildungsausschuß

	Meisterprüfung, Meistertitel
	Meisterprüfung in einem zulassungspflichtigen Handwerk
	Meisterprüfung in einem zulassungsfreien Handwerk oder in einem handwerksähnlichen Gewerbe

	Organisation des Handwerks
	Handwerksinnungen
	Innungsverbände
	Kreishandwerkerschaften
	Handwerkskammern

	Bußgeld-, Übergangs- und Schlussvorschriften
	Bußgeldvorschriften
	Übergangsvorschriften
	Schlussvorschriften

	Anlage A 
	Anlage B 
	Anlage C
	Anlage D
	Wahlberechtigungsscheins

